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Susanne Gerull / Manfred Merckens

1 Einleitung

1.1 Ausgangssituation und Rahmenbedingungen der Studie

Hilfen nach § 67 ff. SGB XIlI dienen der Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
auf Seiten der Leistungsempfanger/-innen. Eine der Hauptzielgruppen der Hilfen sind woh-
nungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen, die explizit im Fokus der Studie
standen. Personliche Hilfen im Sinne des § 68 Abs. 1 SGB XII werden uberwiegend im
Rahmen ambulanter und (teil)stationarer Angebote geleistet. Akteur/-innen sind die Sozialhil-
fetrager (Sozialamter), Leistungserbringer (i. d. R. freigemeinnitzige Trager) und die Klient/-
innen, die mit eben dieser Hilfe befahigt werden sollen, kunftig ihr Leben von der Hilfe unab-
héngig zu gestalten. Die Uberwiegend personlichen Hilfen sind als begrenzte Leistungen
nicht dauerhaft oder kompensatorisch ausgerichtet. Damit wirkt jede MaRnahme auf ein zeit-
liches Ende und auf die Verselbststandigung der Leistungsempfanger/-innen hin. Ihr Ab-

schluss kann erfolgreich, erfolglos oder teilerfolgreich sein.

Trotz umfangreicher Studien zum Thema ,Hilfen fir Menschen mit besonderen sozialen
Schwierigkeiten’ (zuletzt 2005 im Rahmen des Forschungsverbunds Wohnungslosigkeit und
Hilfen in Wohnungsnotfallen, FV 2005) konnten bisher keine Erfolgs- bzw. Misserfolgskrite-
rien hinsichtlich bestimmter Ziel- und Problemgruppen, Leistungstypen, Hilfemalinahmen
und —verlaufe sowie Strukturen und Werte der beteiligten Akteur/-nnen generiert werden. Die
Senatsverwaltung fir Soziales, Integration und Arbeit beauftragte daher die Alice Salomon
Hochschule Berlin mit der Durchfiihrung einer empirischen Studie zur Uberpriifung von ,Er-
folg’ und ,Misserfolg’ in der Hilfe nach 8 67 ff. SGB XII. Die Studie wurde im Rahmen einer
Zuwendung der Senatsverwaltung komplett drittmittelfinanziert. Die Laufzeit der Studie war
vom 01.10.2008 bis zum 15.05.2009.

Die wissenschatftliche Leitung der Studie erfolgte durch Prof. Dr. Susanne Gerull, Professorin
fur Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit mit den Schwerpunkten Armut, Arbeitslosigkeit,
Wohnungslosigkeit und niedrigschwellige Sozialarbeit an der Alice Salomon Hochschule
Berlin. Susanne Gerull verfligt zudem Uber langjahrige Erfahrung als Sozialarbeiterin in der
behordlichen Wohnungslosenhilfe. Als Experte arbeitete dartiber hinaus Manfred Merckens,
Fachbereichsleiter der Sozialen Wohnhilfe beim Bezirksamt Tempelhof-Schoneberg, an der
Studie mit. Christin Dubrow, Diplomsozialarbeiterin und —sozialpadagogin und aktuell Studie-
rende des Masterstudiengangs ,Klinische Sozialarbeit’ an der ASH Berlin, war im Rahmen

eines Tutorienvertrags an der Studie beteiligt.



1.2  Ziel und Fragestellung der Untersuchung

Ziel der Studie war die Erforschung von Erfolgs- und Misserfolgsparametern der Hilfen nach
§ 67 ff. SGB XII. Daraus abgeleitet sollten Konsequenzen fir eine Optimierung des Hilfesys-
tems entwickelt werden. Damit wurde erstmalig im Bereich der Hilfen fir Menschen mit be-
sonderen sozialen Schwierigkeiten der Versuch unternommen zu erfassen, welche Problem-
strukturen und —konstellationen auf Seiten der Betroffenen, aber auch, welche spezifischen
Aktionen seitens der Leistungserbringer und Sozialhilfetrager eher oder weniger erfolgreich

Zu sein scheinen.

Forschungsleitend stellte sich daher die Frage:

Welche Erfolgs- oder Misserfolgsparameter und welche Konstellationen fordern, hemmen
oder verhindern den positiven Verlauf der Hilfen gem. 8 67 ff SGB XIllI fir wohnungslose bzw.
von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen und welche Konsequenzen hat dies fiir eine

Optimierung des Hilfesystems?

Hieraus ergaben sich folgende Unterfragen:

e Wie wird ,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff. SGB XII definiert?

o Existiert Uberhaupt eine fachéffentliche Diskussion tber das Thema ,Erfolg’?

e Welche Faktoren / Fallkonstellationen fordern, hemmen oder verhindern den Erfolg /
Misserfolg der Hilfen?

e Existieren Instrumente der Erfolgskontrolle?

e Was miusste sich verandern, um die Hilfen optimal durchflihren zu kénnen?

1.3 Forschungsdesign

Die Studie wurde als qualitative explorative Untersuchung durchgefiihrt. Neben einer umfas-

senden Literaturrecherche wurden neun Interviews mit Expert/-innen gefiihrt.

Literaturrecherche

Uber die Literaturrecherche wurde der Forschungsstand zum Thema ,’Erfolg’ in der Hilfe
nach 8 67 ff. SGB XII* generiert. Ausgangspunkt waren die Veroffentlichungen in der einzi-
gen Fachzeitschrift der Wohnungslosenhilfe, der wohnungslos. Dariiber hinaus wurden ein-
schlagige und aktuelle Blicher sowie sonstige Publikationen zum Thema ausgewertet. Eine
Internetrecherche wurde abschlieRend ergéanzend durchgefihrt, um auch sogenannte Grauli-
teratur wie Stellungnahmen der Wohlfahrtsverbénde etc. mdglichst aktuell und umfassend zu
bertcksichtigen. Veroffentlichungen zum Thema ,Erfolg’ in angrenzenden Arbeitsfeldern (wie

z. B. der Eingliederungshilfe) rundeten diesen Teil der Literaturrecherche ab.




Erganzend wurden der Forschungsstand zu den Themen ,Gender’ und ,Interkulturalitat’ im
Kontext der Wohnungslosenhilfe erhoben sowie die aktuelle (wissenschaftliche) Diskussion
Uber die Moglichkeiten und Grenzen der Wirksamkeitsforschung aufgegriffen. Internationale
Studien konnten insgesamt nicht berlcksichtigt werden. Einerseits hatte dies den Rahmen
der Untersuchung gesprengt, andererseits gestaltet sich ein Vergleich alternativer Unterstit-

zungsformen fiir Wohnungslose gegentber der explizit deutschen Hilfeform als schwierig.

Interviews

Bei der Entwicklung des Forschungsdesigns gingen wir bereits davon aus, dass wir mit der
Studie Neuland betreten. Es war also erforderlich, neben der Ermittlung des (vermutet nicht
sehr umfassenden) Forschungsstands neue Daten zu erheben. Aufgrund des explorativen
Ansatzes kam eine hypothesen- oder theorientestende, quantitative Untersuchung nicht in-
frage. Es war also erforderlich, durch die Untersuchung erst Hypothesen zu generieren, die
spater im Rahmen einer représentativen Studie Uberprift werden kdnnen (s. ausf. Kapitel
10).

Hierfir boten sich leitfadengestiitzte Interviews mit Expert/-innen an. Als ,Expert/-innen’ defi-
nierten wir alle drei Akteur/-innen im Hilfesystem, namlich Sozialhilfetrager, Leistungserbrin-
ger und die Klientel selbst. Durch diesen Vergleich kann eine gewisse Intersubjektivitat' er-
reicht werden. Dabei wurden unsere neun Interviewpartner/-innen nicht als Personen be-
fragt, sondern als Expert/-innen fir ein konkretes Hilfeangebot fir Wohnungslose und von
Wohnungslosigkeit Bedrohte. Sie waren also Reprasentant/-innen fir die drei 0. g. Akteurs-
gruppen (vgl. Flick 2005: 140). Zwar wurden die drei Klient/-innen auch zu ihren ganz per-
sonlichen Erfahrungen befragt. Ziel war es dabei aber ebenso wie bei den anderen Befrag-
ten, ihre Einschéatzung des Hilfesystems sowie férdernde und hemmende Faktoren fiir einen
erfolgreichen Hilfeprozess zu generieren. In diesem Sinne funktionierte ihr ,’Experte’-Sein
(...) Uber die Zuschreibung der Rolle seitens der Akteure, die an Aufklarung und Informatio-

nen, an ,objektivem’ Faktenwissen interessiert sind.” (Bogner/Menz 2005: 40, H. i. O.).

Die Interviews wurden durchgangig in Berlin gefiihrt. Um trotzdem einen umfassenden Blick
auf die Hilfen nach 8 67 ff. SGB Xll zu erhalten, wurde im Sinne eines theoretischen
Samplings (vgl. Glaser/Strauss 1967/1998) eine Auswahl an Interviewpartner/-innen getrof-
fen, die moglichst viele Einflussfaktoren und Blickwinkel neben den drei Akteursgruppen

selbst abdecken sollte:

! Intersubjektivitat bedeutet die Nachpriifbarkeit wissenschaftlicher Aussagen durch Dritte (vgl.

Kromrey 1995: 29).



e Mannlich/weiblich

e Alter/Berufserfahrung

e Ost/West

e Tragerspektrum in Berlin

e Spektrum der Leistungstypen in Berlin

War zunéchst nur vorgesehen, die drei Klient/-innen durch eine Anonymisierung ihrer Namen
Zu schutzen, baten auch mehrere der Professionellen darum. Hintergrund war ihre Sorge, es
sich mit der jeweils anderen Seite im Hilfeprozess zu ,verderben’ und die zuklnftige Zusam-
menarbeit zu gefdhrden. Um die unverstellte Meinung und Expertise der Interviewten zu ge-
nerieren, haben wir daher alle neun Interviewpartner/-innen anonymisiert. Im Folgenden zei-

gen wir anhand von Strukturmerkmalen die Zusammensetzung unserer Interviewten auf:

Tabelle 1: Interviewpartner/-innen

l.nr. Funktion m/w Standort
Bl Soziale Wohnhilfe w West

B2 Soziale Wohnhilfe w West

B3 Soziale Wohnbhilfe W Ost

T1 Freier Trager: BEW/WuW m Ost

T2 Freier Trager: Ubergangshaus w West

T3 Freier Trager: Kriseneinrichtung w Ost

K1 Klient, ehem. Kriseneinrichtung (,Erfolgsfall”) m West

K2 Klient, BGW (,Misserfolgsfall®) m West

K3 Klientin, BEW (,Erfolgsfall®) w West

Die Interviews wurden durchgéngig leitfadengestitzt gefuihrt. Dabei &hnelten sich die beiden
Leitfaden fur die Professionellen (Soziale Wohnhilfen/Freie Trager) stark, lediglich der Leitfa-
den fur die Klient/-innen wurde vollstéandig neu konzipiert.? Die Leitfaden stiitzten sich dabei
stark auf die theoretischen Voruberlegungen der Forschungsgruppe. Obwohl stark struktu-
riert, dienten sie in den Interviews lediglich als Orientierungsrahmen und wurden flexibel ge-
handhabt (vgl. Gahleitner 2005: 45). Die Interviews wurden aufgezeichnet und vollstandig
transkribiert. Die Auswertung erfolgte im Rahmen der qualitativen Inhaltsanalyse nach May-
ring (1993). Dabei wurden Kategorien sowohl deduktiv anhand des Leitfadens als auch in-
duktiv aus dem Material selbst heraus gebildet. Die Kategorien wurden definiert und Anker-
beispiele (Belegzitate, vgl. Gahleitner 2005: 59) aus dem Material generiert.® Damit ist das
methodische Vorgehen transparent und nachprifbar. Fir die Auswertung der Interviews
wurde die Software ATLAS.ti verwandt.

2 Leitfaden s. Anlage

® Kategoriensystem s. Anlage



1.4 Aufbau des Berichts

Im vorliegenden Bericht werden zunachst im Kapitel 2 die gesetzlichen Rahmenbedingungen
(8 67 ff. SGB XIllI inklusive Durchfihrungsverordnung) dargestellt. Anschlie3end werden die
berlinspezifischen Regelungen (Berliner Rahmenvereinbarung mit der Darstellung der Leis-
tungstypen) erlautert. Es folgt mit Kapitel 3 eine forschungsmethodologische Auseinander-
setzung mit Wirkungsforschung in der Sozialen Arbeit allgemein, die Erkenntnisse aus ver-
wandten Arbeitsfeldern mit einbezieht. AnschlieRend wird im 4. Kapitel der Forschungsstand
zum Thema ,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff. SGB XII beschrieben, der sich auf eine umfas-
sende Literaturrecherche stitzt. Erganzend bietet Kapitel 5 einen Einblick in die Diskussion
zum Thema ,Erfolg’ in angrenzenden Arbeitsfeldern wie der Eingliederungs- und Jugendhilfe.
Ein Exkurs zu den Themen ,Gender’ und ,Interkulturalitat’ rundet den theoretischen Teil mit
Kapitel 6 ab. Im 7. Kapitel werden ausfiihrlich die Ergebnisse der neun Interviews mit Ex-
pert/-innen (Sozialhilfetrager, Leistungserbringer und Klient/-innen) vorgestellt. Eine kompri-
mierte Diskussion der theoretischen und empirischen Ergebnisse erfolgt in Kapitel 8. Der
Bericht endet mit einem kurzen Fazit und Empfehlungen in Kapitel 9 sowie einem kurzen
Ausblick auf die von der Forschungsgruppe geplante Aktenanalyse zur quantitativen Uber-
prifung, Stitzung und Ergdnzung dieser Studie (Kapitel 10). Der Anhang besteht aus dem
Literaturverzeichnis, den drei Interviewleitfaden sowie dem erarbeiteten Kategoriensystem

zur Auswertung der neun Interviews.



Manfred Merckens

2. Gesetzliche Rahmenbedingungen

2.1 Ausgangslagen, Ziele und Verfahrensweisen

Betrachtet man gemeinhin Erfolg als den gelungenen Ablauf einer vorher mehr oder weniger
bestimmten Handlungsabfolge, die mit dem Ziel in Gang gesetzt wurde, eine Ausgangssitua-
tion nach bestimmten Vorgaben oder Vorstellungen zu verandern, so lasst sich dieses Ver-
standnis auch auf den § 67 ff. SGB XII tbertragen.

Gemal § 67 SGB XIll sind Personen, bei denen besondere Lebensverhéltnisse mit sozialen
Schwierigkeiten verbunden sind, zur Uberwindung dieser Schwierigkeiten Leistungen zu
gewdahren. Besondere Lebensverhéltnisse in Verbindung mit sozialen Schwierigkeiten stellen
mithin gleichzeitig die Anspruchsgrundlage und Ausgangssituation dar, die es im Sinne einer
Zielabsicht zu Gberwinden gilt. Dieses Ziel soll mit bestimmten Leistungen, die den belaste-
ten Personen zu Gute kommen, erreicht werden, sofern sie selbst zur Uberwindung nicht in
der Lage sind (Satz 1).

Einschrankend erfolgt noch der Hinweis des Gesetzgebers, dass diese Leistungen intern
und extern nachrangig sind (Satz 2), denn sie greifen nur dann, wenn der Bedarf nicht durch
Leistungen anderer Vorschriften des SGB Xl (siehe hierzu § 8 SGB XIll) oder des SGB VIl
gedeckt ist. Bezogen auf das SGB VIII sind hier mit Blick auf die Alltagspraxis tiberwiegend
Hilfen nach § 41 SGB VIII angesprochen. Beim internen Nachrang spielen vor allem Maf3-
nahmen der Eingliederungshilfe (8 53 ff. SGB XIlI) eine Rolle. Die Vorrangigkeit anderer Leis-
tungen darf nicht abstrakt sein, sondern muss den Hilfebedarf in realisierter Form abdecken
(z. B. Grube/Wahrendorf 2008: Rdnr. 12 zu § 67).

Die Benennung der Anspruchsvoraussetzungen, der Leistungsziele und der Handlungen
wird in 8§ 68 SGB XII konkretisiert und in der Verordnungsermachtigung gemaf 8§ 69 SGB XiI|
ausgestaltet. Bezuglich der praktischen Umsetzung im Land Berlin erfolgt eine differenzierte
Beschreibung der Hilfeleistungen auf der Grundlage der 88 75, 79 SGB Xll in Form der Ber-
liner Rahmenvereinbarung (BRV) und der dortigen leistungsspezifischen Vereinbarungen
(8 75 Abs. 3 SGB XlI).

Ausgangslage
Mit der Beschreibung der personlichen Voraussetzungen zum Erhalt der Leistungen nach

§ 67 SGB XIlI wird gleichzeitig jene Ausgangslage markiert, deren Veranderung (hier Uber-

windung) im Zielfokus steht.



Um eine Leistung auf dieser Rechtsgrundlage erhalten zu kénnen, missen die Hilfeempfan-
ger/-innen bestimmte, den Hilfebedarf auslésende Merkmale aufweisen. Der Hilfebedarf,
also das, was die Leistung erforderlich macht und den Bezug begriindet, ist sozialleistungs-
rechtlich nur dann gegeben, wenn die Lebenssituation der Leistungsempfanger/-innen zum
einen von sogenannten ,besonderen sozialen Schwierigkeiten’ gepréagt und zum anderen die
Bearbeitung dieser Schwierigkeiten in Selbsthilfe nicht mdéglich ist. Besondere soziale
Schwierigkeiten kennzeichnen sich nach der gesetzlichen Definition durch eine enge Ver-
knipfung ,besonderer Lebensverhéltnisse’ mit ,sozialen Schwierigkeiten’ (8 1 Abs. 1 VO),
sodass sich die Uberwindung auf beide Ebenen beziehen muss. Denn, so die Begriindung

des Gesetzgebers zur Einfihrung der Verordnung zum damaligen 8 72 BSHG im Jahr 2001:

.Liegen bei einer Person ein besonderes Lebensverhaltnis und eine soziale Schwierig-
keit vor, so soll alleine daraus noch nicht folgen, dass von einer besonderen sozialen
Schwierigkeit auszugehen ist. Es kommt vielmehr darauf an, dass dieses besondere
Lebensverhaltnis (zum Beispiel eine Beseitigung der Wohnungslosigkeit) nur tberwun-
den werden kann, wenn auch die soziale Schwierigkeit ausgerdumt wird.“ (BMAS
2000: 9)

Ausgehend von 8§ 68 Abs. 1 SGB Xll findet sich eine ndhere Beschreibung der besonderen
Lebensverhaltnisse in 8§ 1 Abs. 2 VO. Sie erstrecken sich u. a. auf mangelhafte Wohn- und
wirtschaftliche Verhaltnisse, auf gewaltgepragte Lebensumstéande, und zeigen sich bei Ent-
lassungen aus stationdren Einrichtungen oder bei sonstigen ,vergleichbaren nachteiligen
Umstanden“ (a. a. O.). Besondere Lebensverhaltnisse kénnen insgesamt im weiteren Sinn
verstanden werden. In Abgrenzung zu normalen Lebensverhdltnissen sind sie gekennzeich-

net durch einen

.Mangel an Mdglichkeiten zur Freizeitentfaltung, Mangel an Mdéglichkeiten zur Wahr-
nehmung politischer Rechte, Mangel an sozialer Sicherung fir die Risiken Krankheit,
Alter, Unfall, (...) Mangel an Chancen zu gesundheitsbewusster Lebensweise, Mangel
an Bildung, Mangel an Unterhaltung, Sport, Lebensgenuss.” (Roscher in Minder 2005:
Rdnr. 19 zu § 67)

Soziale Schwierigkeiten zeigen sich hingegen im Sinne des 8 1 Abs. 3 VO bei sozial aus-
grenzendem Verhalten, welches durch die Hilfeempfénger/-innen selbst oder durch Dritte
gezeigt wird und sich nachteilig auf zentrale Lebensbereiche wie Wohnen, Arbeit und soziale
Beziehungen auswirkt. Abstrahierend lassen sich hierunter letztendlich Stérungen ,bei der

Interaktion mit seiner sozialen Umwelt* oder gesellschaftliche Ausgliederungsprozesse beim



~Person-Umwelt-Austausch” fir anspruchsberechtigte Betroffene ausmachen (a. a. O.: Rdnr.
20 zu § 67).*

Damit hangen die Anspruchsvoraussetzungen und die Ausgangssituationen zum Erhalt einer
Hilfeleistung nach § 67 ff. SGB XIl an defizitaren Lebenslagen und gleichzeitigen sozialen
Schwierigkeiten sowie an fehlenden oder unzureichenden Fahigkeiten und Handlungskom-
petenzen auf Seiten der Betroffenen zur erfolgreichen Lésung dieser komplexen Situation.
Wobei hier nicht ausschlieZlich die véllige Unfahigkeit zum Anspruch auf Hilfe flhrt. Hilfen
nach 8§ 67 SGB XII sind auch in Erganzung zu Teilfahigkeiten zu gewéhren (a. a. O.: Rdnr.
22 zu § 67).

Ziele

Letztendlich sollen die Hilfeempfanger/-innen zur Selbsthilfe beféhigt sowie in die Lage ver-
setzt werden, ein menschenwirdiges Leben zu fihren und am Leben in der Gesellschaft
teilzunehmen (8§ 2 Abs.1 VO), da sie hieran durch die besonderen sozialen Schwierigkeiten
im Sinne des § 1 Abs. 1 VO gehindert sind. Diese Zielvorgaben stehen gleichwertig neben-
einander. Laut Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W) reicht das Errei-
chen eines Ziels aus. Mit Blick auf die beabsichtigte Selbsthilfe (§ 2 Abs. 1 Satz 2 VO) wird

.bei der Entscheidung Uber die Malinahmen das Ziel, den Hilfesuchenden zur Selbst-
hilfe zu befahigen, in allen Fallen vorrangig anzustreben sein, weil Fortschritte bei der
Erreichung dieses Zieles automatisch auch eine Annédherung an die beiden Ubrigen
Zielsetzungen nach sich ziehen* (BAG W 2001: 93).

Dem Grunde nach entsprechen die Hilfeziele des § 67 SGB XII den postulierten Vorgaben in
8§ 1 SGB XII. Im Gegensatz zum 8 1 SGB XII hat der Gesetzgeber jedoch die beabsichtigte
Selbsthilfe bei den Hilfen des Kapitels Acht von der dritten an die erste Stelle gerickt (8§ 2
Abs. 1 Satz 1 VO), was als eine sozialstaatliche Verschiebung vom ,Férdern und Fordern’
zum ,Fordern und Foérdern’ zu verstehen ist (Roscher in Miinder 2005: Rdnr. 8 zum § 69) und
die Hervorhebung der Mitwirkung und Selbstverantwortlichkeit der Hilfeempfanger/-innen

und deren Rolle am Geschehen unterstreicht.

Die MalRnahmeziele haben hierbei allerdings die jeweiligen Bedurfnislagen und Wiinsche der
Leistungsempféanger/-innen zu bericksichtigen, denn durch ,Unterstitzung der Hilfesuchen-
den zur selbstandigen Bewaltigung ihrer besonderen sozialen Schwierigkeiten sollen sie in

die Lage versetzt werden, ihr Leben entsprechend ihren Bedurfnissen, Winschen und Fa-

*  Zum weiteren Verstandnis siehe hierzu auch die ,Begriindung zur Verordnung zur Durchfiihrung

des § 72 BSHG", Bundestagsdrucksache 734/00, Besonderer Teil; wiedergegeben in wohnungs-
los, Nr. 4/2000, S. 32-37.
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higkeiten zu organisieren und selbstandig zu gestalten” (§ 2 Abs. 1 Satz 2 VO). Auch die
Hilfe selbst hat die Besonderheiten der Leistungsempfanger/-innen, zum Beispiel ge-
schlechts- oder altersbedingte, zu bertcksichtigen (8§ 2 Abs. 2 Satz 3 VO).

Verselbststandigung bedeutet in diesem Zusammenhang auch, die Leistungsempfanger/-
innen an die Inanspruchnahme anderer Sozialleistungen und Hilfen externer Stellen oder
notwendiger interner Leistungen des SGB XII heranzufiihren (§ 2 Abs. 1 Satz 4 VO), wozu
insgesamt also auch Leistungen des SGB VIII oder MaRnahmen der Eingliederungshilfen
nach dem SGB Xll gehdren (wobei flankierende oder erganzende Leistungsgewahrungen

nicht ausgeschlossen sind).

Was unter ,Uberwindung’ zu verstehen ist, sagt das Gesetz selbst. GemaR § 68 Abs. 1 SGB
XII umfasst der Umfang der Hilfeleistungen alle MaRRnahmen, um die besonderen sozialen
Schwierigkeiten abzuwenden, zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu ver-
hiaten. ,Abwendung’ bezieht sich im praventiven Sinne auf die Verhinderung der Entstehung
besonderer sozialer Schwierigkeiten, allerdings nur, wenn diese unmittelbar drohen. ,Beseiti-
gung’ meint die vollstandige Uberwindung der Schwierigkeiten, nachdem sie eingetreten
sind. Dagegen beschrankt sich die ,Milderung’ auf eine teilweise Losung und die ,Verhiitung
von Verschlimmerung’ darauf, einer Verschlechterung der Lage entgegenzuwirken oder
Teilerfolge zu sichern. (Grube/Wahrendorf 2008: Rdnr. 4 zu § 68) Die Hilfe berlcksichtigt
ferner Nachhaltigkeitsaspekte (8 2 Abs. 2 Satz 1 VO). Sie ist auch zur Vermeidung eines
drohenden Wiedereintritts in besondere soziale Schwierigkeiten zu gewahren (8 1 Abs. 1
Satz 2 VO).

Die Leistungen wirken im Sinne des Gesetzes in die bereits genannten Lebensbereiche hin-
ein, die ihrerseits oft typische Mangellagen mit sich bringen kénnen. So sind Hilfen zur Erhal-
tung und Erlangung von Wohnraum (8 4 VO) zu gewahren, hier vor allem in Form von Bera-
tung und Unterstitzung. Neben dem Bereich Wohnen wird auch die Integration in das Ar-
beitsleben als Zielsektor moglicher Hilfen benannt, die sich auf Hilfen zur Ausbildung, Erlan-
gung und Sicherung eines Arbeitsplatzes beziehen kdnnen (§ 5 VO). Unter anderem sind
dann Fahigkeiten sowie Fertigkeiten zu erhalten und zu fordern und die Leistungsempfan-
ger/-innen motivierend zu unterstitzen. Ebenfalls hervorgehoben sind Hilfen zum Aufbau
und zur Aufrechterhaltung sozialer Beziehungen und zur Gestaltung des Alltags (8 6 VO).
Sie beziehen sich u. a. auf soziale Kontakte, Tagesstrukturierungen, gesunde Lebenswei-

sen, Geselligkeit, kulturelle und sportliche Betéatigung.
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Maflnahmen und Handlungsschritte

Alle Leistungen haben sich den o. g. Zielinhalten zu unterstellen. Denn gem. 8 68 Abs. 1
SGB Xl umfasst der Umfang der Hilfeleistungen alle MaBnahmen, die explizit notwendig,
also ,unabweisbar‘ (Mergler/Zink 2008: Rdnr. 7 zu § 68) sind, um die Uberwindung der be-
sonderen sozialen Schwierigkeiten zu erreichen. Hieraus ergeben sich fir den Sozialleis-

tungserbringer auf den Einzelfall bezogene Prifpflichten:

,Die Entscheidung, welche MalRnahme im Einzelfall geeignet und notwendig ist, trifft
der Sozialhilfetrager nach pflichtgemé&fRem Ermessen unter Beriicksichtigung des fest-
gestellten Bedarfs (8§ 2 Abs.3 VO) des Leistungsberechtigten.” (Grube/Wahrendorf
2008: Rdnr. 18 zu § 68).

Mit Blick auf das Gesamtgeschehen obliegen ihm ebenso Organisationspflichten zur Schaf-
fung entsprechender MalRnahmenetzwerke und Hilfeketten (8§ 68 Abs. 3 SGB XIl).

Gemal § 68 Abs. 1 SGB Xll und der DVO ist die Hilfe weit iberwiegend und vorrangig mit
Blick auf die Befahigung zur Selbsthilfe als persdnliche Dienstleistung ausgestaltet, die ins-
besondere als Beratung und persotnliche Betreuung der Leistungsberechtigten (und auch
ihrer Angehdrigen) erbracht wird (8 2 Abs. 2 VO). Geld- und Sachleistungen des Sozialhilfe-
tragers sind nicht ausgeschlossen, spielen jedoch im Kontext der Untersuchung hier keine
Rolle. Zur Durchfuihrung der erforderlichen Leistungen ist in geeigneten Fallen, z. B. bei sta-
tiondren MalBnahmen nach § 2 Abs. 5 VO, ein Gesamtplan durch den Sozialhilfetrager zu
erstellen, der auch dann angezeigt ist, wenn unterschiedliche soziale Leistungen oder Hilfen

an Personen z. B. vor Vollendung des 21. Lebensjahres zu gewéhren sind.

Mit der Hilfegewahrung geht die Verpflichtung an die Leistungsempfanger/-innen einher
,hach eigenen Kraften an der Uberwindung der besonderen sozialen Schwierigkeiten mitzu-
wirken" (8 2 Abs.1 Satz 3 VO). Die Anspriiche, die an diese Mitwirkung gestellt werden kon-
nen sind eher niedrig anzusetzen, da gerade die fehlenden Selbsthilfemdglichkeiten selbst

eine Anspruchsgrundlage fur den Erhalt der Leistungen bilden (vgl. u. a. BAG W 2001).

Als eine dem Wesen nach aktivierende Leistung sind die Leistungsempfanger/-innen an der
Bedarfsplanung und Fortschreibung der Hilfe zu beteiligen, dies allerdings unter Bericksich-
tigung der jeweiligen Fahigkeiten und Krafte (8§ 2 Abs. 3 DVO). Fehlende oder mangelnde
Mitwirkung fuhrt hierbei jedoch nicht automatisch zur Einstellung der Leistung. Denn Malf3-
nahmen, Hilfe- und Gesamtplane sind zu Uberprifen, wenn die Hilfeempfanger/-innen die
notwendige Mitwirkung vermissen lassen oder die Zielerreichung in Frage gestellt ist (§ 2
Abs. 4 VO). Daraus ergibt sich im Sinne der Erfolgssicherung, dass die Malinahmen bei Ge-

fahrdung eines Hilfeziels zuerst anzupassen und zu modifizieren sind. Damit leitet sich flr
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die praktische Arbeit die Verpflichtung zum fortlaufenden Abgleich zwischen beabsichtigter

Wirkung der Hilfe auf das angestrebte Ziel und seiner tatsdchlichen Annéherung ab.

Hilfen nach dem Achten Kapitel des SGB XII sind allerdings keine Leistungen, die lediglich
passiv entgegengenommen werden kénnen (Mergler/Zink 2008: Rdnr. 19 zu § 68). Durch die
zweckbestimmte Zielfestschreibung der Hilfe muss daher ein gewisses Maf an Erfolgsaus-
sicht erkennbar sein. Wobei sich die Bedarfsprifung auf aktuelle Situationen beschrénken
soll und vorangegangene Misserfolge oder MalRnahmeabbriiche in der Regel nicht zu werten
sind (a. a. O.), eine Beendigung der Hilfe aber bei der Weigerung einer zumutbaren Mitwir-
kung angezeigt ist (Grube/Wahrendorf 2008: Rdnr. 8 zu § 68).

Vorrangig bei den Leistungen nach § 67 SGB Xll sind ganz im Sinne der zu starkenden oder
zu weckenden Selbsthilfepotenziale der Empfanger/-innen gemafl 8 2 Abs. 2 Satz 2 VO
Dienstleistungen der Beratung und personlichen Unterstiitzung. Die Intentionen werden in
8§ 3 VO dargelegt: Neben der Beratung der Leistungsempfanger/-innen tber die auf die indi-
viduelle Lage abgestimmten Hilfeangebote sowie deren Vermittlung und Férderung der Inan-
spruchnahme sollen die individuellen Ursachen der besonderen sozialen Schwierigkeiten
festgestellt, diese den Leistungsempfanger/-innen bewusst gemacht und die jeweiligen Hilfe-

bedarfe ermittelt werden.

Das alleine reicht natirlich nicht. So erweitert 8 3 Abs. 2 VO die beabsichtigte Wirkung der
personlichen Dienstleistung dahingehend, bei der Klientel notwendige Fahigkeiten und Be-
reitschaften zur Uberwindung der sozialen Schwierigkeiten zu starken und zu entwickeln, um
ihre Verselbststandigung und die Mitwirkung im Hilfeverfahren zu sichern. Die personliche
Unterstutzung bezieht sich ergéanzend hierzu auch auf Hilfestellungen bei der Inanspruch-
nahme unterschiedlicher Dienste und Sozialleistungen sowie bei der Erledigung von Behor-

denangelegenheiten inklusive Gerichtssachen.

Auch beim 8§ 67 SGB XIlI sind stationare Hilfen nur nachrangig zu leisten, namlich dann,
wenn verfligbare ambulante oder teilstationare MaRnahmen nicht geeignet sind (§ 2 Abs. 5
VO). Werden bezlglich der Zielerreichungen allgemein keine gesetzlichen Zeitvorgaben ge-
macht, so unterliegen stationére Hilfen neben der Notwendigkeit eines Gesamtplanes aller-
dings einer expliziten Befristung (8 2 Abs. 5 Satz 1 VO). Auch wirken hier enge Pruffristen,

die nicht langer als 6 Monate sein dirfen (Satz 3).

Auch ambulante oder teilstationdre Leistungen nach 8§ 67 ff. SGB Xll sind nicht endlos zu
gewahren. Dagegen spricht alleine schon der finale Charakter der Leistung, welche die Hil-
feempfanger/-innen befahigen mdochte, kunftig selbststandig die besonderen sozialen
Schwierigkeiten zu Gberwinden. Ein dauerhaft kompensatorischer Mangelausgleich ist nicht
vorgesehen. (Grube/Wahrendorf 2008: Rdnr. 4 zu 8§ 68; Mergler/Zink 2008: Rdnr. Nr. 21 zu

§ 68 SGB XIl). Ausgeschlossen ist jedoch nicht, dass die Leistungen langerfristig andauern
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konnen. Das Gesetz sieht keine Zeitbegrenzungen vor, solange die prognostische Bewer-
tung dahin geht, die Zielerreichung wahrscheinlich sein zu lassen. Mithin sind die Mal3nah-
men mit einer bestimmten Erfolgsausicht zu belegen, wobei hier geringe Mal3stabe anzuset-
zen sind. So zahlen bei der Beurteilung vorherige Fehlschlage nicht, die aktuelle Bedarfslage
ist ausschlaggebend (Mergler/Zink 2008: Rdnr. 20 u. 21 zu § 68). Wohingegen bei der Ver-
neinung der Hilfe und/oder bei fortgesetzter Ablehnung eine weitere Entwicklung der Selbst-
hilfekrafte nicht erwartet werden darf. Aus dem Hauptziel leitet sich die zeitliche Limitierung
der Hilfegewéahrung ab, verknipft mit einer erkennbaren Erfolgsaussicht der Malinahme (vgl.
Schellhorn 2006: Rdnr. 3 zu § 68 Abs. 1).

Zusammenfassung

Durch die Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten sollen die Hilfeemp-
fanger/-innen gemessen an ihren personlichen Potenzialen befahigt werden, defizitare Le-
benssituationen im Sinne der Uberwindung selbst zu meistern, wenn dazu die notwendigen
Selbsthilfekrafte und -mdglichkeiten fehlen und keine sonstigen deckungsgleichen Hilfen
wirken, die mit Blick auf spezielle Besonderheiten vorrangig bezogen werden. Es wird vor-
ausgesetzt, dass die Leistungsberechtigen im Rahmen ihrer Mdglichkeiten an der positiven
Veranderung der belasteten Lebenslage mitwirken. Von daher arbeitet die Hilfe bewusst-
seinsférdernd und motivierend. Sie begnlgt sicht nicht mit einem kompensatorischen Man-
gelausgleich der Lebenslage, sondern zielt auf die Verselbststandigung der Klientel. Die in-
dividuelle Mitwirkung der Anspruchsberechtigten korrespondiert mit der Eignung der Mal3-

nahmen innerhalb eines daflir geschaffenen Netzwerkes.

Einige Regelungen des SGB Xll lassen sich direkt oder indirekt als erfolgsférdernde Teil-

segmente im Verfahren interpretieren. Neben der Eignung des Hilfesystems gehdren hierzu:

e die Eignung der MaRnahmen (8 2 Abs. 1 VO)

o die Beriicksichtigung der individuellen Potenziale und Besonderheiten der Anspruchsbe-
rechtigten (8 1 Abs. 2 Satz 3 VO)

e die fortlaufende Uberpriifung und ggf. Anpassung der MaRnahmen mit Blick auf die Ziel-
ereichung (8 2 Abs. 4 DVO)

¢ die Teilnahme der Hilfeempfanger/-innen an der MaRnahmeplanung (§ 3 Abs. 1 VO)

o die Mitwirkung der Hilfeempfanger/-innen bei der Umsetzung (8 2 Abs. 1 Satz 3 VO)

o die ggf. notwendige Vernetzung der HilfemalBnahmen mit anderen Sozialleistungen
(§ 2 Abs. 3 Satz 3 VO)

e die Eignung des MalRnahmetragers (88 75, 79 SGB XII)

o die sozialleistungsrechtliche korrekte Bedarfsfeststellung und MaRnahmefestlegung des
Sozialhilfetragers (8 17 SGB XiII)
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2.2  Leistungserbringer und Leistungsangebote im Land Berlin

Die eigentlichen Hilfeleistungen werden in der Praxis von Maflinahmetragern erbracht und
die diesbezilglichen Kosten vom Sozialhilfetrdger gesichert. § 68 Abs. 3 SGB XIlI verpflichtet
den Trager der Sozialhilfe, mit den Vereinigungen gleicher Zielsetzungen sowie mit den
sonst beteiligten Stellen zusammenzuarbeiten und darauf hinzuwirken, dass sich die mégli-
chen Teilsegmente in einem Netzwerk wirksam ergéanzen. Zwischen den am Verfahren betei-
ligten Akteur/-innen (Sozialhilfetréager, MaRnahmetrager, Hilfeempféanger/-innen) entstehen in
diesem Zusammenhang qualitativ unterschiedliche Rechtsbeziehungen (,Sozialhilferechtli-
ches Beziehungsdreieck®, siehe Grube/ Wahrendorf 2008: 477 f.).

Die Hilfeempfanger/-innen bzw. Leistungsberechtigten erwerben bei Vorliegen der An-
spruchsvoraussetzungen gegeniber dem Sozialhilfetrdger einen Rechtsanspruch auf die
Hilfe (8 17 SGB XIll), den dieser im Vorfeld inklusive der pflichtgemafen Hilfebedarfsprifung
zu prifen hat. Die Hilfe erfolgt hier in Form der Kostenlbernahme flr die durch den Leis-

tungserbringer zu erbringende Hilfeleistung.

Die Finanzierung der Hilfen ist dem Sozialhilfetrdger gemaR 8§ 75 Abs. 3 SGB XllI allerdings
nur maoglich, wenn zwischen ihm und dem MalBnahmetrager eine Leistungs-, Vergutungs-
und Prufungsvereinbarung abgeschlossen wurde, die als Einzelvereinbarung im Kontext zu
einem Rahmenvertrag auf Landesebene zwischen dem Uberértlichen Trager der Sozialhilfe

und den kommunalen Spitzenverbanden nach 8 79 SGB XII steht.

Die Beziehung zwischen MalRRnahmeerbringern und Hilfeempfanger/-innen hingegen ist pri-
vatrechtlicher Natur. Grundlage fir die Leistungserbringung ist ein zwischen den Hilfeemp-
fanger/-innen und dem Mafinahmetrager geschlossener Vertrag, der vor allem die Ziele der
MaRnahme, Leistungsarten sowie verbindliche Regelungen zwischen den Partner/-innen

enthalt (z. B. zum Mahn- und Kindigungsverfahren).

Im Land Berlin gilt zurzeit der ,Berliner Rahmenvertrag gem. 8 79 Abs. 1 SGB XIlI fur Hilfen
in Einrichtungen einschlie3lich Diensten im Bereich Soziales — BRV -* in der Fassung vom
01.01.2005. Die Hilfen nach § 67 ff. SGB XIlI sind im Sinne des § 75 Abs. 3 SGB XII in leis-
tungsspezifischen Regelungen als Anlage zur BRV festgelegt (zuletzt 2007). Sie definieren

einheitlich die einzelnen Bestandteile und Ablaufe der eigentlichen Leistungspraxis.

Ahnlich einheitliche Arbeitsvorgaben gibt es beziiglich der internen Verfahrensablaufe auf
der Sozialhilfetragerseite nicht, da in den 12 Bezirksverwaltungen uneinheitliche Organisati-
onsstrukturen die Arbeitsablaufe zur Bearbeitung, Bedarfspriifung und Begleitung der Hilfen
bestimmen. In der Regel sind unterschiedlich aufgestellte Sozialdienste in die Anspruchsbe-
wertung der Antrdge und Betreuungsverlaufe eingebunden, die Uberwiegend im Bereich der

Sozialen Wohnhilfen angesiedelt sind. Innerhalb der jeweiligen Abteilungen oder der Berei-
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che Soziales arbeiten diese auf unterschiedliche Weisen mit den Leistungsstellen zusam-
men, wobei es im Vergleich der Binnenverhéltnisse verschiedene Kompetenz- und Entschei-

dungsstrukturen geben kann.

Die Hilfen (MalRnahmen, Leistungen) gliedern sich im Land Berlin in verschiedene ambulante
und stationare Leistungstypen mit jeweils unterschiedlichen Angebotsstrukturen, Zielgruppen

und Betreuungsdichten.

Fir die ambulanten Dienstleistungen sind dies die Leistungstypen

¢ Wohnungserhalt und Wohnungserlangung (WuW)

e Betreutes Einzelwohnen (BEW)

o Betreutes Gruppenwohnen (BGW)

e Betreutes Gruppenwohnen fir ehemals Drogenabhéangige nach abgeschlossener Thera-
pie (BGW Droge)

Fur stationdre Dienstleistungen sind dies die Leistungstypen

e Ubergangshaus (UH)
e Kriseneinrichtung (KRI)
e Krankenstation (KST)

Insgesamt bieten im Land Berlin auf der Plattform von Einzelvertragen nach 8§ 75 Abs. 3
SGB XII Uber 40 Trager in diversen Einzelprojekten mit einer jeweiligen Leistungstypzuord-
nung ihre Dienstleistungen an. Die Leistungstypen unterscheiden sich in den spezifischen
Zielen, im Umfang der Leistungsarten, im Personalschlissel, dem Entgelt bzw. Tagessatz
usw. Innerhalb einer Leistungstypzuordnung kénnen die Angebote der einzelnen Mal3nah-
metrager noch durch konzeptionelle Pragungen oder Spezialisierungen auf bestimmte Prob-

lemkonstellationen oder Personengruppen divergieren.

Die Inanspruchnahme der Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl ist in den letzten Jahren im Bereich
der ambulanten Dienstleistungen kontinuierlich angestiegen, bei einer sukzessiven Abnahme

der Platzangebote fiir die stationdren Leistungsangebote.
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Tabelle 2: Entwicklung der Fallzahlen betreuter Personen nach Leistungstypen

Leistungstyp WuW | BEW BGW |BGWD |UH KRI | KSt

Betreute Personen |831 2.353 |314 |545 972 645 194
2003

Betreute Personen |1.023|2.749 429 525 930 677 222
2004

Betreute Personen |1.080 |3.408 479 507 948 672 197
2005

Betreute Personen |1.282 |3.739 461 463 734 734 172
2006

Betreute Personen |1.675 |4.467 527 439 577 633 150
2007

(Quellen: Abgeordnetenhaus Berlin 2008: 2 und SenintArbSoz 2009)

Insgesamt hat sich die Anzahl der Empfanger/-innen von Hilfen nach § 67 ff. SGB Xll im

Land Berlin von 5.854 Personen im Jahr 2003 auf 8.628 Personen im Jahr 2007 gesteigert.

Die allgemeinen Verfahrensschritte der leistungsspezifischen Regelungen nach § 75 Abs. 3
SGB XllI beziehen sich u. a. auf Aufnahmeregelungen, Mitteilungspflichten, Hilfeplanungen
sowie auf Datenschutzbelange. Sie sind im Prinzip fir alle Leistungstypen gleich. Weiterhin
bilden fachlich differenzierte Konzeptionen mit Blick auf die jeweils zu betreuende Zielgrup-
pe, die Erfillung bestimmter Ausstattungsmerkmale sowie personelle Qualifikationen und
MalRnahmen zu Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitaten weitere Arbeitsgrundlagen der
Maflinahmetrager. Bezogen auf die Prozessqualitat sind die einzelnen Hilfebedarfsermittlun-
gen zu dokumentieren, die ihrerseits Aussagen zu den bereits in der VO genannten Lebens-
bereichen Wohnen, Arbeit und wirtschaftliche Verhéltnisse enthalten, sich aber auch auf
rechtliche Probleme sowie Angaben zu sozialen, gesundheitlichen und sonstigen Bezligen
der Klientel beziehen. Bezogen auf die Gesamteinrichtung liefern die Leistungserbringer
jahrliche Berichte mit Aussagen uber Klientelbewegungen, erfolgreiche oder nicht erfolgrei-
che Betreuungsverlaufe und Hilfeabschliisse an die zustandige Senatsverwaltung fir Sozia-
les. Die Aussagekraft der Erfolgsstatistik ist allerdings eher gering, da entsprechende Para-

meter fehlen.
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Leistungsarten

Zu den Leistungsarten, quasi den Arbeitsinstrumenten innerhalb der Leistungstypen, geho-
ren im Sinne einer einheitlichen Verwendung folgende, von der BAG der Uberértlichen Tra-
ger der Sozialhilfe, der BAG Wohnungslosenhilfe e. V. und der BAG Straffalligenhilfe e. V.
begrifflich bestimmte und hier knapp wiedergegebene Arbeitsinstrumente im Kontakt mit den

Leistungsempféanger/-innen (vgl. SenintArbSoz 2007):

e Information, als situationsbezogene Unterrichtung tber die zur Problemlésung bestehen-
den Mdglichkeiten

e Beratung, als plan- und regelméafige Kommunikation zu Bedarfsermittlung, Problemana-
lyse, Bewusstmachung, Hilfeplanerstellung, Zielfestlegung und -anpassung usw.

¢ Anleitung, als persoénliche Hilfe zur selbststandigen Bewadltigung der Notsituation

e Unterstitzung, als personliche Hilfe zur Starkung oder Weckung der Potenziale auf Sei-
ten der Klientel

e Ubernahme, als befristete Erledigung bestimmter Arbeiten und Hilfe zur Anbindung an
andere Hilfen

e Krisenintervention, als Hilfe zur Bewéltigung einer Krise

o Pflege, als MalRnahmen in Anlehnung an hausliche Krankenpflege

e Unterkunft, als Bereitstellung von Wohn- und Gemeinschaftsflachen mit Mindeststan-
dards

o Verpflegung

Die Leistungsarten beziehen sich leistungstyplbergreifend inhaltlich zum groRen Teil auf
identische Lebens- und Problembereiche. Sie kbénnen aber auch leistungsspezifisch gepragt

sein und sich auf jeweils problemspezifische Aufgaben beziehen.

Hilfeplan

Ein Hilfeplan, als Herzstlick der Leistung, benennt die kurz- und mittelfristigen Ziele. Er ent-
héalt Aussagen zu den Lebensbereichen sowie den Selbsthilfepotenzialen und Defiziten der
Leistungsempfanger/-innen und weist die vereinbarten MalBRhahmen und Vereinbarungen
aus. Er ist mindestens monatlich unter Mitwirkung der jeweiligen Leistungsempfanger/-innen
zu Uberprifen und weiterzuentwickeln. Nach der Erstgewahrung der Hilfe durch den jeweils
zustandigen Sozialhilfetrager erfolgt in bestimmten Zeitabschnitten die Prifung der weiteren
Hilfefinanzierung, in der Regel unter Bertcksichtung eines vom Leistungserbringer vorgeleg-

ten Berichtes.

Lediglich im Rahmen der Kostenleistungsrechnung werden die Hilfefélle nach § 67 SGB XII
in den Bezirken einheitlich erfasst und in der Budgetzuweisung durch das Land im Kosten-

vergleich gewertet.
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Die Leistungstypen in Berlin

Wohnungserhalt und Wohnungserlangung (WuW)

Hilfeempfanger/-innen dieses Leistungstyps benétigen diese Form der ambulanten Hilfe, um
ihre Fahigkeiten zum eigenstandigen Wohnen zu erhalten; ohne tagliche, jedoch sonst re-
gelmaRige Leistungen durch sozialpadagogische Fachkrafte. Neben den allgemeinen Zielen
des § 68 SGB XIlI dient die MaRBhame dem Wohnraumerhalt oder der Wohnraumanmietung

und soll die Hilfeempfanger/-innen zu einer eigenverantwortlichen Lebensfuhrung befahigen.

Der Leistungstyp WuW wird verschieden eingesetzt und richtet sich z. B. an Hilfeempfanger/-
innen aus dem Bereich der mit Mietschulden belasteten Haushalte. Die Hilfe findet in der
eigenen Wohnung im Rahmen einer Nachbetreuung statt bzw. in Verbindung mit Mietent-
schuldung nach dem SGB Il oder dem SGB XIl. Ferner erhalten Personen, die in unbetreu-
ten Obdachlosenheimen leben, die Hilfe als Vorbereitung zur Wohnungsbeschaffung, oder
sie wird wahrend einer voriibergehenden Zeit mit einem Wohnungsbezug gewaéhrt; auch
dann, wenn die Klient/-innen Uber ein gesondertes Versorgungsprogramm mit Wohnraum

ausgestattet wu rden.

Der Leistungsumfang erstreckt sich mit jeweils inhaltlichen Vorgaben auf Information, Bera-
tung, Anleitung, Unterstlitzung, letztere lediglich in bestimmten Fallen bei Wohnungsangele-
genheiten, und bezieht sich auf verschiedene zu I6sende Lebens- und Problembereiche. Der

Betreuungsschlissel betrégt 1 Fachkraft zu 14,9 Leistungsberechtigten.

Betreutes Einzelwohnen (BEW)

Fur die spezifische Personengruppe des BEW geht es um Beratung und Anleitung mit dem
Ziel, vorhandene Fahigkeiten zum eigenstdndigen Wohnen weiterzuentwickeln. Die Hilfe-
empfanger/-innen benotigen keine taglichen, jedoch regelmafige Leistungen durch sozial-
padagogische Fachkrafte. Neben den allgemeinen Zielen des § 68 SGB XII dient die Mal3-
nahme dem Wohnraumerhalt oder der Wohnraumbeschaffung sowie der Beféahigung zur
eigenen Haushaltsfihrung und einer eigenverantwortlichen Lebensfiihrung. Ein explizites
Ziel ist die Anmietung einer eigenen Wohnung am Ende der MaRnahme. Die Leistung wird
oft in Tragerwohnungen erbracht. Teilweise besteht dann fir die anspruchsberechtigte Per-
son die Mdglichkeit, nach erfolgreichem Abschluss der Malinahme die genutzte Wohnung im
Rahmen eines Hauptmietvertrages zu bernehmen. Die Hilfe richtet sich aber auch an Miet-
schuldner/-innen in eigener Wohnung im Rahmen der Nachbetreuung bzw. in Verbindung
mit Mietentschuldung nach dem SGB Il oder dem SGB XIlI, die einen erhdhten Betreuungs-
bedarf gegentiber den Mietschuldner/-innen im Leistungstyp WuW haben. Ferner an Perso-
nen, die vorher in unbetreuten Obdachlosenheimen lebten und eine eigene Wohnung oder

die Wohnung eines mit der BEW-Leistung verbundenen Leistungserbringers beziehen. Das
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BEW richtet sich auch an vorherige Nutzer/-innen stationarer Einrichtungen, die sich im

Rahmen einer Hilfekette verselbststandigen.

Information, Beratung, Unterstitzung und Anleitung entsprechen vom Inhalt her den Leis-
tungsarten des WUW. Unterstitzt werden jedoch zuséatzlich die Problembewaéltigung bei
mdglichen Konflikten mit der Hausgemeinschaft oder der Vermieterseite und die Organisati-
on des taglichen Lebens als soziales Training. Die Beratungsleistung erstreckt sich ergan-
zend auch auf Problemschwerpunkte, die sich aus der persénlichen Situation ergeben koén-
nen (Migration, Sucht, Gewalt, Gesundheit, Behérdenumgang etc.). Der Betreuungsschlis-

sel betragt 1 Fachkraft zu 11,4 Leistungsberechtigten.

Betreutes Gruppenwohnen (BGW)

Bei den Empfanger/-innen dieser Leistung wird die Weiterentwicklung teilweise vorhandener
Fahigkeiten zum eigenstandigen Wohnen und Leben, neben der Beratung und Anleitung
durch direkte Unterstiitzung, gefordert. Eine regelmallige, jedoch nicht tagliche Unterstit-
zung durch sozialpddagogische Fachkrafte ist ausreichend. Als Regelziel soll fur die Leis-
tungsempfanger/-innen am Ende der Maflinahme der Bezug einer Wohnung mit eigenem
Hauptmietvertrag stehen. Hilfeempfénger/-innen kdnnen Personen mit erhdhtem Hilfebedarf
gegenuber den Leistungsempfanger/-innen des betreuten Einzelwohnens sein, die z. B. ihre
eigene Wohnung verloren haben, aus einer anderen institutionellen HilfemaRnahme oder
stationaren Einrichtung kommen oder die sich vorher in unbetreuten Obdachlosenunterkiinf-
ten aufgehalten haben. Die Hilfeempfanger/-innen leben fur die MalRnahmedauer mit ande-
ren Personen in einer Wohngemeinschaft des Leistungserbringers zusammen. Auch hier soll
am Ende der Hilfe die eigenstandige Lebensfihrung in einer Wohnung mit einem eigenem

Hauptmietvertrag stehen.

Die Leistungsarten erstrecken sich neben Information, Beratung, Anleitung und Unterstit-
zung im Ausnahmefall auch auf die Ubernahme bestimmter Tatigkeiten durch die sozialpa-
dagogischen Fachkrafte des Leistungserbringers. Wie in den anderen ambulanten Hilfen
beziehen sie sich inhaltlich auf die verschiedenen Problembereiche der Hilfeempfanger/-
innen. Die Raumlichkeiten der Wohngemeinschaft haben festgeschriebenen Mindeststan-
dards zu genigen, wobei auch das Wohnumfeld die Ziele und Absichten der Hilfe nicht kon-

terkarieren darf. Der Betreuungsschlissel betragt 1 Fachkraft zu 8,8 Leistungsberechtigten.
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Betreutes Gruppenwohnen fiir ehemals Drogenabhéngige nach abgeschlossener Therapie
(BGW Droge)

Dieser spezielle Leistungstyp transportiert die Hilfeziele der anderen ambulanten Hilfen wie

selbststandige Lebensfuhrung in einer eigenen Wohnung mit Hauptmietvertrag und bietet
das Leistungsspektrum des ,Betreuten Gruppenwohnens’ in einer Wohngemeinschaft an.
Die MalRBnahmen richten sich hier allerdings ausschlie3lich an wohnungslose Menschen nach
erfolgreich abgeschlossener Drogentherapie, die nicht langer als sechs Monate zurtickliegt.
Ein zusatzliches Ziel besteht mithin darin, die erreichten Erfolge der Suchttherapie zu festi-

gen und ein suchtmittelfreies Leben der Hilfeempfanger/-innen zu férdern.

Hieraus ergeben sich neben der Bearbeitung vorhandener Lebensprobleme zusatzliche spe-
zifische Hilfen, die aus der Lebenssituation ehemals drogenabhéangiger Menschen resultie-
ren (Uberleitung von der stationaren Behandlung in das Wohnprojekt). Auch hier gelten
Standards beziglich der rdumlichen Ausstattung der Wohngemeinschaft und der Eignung
des Wohnumfeldes. Der Betreuungsschlissel betragt 1 Fachkraft zu 14,7 Leistungsberech-

tigten.

Ubergangshaus (UH)

Hierbei handelt es sich um eine stationare Hilfe® des § 67 ff. SGB XII fir Wohnungslose, de-
ren Lebenssituation und Selbsthilfepotenziale nachhaltiger (auch psychisch) beeintrachtigt
sind. Die MalRnahme dient neben den Ubergeordneten Zielen des § 68 SGB XII der Grundla-
genvermittlung zur Vorbereitung auf eine eigenstandige Lebensfiihrung oder der Klarung
weiterfihrender Hilfebedarfe. Am Schluss der Hilfe steht daher nicht priméar die Vermittlung
in eine Wohnung mit Hauptmietvertrag, sondern in der Regel die Vermittlung der Hilfeemp-
fanger/-innen an weiterfiihrende Angebote nicht nur im Rahmen ambulanter Hilfen des § 67
SGB XII.

Neben den bereits genannten Leistungsarten der Information, Beratung, Anleitung Unterstit-
zung und Ubernahme bietet das Ubergangshaus auch die ,Unterkunft’ als Leistungsbestand-
teil. In Erganzung zu den allgemein gehaltenen inhaltlichen Bereichen der Leistungsarten (u.
a. mit Bezug auf Arbeit, Behorden, Schulden, Gesundheit, gesellschaftliche, familiare Kon-
takte und sonstige personliche Problemschwerpunkte) sind die Unterstiitzungs- und Uber-
nahmeleistungen ausgepragter und beziehen sich auf Hilfen zur Alltagsstrukturierung und z.

B. Verlasslichkeit (soziales Training).

®>  Die Ubergangshauser und Kriseneinrichtungen in Berlin sind keine stationaren Einrichtungen im

Sinne des 8 7 (4) SGB II; es wird ggf. der volle Regelsatz ausgezabhlt, eine Verpflegung erfolgt
nicht.
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Im Gegensatz zu den ambulanten Hilfen bedarf die Klientel der regelmafigen Anwesenheit
von sozialpadagogischen Fachkraften an funf Tagen in der Woche. Die Unterkunft hat vor-
gegebenen Ausstattungsstandards zu gentigen. Auch darf, wie bei den Wohngemeinschaf-
ten, das Umfeld der Einrichtung die Hilfeziele nicht konterkarieren. Der Betreuungsschlissel

betragt 1 Fachkraft zu 7,7 Leistungsberechtigten.

Kriseneinrichtung (KRI)

Als stationarer Einrichtungstyp bietet er eine der Leistungspalette des Ubergangshauses
ahnliche Hilfe an, allerdings ergadnzt um MaRRnahmen der Krisenintervention. Hiermit ist auch
die Zielgruppe markiert. Bei den Leistungsempfanger/-innen handelt es sich um Personen im
Sinne des 8§ 67 SGB XIlI, die zur ,Notlagentberwindung auf der Basis von Kriseninterventi-
onsarbeit sofortiger Leistungen in Form von Unterstiitzung und Ubername bediirfen (Sen-
IntArbSoz 2007: 42). Die Leistungsempfanger/-innen benétigen die standige Prasenz sozial-
padagogischer Fachkrafte mit Ausnahme der Nachtbereitschaftszeiten. Aufgenommen wer-
den Menschen, die sich in Krisensituationen befinden. Oft handelt es sich um Personen, die

psychisch auffallig sind.

Neben den allgemeinen Zielen des 8§ 67 ff. SGB XII beabsichtigt die Mal3nahme eine Abwehr
von Fremd- und Eigengefahrdung sowie die Stabilisierung der betroffenen Personen in so-
zialer, psychischer und somatischer Hinsicht. Die Vermittlung in passgerechte Anschlusshil-
fen ist ebenfalls beabsichtigt. Die Raumlichkeiten haben vorgegebenen Mindeststandards zu

genugen.

Da die Aufnahme von Klient/-innen rund um die Uhr sicherzustellen ist, gilt eine spezielle
Ablauforganisation zur Klarung der Kostenlbernahme mit den ortlichen Sozialhilfetragern.

Der Betreuungsschlissel betragt 1 Fachkraft zu 2,2 Leistungsberechtigten.

Krankenstation (KST)

Auf eine Darstellung wird an dieser Stelle verzichtet, da zu diesem Leistungstyp zum Be-

richtszeitpunkt im Land Berlin kein konkretes MaRhahmeangebot existiert.
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Susanne Gerull

3.  Wirkungsforschung in der Sozialen Arbeit

Seit einigen Jahren, angestol3en auch durch die weiter andauernde Qualitatsdebatte, werden
in der Sozialen Arbeit Evaluationen und andere handlungs- und praxisorientierte Studien
durchgefiihrt, durch die die Wirksamkeit der geleisteten Arbeit nachgeprift bzw. nachgewie-
sen werden soll. Dabei werden ,nur selten klare Definitionen flr elementare Konzepte wie
,Qualitéat’ oder ,Erfolg’ formuliert* (Wright 2004: 297, H. i. O.). Dies hat auch damit zu tun,
,dass in vielen Bereichen der sozialen Arbeit — nicht in allen und nicht bei allen Einrichtungen
aber bei vielen — keine systematische Darstellung von Konzepten, Theorien, Methoden und

Interventionsergebnissen vorliegt” (a. a. O.: 298).

Um einen generellen Uberblick tiber die Moglichkeiten der Wirkungsforschung in der Sozia-
len Arbeit zu gewinnen, werden im Folgenden zunéchst die Begriffe Wirkung, Wirksamkeit
und Wirkfaktoren definiert, um daraus abgeleitet einige Kriterien fir eine Wirksamkeitsmes-

sung in der Sozialen Arbeit vorzustellen.

3.1  Wirkung, Wirksamkeit und Wirkfaktoren

Eine Annaherung an die Definition von ,Erfolg’ in der Sozialen Arbeit kann zunéchst erfolgen,
indem die Frage nach der ,Wirkung’' Sozialer Arbeit gestellt wird. Ganz allgemein gesprochen
ist ,Wirkung’ ein auf Kausalitdt bezogener Begriff: Die Wirkung ist das Ergebnis ihrer Ursa-
che. Es gibt also eine Beziehung (Relation) zwischen Ursache und Wirkung, aber auch eine
feste zeitliche Richtung, namlich von der Ursache ausgehend, auf die die Wirkung folgt.
Kurz: Ein Ereignis oder der Zustand A ist die Ursache fur die Wirkung B, wenn A der Grund
ist, der B herbeifiihrt. Im Kontext Sozialer Arbeit bedeutet dies, dass eine MaRnahme bzw.

Intervention (Ursache) zu einem gewiinschten Effekt (Wirkung) fiihrt (vgl. Menold 2007: 27).

Allerdings kénnen wir statistisch gesehen von Ursachen und Wirkungen nur bei Phanome-
nen sprechen, die nicht mehr als 3 Faktoren aufweisen. In der Sozialen Arbeit kommt es nun
zu einem Dilemma, denn diese Voraussetzung liegt im Bereich nicht isolierbarer sozialer
Ph&nomene in der Regel nicht vor (vgl. Gerull 2006: 136). Es kann also lediglich untersucht
werden, wie soziale Prozesse beeinflusst werden kénnen und welche Faktoren — moglicher-
weise — die Verdnderungen bewirkt haben. Sogenannte ,Nettowirkungen’ (interventionsab-
hangige Wirkungen) und ,Bruttowirkungen’ (alle mdglichen, also auch interventionsunabhan-
gige Wirkungen) kénnen dabei haufig nicht trennscharf unterschieden werden (vgl. Menold
2007: 29). Die Interventionsforschung kann also die Effekte sozialarbeiterischer Interventio-
nen lediglich beobachten und beschreiben — den Nachweis einer Kausalitat im Sinne der
0. g. Definition von ,Wirkung’ kann sie nicht erbringen. Anders ausgedriickt geben

.[elmpirische Wirkungsstudien ... die Wirksamkeit von Mafinahmen ... nicht in einem ,ur-
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séchlichen’, sondern in einem wahrscheinlichkeitstheoretischen Sinne an® (Schrddter/Ziegler
2007: 17, H. i. O.), zumal eine einzige Beobachtung mit einem kontraren Ergebnis eine Aus-

sage schon widerlegen konnte.

,Wirkung’ ist in diesem Zusammenhang als die ,angenommene Ursache der ... festzustel-
lenden Wirksamkeit* zu verstehen (Menold 2007: 27). ,Wirksamkeit’ ist demnach das ,Er-
gebnis einer empirischen Uberpriifung der Frage, ob ein Programm die erwiinschte Wirkung
hat und wie gross diese Wirkung ist‘ (a. a. O.: 28). Auch bei einer vorsichtigen Ann&herung
an die ,Wirksamkeit’ Sozialer Arbeit und ihrer Interventionen lasst sich diese jedoch nur pro-
grammspezifisch und mit Blick auf konkrete Ziele bestimmen. Dabei gilt: ,Nicht alles was

zahlt ist messbar und nicht alles was messbar ist zahlt* (Schrodter/Ziegler 2007: 42).

Was aber wirkt — und warum? Es geht in der Wirkungsforschung nicht nur darum, welche
Ergebnisse durch bestimmte Interventionen erzielt werden, sondern auch durch welche Pro-
zesse bzw. welche Wirkfaktoren. Hierunter verstehen wir in Anlehnung an Boéttcher u. a.
(2008) die Faktoren, die von einer Vielzahl der beteiligten Akteur/-innen als ,essentiell fir
das Erreichen von Wirkungen“ (a. a. O.: 25) angesehen bzw. eingeschatzt werden. Dabei
kann es sowohl zu positiven als auch zu negativen Veranderungen in der Lebenssituation
der Betroffenen kommen, denn Interventionen kénnen sowohl beabsichtigte als auch nicht-
beabsichtigte Effekte haben (vgl. Gerull 2005: 104 f.). Nicht immer bedeutet zudem eine ,er-
folgreiche Zielerreichung’ einen positiven Effekt, wie Schrddter/Ziegler eindrucksvoll am Bei-
spiel der Wiederzusammenfihrung von Familien als Ziel von Jugendhilfemal3nahmen be-
schreiben (2007: 10).

3.2  Wirksamkeitsmessung in der Sozialen Arbeit

In der Wirkungsforschung gilt es also herauszufinden, ,[w]elchen Variablen ... empirisch ge-
sichert eine Wirkméachtigkeit hinsichtlich von welchen Hilfezielen zugeschrieben [wird]"
(Schrodter/Ziegler 2007: 3). Die Interpretationsspielraume scheinen dabei strenge Messver-
fahren eher auszuschlieRen. Gleichwohl hat sich auch im Kontext von Praxisforschung eine
Schule von Verfechter/-innen einer evidenzbasierten Praxis herausgebildet, die sich fur kon-
trollierte Studienbedingungen im Sinne vollstandardisierter Messverfahren aussprechen. Die
Einhaltung des sogenannten Goldstandards erfordert Experimental- und Kontrollgruppen auf
Zufallsbasis (Randomized Controlled Trial, RCT), um sicherzustellen, dass gemessene Ver-
anderungen tatsachlich auf das ,treatment’ (die Interventionen und MalRnahmen) und nicht
auf Zufallseinflisse zurtickzufiihren sind. Auch sollen Verzerrungen durch die Ergebnisse
einzelner Studien durch systematische Reviews und Metaanalysen verhindert werden.
(Sommerfeld/Huttemann 2007b: 3)
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Nun scheint es methodologisch gesehen fast aussichtslos, im Sinne von Kontrollgruppenpla-
nen eine ,Nichtanwendung’ sozialarbeiterischer Malinahmen und Interventionen zu gewéahr-
leisten (vgl. Menold 2007: 34). Eine solche Denkweise verkennt auch, dass der Beziehungs-
ebene im Rahmen sozialarbeiterischer Interventionen eine hohe Bedeutung zukommt.
Wendt geht sogar davon aus, dass die Beziehungsebene auch in der Medizin, aus der sich
die Evidence-based practice entwickelt hat, eine Rolle spielt, ,nur wird von ihnen in der Wirk-
samkeitsprufung gezielter medizinischer Eingriffe abgesehen. Sie sind [dort, SG] nicht Ge-
genstand der Erorterung evidenzbasierter Praxis.” (Wendt 2007: 80) Auch Merkmale und
Rahmenbedingungen der untersuchten Organisation werden in Experimentaldesigns ausge-
blendet sowie last but not least auch die Nutzer/-innen der Sozialen Arbeit selbst. Diese wer-
den aber in der modernen Sozialarbeit als Produzent/-innen ihres Lebens und ihres Verhal-
tens verstanden, wahrenddessen ,die Rolle des Professionellen [nur] die des unterstitzen-
den Ko-Produzenten ist* (Oelerich/Scharschuch 2005: 81). Spatestens an diesem Punkt
stellt sich auch die Frage nach dem Unterschied von Wirksamkeit und Erfolg: So kann eine
sozialarbeiterische Intervention ,fur sich genommen wirksam sein; den Erfolg vereiteln aber
Umsténde, auf die der Sozialdienst keinen Einfluss hat* (Wendt 2007: 84).

Wirkungsforschung in der Sozialen Arbeit kann sich also der Realitéat nur annahern, indem
sie die dort stattfindenden Prozesse durch empirisch und theoretisch begriindete Aussagen

erklart.
Sozialarbeiter/-innen sind demzufolge h&ufig mit der

»-..unangenehmen Tatsache konfrontiert, dass man bestenfalls erst nachtraglich er-
fahrt, was das ,wirklich’ war, was man getan hat. Man erfahrt es aus dem, was man
bewirkt hat, aus der Antwort des Gegenlbers, des Systems, in das man versucht hat
zu intervenieren. Erst diese Antwort stellt fest, was der Impuls, die Intervention war, die
man gesetzt hat: was sie fur das System waren, fir das sie bestimmt waren.” (Buchin-
ger/Klinkhammer 2007: 79, H.i. O.)

Unter Beriicksichtigung der vorangestellten Uberlegungen und Einschatzungen kann die
Wirkung und Wirksamkeit Sozialer Arbeit jedoch durchaus mithilfe geeigneter und transpa-

rent gestalteter Forschungsmethoden untersucht und tUberprtft werden.
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Einige Kriterien hierfir sind:
e Klare Definition von Forschungsziel, -zweck und -fragestellung

e Auswahl adaquater, d. h. der Forschungsfrage und den Rahmenbedingungen der For-
schung angepasster Forschungsinstrumente
o Kombination von quantitativen und qualitativen Methoden, wenn es die Rahmen-
bedingungen zulassen
o Entwicklung geeigneter Indikatoren flir sogenannte ,weiche’ Faktoren

e Erfassung von Zielen, Teilzielen, Zielverschiebungen und Kriterien der Zielerreichung

Was den letzten Aspekt angeht, so muss dabei allerdings gewahrleistet sein, dass die formu-
lierten Ziele Gberhaupt erreicht werden kénnten. Hierbei treten gleich mehrere Dilemmata
auf, wie Nagel fur die Praxis Sozialer Arbeit darlegt: Einerseits konnte es einen Anreiz ge-
ben, sich mdglichst weniger problembelastete Klient/-innen auszusuchen, wenn ,erfolgrei-
ches’ Arbeiten finanziell belohnt wird. Andererseits kénnte die Zielformulierung bewusst allzu
,bescheiden’ ausfallen, um individuelle Hilfeziele auch nachprifbar erreichen zu kénnen.
(Nagel 2007: 133 f.) Der Kostendruck in der Sozialen Arbeit (bzw. der Einsatz von Wirkungs-
forschung mit dem Ziel der Einsparung von Geldern) wirde in beiden Féllen die geleistete
Arbeit verschlechtern. Das Ziel von Wirkungsforschung sollte jedoch immer sein, den Hilfe-

prozess im Hinblick auf die erhoffte Wirkung zu optimieren.
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Manfred Merckens

4.  Forschungsstand: ,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff. SGB XII

In der Literatur finden sich keine Hinweise Uber Grundsatzdiskussionen oder strittige Debat-
ten zur theoretischen Erfolgsbeschreibung der Hilfen des Achten Kapitels im SGB XIl. Sie
stehen offenbar nicht auf der Tagesordnung der Wohnungslosenhilfe. Erfolgssachverhalte
sind in der Literatur oder in Einzelbeitragen unstrittig und werden von allen beteiligten Ak-
teur/-innen in weiter Ubereinstimmung bewertetet. Die Auseinandersetzungen mit Erfolg oder
Misserfolg, sieht man von Einzelfalldiskussionen im Tagesgeschéft ab, beziehen sich dabei
eher auf allgemeine Fragestellungen zur Erfolgssicherung und blicken auf Effektivitat und
Effizienz komplexer Netzwerke oder werden bei Abgrenzungsfragen und Wirkungsbewertun-

gen sozialrechtlicher oder wirtschaftlicher Einfliisse gestellt.

Im Folgenden wird der Forschungsstand und die von der Praxis publizierte Haltung zum
Thema ,Erfolg’ in der Hilfe nach 8§ 67 ff. SGB XII dargestellt. Dabei werden sowohl Themen-
komplexe beleuchtet, die bereits bei der Konzeption der Studie als relevant erachtet wurden
als auch solche, die erst im Laufe der empirischen Forschung und der Literaturrecherche
auftauchten. Bei der Sichtung der Veréffentlichungen zum Thema standen die Frage der
Definition von ,Erfolg’, vor allem aber mogliche Erfolgs- und Misserfolgskriterien im Vorder-

grund.

4.1 Psychische Erkrankungen und Suchtkranke - Schnittstelle zum Gesund-

heitsbereich

Bundesweit wird die Zunahme psychisch erkrankter Wohnungsloser (inkl. Suchtkranke) be-
schrieben. So ist auch in Berlin die Anzahl der suchtkranken und psychisch kranken Emp-
fanger/-innen von Hilfen nach 88 67, 68 SGB XlI nicht unerheblich. Nach Auskunft der Maf3-
nahmetrager zeigten im Jahr 2007 bei insgesamt 8.189 MaflRnahmen (alle Leistungstypen)
etwa 34 % der Klient/-innen auffélligen Alkohol-, 26 % Drogenkonsum, und 24 % psychische
Aufféalligkeiten bzw. 9 % psychische Erkrankungen (Mehrfachnennungen). (SenintArbSoz
2008) Bereits 1999 ging das Land Berlin davon aus, dass in der Gruppe wohnungsloser
Menschen, die in der Stadt betreut oder unbetreut untergebracht sind, etwa 20 bis 30 % psy-
chisch wahrnehmbar beeintrachtigt und 70 bis 80 % alkoholabhéangig sind (SenGesSoz
1999: 10).
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Einschatzungen von professioneller Seite

Die Probleme an der Schnittstelle Wohnungslosenhilfe/Eingliederungshilfe werden in der
Literatur durchgangig als Erfolgshemmnisse dargestellt. Eine Studie zur Beschreibung der
Personlichkeitsstrukturen der Betroffenen und der damit einhergehenden Interaktionsmuster
von Mitarbeiter/-innen der Wohnungslosenhilfen sowie deren Vernetzung mit kriseninterve-
nierenden Fachdiensten und psychiatrischen Angeboten bringt den Zustand der Wohnungs-

losenhilfe fur das dortige Forschungsvorhaben auf den Punkt:

.iIm Hinblick auf die Bearbeitung der Probleme psychisch Kranker sind die Einrichtun-
gen der Wohnungslosenhilfe in einem doppelten Dilemma: Sie sind flr psychiatrisch-
therapeutische Interventionen nicht oder unzureichend qualifiziert, und sie haben es
mit Menschen zu tun, die in das System von Sozialpsychiatrie und Suchtkrankenhilfe
schwer zu vermitteln sind — aus Grunden, die in den Personlichkeitsstrukturen der
Wohnungslosen einerseits und der Arbeitsweise der therapeutisch tatigen Personen

und Einrichtungen andererseits liegen.”“ (Romaus/Gaupp 2003: 47)

Romaus/Gaupp empfehlen im Ergebnis der Untersuchung u. a. den Aufbau ,verlasslich ver-
netzter Kooperationsformen der Hilfesysteme*, eine ,kritische Reflektion des Abstinenzgebo-
tes als Zugangsvoraussetzungen fir Interventionen der Suchtkrankenhilfe* und die ,Entwick-
lung sanktionsarmer Therapiekonzepte fiir psychisch Kranke und Alkoholabhéngigkeit, wel-
che Misserfolge durch Ruckfalle einkalkulieren und die geringe Behandlungswilligkeit Woh-
nungsloser als Krankheitssymptom akzeptieren“ (a. a. O.: 50). Seit Anfang der 1990er Jahre
begann sich auch die Psychiatrieforschung fur epidemiologische Fragen bei Wohnungslosen
zu interessieren. Hier geben die beiden Autor/-innen einen Uberblick tiber den Forschungs-
stand 2002 und die im Kontext stehenden Hilfen bzw. Einrichtungen der Wohnungslosenbhilfe
(a. a. O.: 11 ff.).

Unabhangig davon wurde bereits 1994 vom Institut fir kommunale Psychiatrie (Solingen) auf
die grundsatzliche Problemlage im Rahmen einer Veréffentlichung verschiedener Fachbei-
trage hingewiesen. Die Einzelbeitrage der Autor/-innen ermdéglichen Einblicke in die damali-
gen Lebenslagen der Betroffenen inklusive verschiedener Beschreibungen der Hilfesysteme
und der kunftigen Perspektiven und Kooperationsbedarfe an den Schnittstellen der Psychiat-
rie bzw. Suchtkrankenhilfe und der Wohnungslosenhilfe (Institut fir kommunale Psychiatrie
1996).
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In den sogenannten Leitlinien des Landes Berlin 1999 wurden aufgrund der bekannten Prob-

leme folgende MalRnahmen auf Senats- und Bezirksebene empfohlen:

Schaffung niedrigschwelliger Einrichtungen an der Schnittstelle der Hilfen nach (damals)

88 39 und 72 BSHG

e Vernetzung der Hilfen von Psychiatrie/Suchtkrankenhilfe mit der Wohnungslosenhilfe

e Fortbildungen fiir Fachkrafte der Wohnungslosenhilfe

e Anwendung der Instrumente des § 72 BSHG in Form der Gesamtplanerstellungen

o Kooperationen auf Bezirksebene zwischen den Sozialpsychiatrischen Diensten und den
Sozialen Wohnhilfen

e Versorgung Betroffener aus unbetreuten Unterkiinften in zu schaffenden speziellen Ein-

richtungen
(SenGesSoz 1999: 10)

Umgesetzt wurden bisher die Erarbeitung einheitlicher Raster zum Gesamtplan und zur Hil-
febedarfsermittiung sowie spezielle Fortbildungsangebote fir Fachkrafte der Wohnungslo-
senhilfe u. a. zur psychiatrischen Angebotsstruktur und zu psychischen Erkrankungen. Dar-
Uber hinaus wurden einige spezifische Angebote gemal § 53 ff. SGB XII etabliert, dies aber
— im Widerspruch zum regionalisierten Hilfesystem der Psychiatrie - nicht flachendeckend in
der Stadt. Zu nennen sind drei Heime fiir mehrfach geschadigte, nichtabstinenzfahige alko-
holkranke Menschen, die aufgrund ihres psychischen und kérperlichen Gesundheitszustan-
des nicht mehr alleine wohnen kénnen und in der Regel vor Aufnahme lange wohnungslos
waren (Leistungstyp: ,Therapeutisch betreute Heime flr seelisch Behinderte gem. § 53 ff.
SGB XII'), sowie wenige ,Therapeutische Wohngemeinschaften fir seelisch Behinderte’ oh-
ne Abstinenzanspruch als Aufnahmekriterium bei Alkoholabh&ngigen. Gemeinnitzige Leis-
tungsanbieter von Eingliederungshilfen fiir seelisch Behinderte betreiben heute u. a. Einrich-
tungen fur den Personenkreis gem. 8§ 67 ff. SGB XlI sowie Unterbringungen im Rahmen des

Ordnungsrechts auf vertraglicher Basis mit einzelnen Bezirken.

2002 empfahl der Arbeitskreis Wohnungsnot, ein Zusammenschluss von Mitarbeiter/-innen
aus ca. 60 Einrichtungen und Institutionen der Berliner Wohnungslosenhilfe, die Verbesse-
rung der Versorgung durch eine Anpassung der Berliner Leistungstypen mit Mitteln der
Wohnungslosenhilfe (AKWO 2002). In seinem Blick standen vor allem jene psychisch kran-
ken Menschen in Wohnungsnotlagen, die aus unterschiedlichen Griinden vom Leistungs-

spektrum nach (damals) § 39 BSHG nicht erfasst oder abgeschnitten waren.
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Insgesamt implizierten die damaligen Vorschlage drei mogliche Konstellationen:

e psychisch kranke Wohnungslose als Empfanger/-innen der Hilfe zur Uberwindung be-
sonderer sozialer Schwierigkeiten mit dem Ziel einer Vorbereitung auf die Eingliede-
rungshilfe

e Nutzer/-innen als Empfanger/-innen kombinierter Hilfen aus beiden Systemen bzw. in
Erwartung oder als Nachsorge einer Eingliederungsmafinahme

e Nutzer/-innen, die zwar zum anspruchsberechtigten Personenkreis der Eingliederungshil-
fe gehdren, sich aber von einer solchen Hilfe distanzieren und dennoch Hilfe im Sinne
des (damals) § 72 BSHG bendtigen

So forderte der AK Wohnungsnot die Flexibilisierung der Leistungstypen (mogliche Erhéhung
des finanzierten Zeitumfanges der Betreuung), ihre Erganzung um spezifische Leistungs-
komplexe (zum Beispiel zusatzliche Betreuungsangebote in stationaren Einrichtungen) und
die Schaffung neuer Leistungstypen bzw. Module (Wohneinrichtung, Clearing sowie flexible,
ggf. langere Betreuungsdauer). Auch sollten ein erleichterter Zugang zur Eingliederungshilfe,
ferner die Vernetzung der eingebundenen Dienststellen vom Gesundheitsamt (Sozialpsychi-
atrischer Dienst) und der Sozialen Wohnhilfen sowie die Installierung von Doppelangeboten
(Eingliederungshilfe und Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten) die

Lage verbessern. (a. a. O.)

Richtungsgleich zeigte sich die Stellungnahme der BAG Wohnungslosenhilfe e. V. (BAG W
2006). Laut Fachausschuss Gesundheit der BAG W erfordern angemessene und bedarfsge-
rechte Hilfen spezielle interdisziplindre Behandlungsteams aus Pflegepersonal, Mediziner/-
innen und sozialpddagogischen Fachkraften. Eine Abgrenzung der Hilfen nach § 67 ff. SGB
Xl 'und 8 53 ff. SGB XIlI sei trotz teils identischer gesellschaftsintegrativer Zielvorgaben durch
die jeweiligen inhaltlichen Schwerpunkte festgelegt. Stehe im Kern einer MaflRnahme das
sozialintegrative Moment, seien die Hilfen dem § 67 ff. SGB XII zuzuordnen. Befande sich
die Erkrankung oder Behinderung im Hauptfokus einer Hilfe, favorisierten sich zur Verbesse-
rung der Lebenssituationen der Betroffenen Leistungen nach § 53 ff. SGB Xll in Verbindung

mit entsprechenden medizinisch-therapeutischen MaRnahmen.

Dartber hinaus sollten kooperative Netzwerkwerke aus Psychiatrie, Suchtkrankenhilfe und
Wohnungslosenhilfe geschaffen werden. Voraussetzungen hierfiir seien die Uberwindung
von BerUhrungsdngsten, gegenseitige Transparenz, gemeinsame Hilfeplanungen und die
Entwicklung einvernehmlicher praktischer Strategien im Umgang mit der mehrfach belaste-
ten Klientel, wobei die praktische Arbeit durch Fallverantwortlichkeiten im Sinne des Case

Managements gepragt sein sollte.

Aktuell hat sich ebenfalls die Bundesarbeitsgemeinschaft der tberdrtlichen Sozialhilfetréager

(BAGUS) geaulert und idealtypische Ldsungsvorschlage unterbreitet: Unter Bertcksichti-
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gung des Nachrangs der Hilfen nach § 67 SGB XlI greife bei Vorliegen einer wesentlichen
Behinderung (psychische Erkrankung, Suchterkrankung) vorrangig die Eingliederungshilfe,
wenn sie den kompletten Hilfebedarf abdeckt, deren Leistungen tatséachlich verfiigbar sind
und die Hilfeempféanger/-innen in erforderlicher und méglicher Weise an der Hilfe mitwirkten
(BAGUS 2008, Nr.3.2). Bei mitwirkungswilliger Klientel und fehlenden bzw. nicht verfligbaren
Angeboten oder bei fehlender Einsichtsfahigkeit gingen die Hilfen nach dem Achten Kapitel
des SGB XII vor, entweder um die Motivation zur Inanspruchnahme der fachgerechten Hilfe
nach dem Sechsten Kapitel zu starken oder um uberbriickend bis zur Inanspruchnahme ei-

ner Verschlechterung der Lebenslage entgegenzuwirken (a. a. O.: Nr. 3.3; 3.4).

Auch die BAGUS setzt in ihren Empfehlungen auf die enge Kooperation der beteiligten Stel-
len und empfiehlt neben der laufenden Uberpriifung der MalRnahmeverlaufe die Gesamtpla-
nung unter Berlcksichtigung der Frage, welche Hilfen am ehesten den Zielen nahe kommen
(a. a. O.: Nr. 3.4.1). Kombinierte Gewahrungen der Leistungen nach § 53 SGB XllI und nach
8 67 SGB Xll seien fur Personen mit Mehrfachproblemen grundsétzlich méglich (a. a. O.:
3.4.4). Es gabe allerdings auch Gewahrleistungspflichten des Sozialleistungstradgers nach
8 5 SGB XIl. Dieser sei bei gehéuftem Auftreten bestimmter Fallkonstellationen und nicht
abgedeckten Hilfeangeboten (z. B. bei der Eingliederungshilfe im niedrigschwelligen Bereich)
fur die Bereitstellung entsprechender Leistungsangebote im Rahmen des Sechsten Kapitels
SGB Xl bei seelisch Behinderten verantwortlich (a. a. O.: 3.4.4).

Die Meinung Betroffener

Wie aber sind die Einschatzungen und Erwartungen der Hilfeempfanger/-innen an das Sys-
tem der Wohnungsnothilfe und das der Hilfen nach § 67 ff. SGB XlI? Eine Berliner Studie
(Russo/Fink 2003) gibt hiertiber Auskunft. In Interviews aufRerten sich Betroffene lber ihre
Einschatzungen und personlichen Erfahrungen mit der Wohnungslosenhilfe (inklusive ambu-
lanter und stationérer Hilfen nach § 67 ff. SGB XIllI) und dartber, wie ihre Erwartungen und
Winsche an das System sind. Die Einschétzung des Systems bzw. die Einzelerfahrungen
der Befragten fielen insgesamt negativ aus. Sie empfanden ihre Winsche und Bedurfnisse
weder bei den Hilfeplanungen noch bei den Durchfiihrungen und Angeboten zufriedenstel-
lend berlcksichtigt. Die Hilfen wurden eher als Kontrolle und Fremdbestimmung wahrge-
nommen. Psychiatrischen Behandlungsformen und MalRnahmen nach dem Betreuungsge-
setz, also durchaus denkbaren weiterfihrenden Zielen der Hilfen nach § 67 ff SGB XlI, be-
gegneten sie wegen deren einschrankender Wirkung mit Ablehnung. Oft wirkten die Mitarbei-
ter/-innen der Einrichtungen ihrer Ansicht nach tberfordert und die Hilfezugdnge unkoordi-
niert. Ferner wurden die Hilfen selbst von ihnen als nicht krisengerecht bzw. den komplexen

Lebenslagen als nicht angemessen bewertet.
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Mit der Studie von Russo/Fink zur Bewertung verschiedener Einrichtungen des Berliner Hil-
fesystems der Psychiatrie und der Wohnungslosenhilfe wird aber auch deutlich, dass die in
Rede stehende Zielgruppe immerhin Hilfen und Einrichtungen au3erhalb bzw. unterhalb der
Hilfen nach § 53 ff. sowie § 67 ff. SGB XlI in Form von Notlibernachtungen sowie Unter-

kunftsprojekten ohne gesetzlich geregelte Leistungserbringung nutzt.

Fehlende Passgenauigkeiten bei psychiatrischen Angeboten

Auf die mangelnden Passgenauigkeiten der Einrichtungen psychiatrischer Hilfen sowie die
Intentionen der dortigen Mitarbeiter/-innen auf der einen und die Bediirfnislage wohnungslo-
ser Nutzer/-innen auf der anderen Seite wies bereits 1996 das Institut fur kommunale Psy-
chiatrie hin. Demnach streben die Hilfetréger laut erfasstem Ranking in erster Linie nach Re-
habilitation und therapeutischer Intervention bei psychisch Kranken. Erst zweitrangig steuere
die Sicherung der Lebensqualitat und der materiellen Belange die ,ideellen Griinde und Ziel-
setzungen“ des Personals, wohingegen der Wunsch nach therapeutischer Unterstiitzung und
Rehabilitation bei den Betroffenen an letzter und der nach Ruhe und materieller Absicherung
an erster Stelle steht (Nouvertné 1996: 36). Dies deckt sich auch mit der o. g. Berliner Stu-
die, welche die grol3e Distanz der wohnungslosen psychisch Kranken zu therapeutischen

MafRnahmen ausweist.

Unabhangig von der fehlenden Ubereinstimmung und losgeldst vom Bereich der psychiatri-
schen/komplementaren Hilfen und Dienste lasst sich dieser Spannungsbogen aus Angebot

und Distanz offensichtlich noch um eine Grundproblematik erweitern:

LAuch wenn die Hilfen aus Sicht der Experten unverzichtbar oder ,gut gemeint’ sind:
Betroffene fihlen sich aus der Planung haufig ausgegrenzt. Die Formen eines solchen
subjektiven Entmiundigungsgefiihls kénnen je nach Hilfesystem unterschiedlich sein:
Patienten in Kliniken mégen sich von den Vorgaben eines arztlichen Behandlungsplans
und von der Unlberschaubarkeit und Hierarchie einer medizinischen Expertokratie -
berrollt fihlen, Menschen mit Behinderungen sich von vorgegebenen heilpadagogi-
schen oder medizinisch-therapeutischen Ubungsbehandlungen zum Objekt degradiert
oder durch Wohnheimstrukturen und —tagesablaufe mit ihren Bedirfnissen nicht ge-
wirdigt, oder Obdachlose sich von Auflagen und Vorurteilen einer Behdrdenwillkir ab-
gewertet. Allen gleich ist: Sie sind Objekte in den Planungen der Helfer, und als solche
fuhlen sie sich abhangig von Fremdhilfe und davon, ob der Helfer ihre Individualitat ak-
zeptiert oder als Symptom der sich bestatigenden Defizite mit dem Ziel ,Veranderung
durch professionelle Interventionsmethoden’ auf die Agenda des Hilfeplanes setzt.”
(Sohns 2007: 1)
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Suchtkranke und existenzielle Grundsicherung

Folgt man der hier vorgestellten Literatur, bewegt man sich also mit bestimmten Klient/-
innengruppen auf einer Gratwanderung zwischen der Sicherung existenzieller Grundbedurf-
nisse und der Distanz zu therapeutischen, sozialintegrativen Hilfeansatzen. Im Bereich der
Suchtkrankenhilfe fir Wohnungslose wird die Sicherung existenzieller Bedurfnisse Woh-
nungsloser kritisch gewertet. Zwar sei flr alkoholabhdngige Menschen der Zugang in die
eher mittelschichtsorientierte und auf Therapie zielende Suchtkrankenhilfe nur bei ausrei-
chender Motivation und verbaler Verstandigungsfahigkeit moglich, was eine hohe Schwelle
fur suchtkranke Wohnungslose darstelle (Gosdschan u. a. 2001a: 33). Die Abfederungen der
schlechten Lebenslagen wohnungsloser Suchtkranker kdnnten aber durchaus als Akte der
Co-Abhéangigkeit interpretiert werden, die in die entgegengesetzte Richtung wirkten, denn
~eine Wohnungslosenhilfe, die den Druck der Realitdt zu sehr mildert, verlangert den Krank-
heitsprozess ihres suchtkranken Klientels* (Liedholz/N&gele 2002: 92). Diese wiederum sieht
zusatzlich in betreuten Wohnprojekten die Befriedigung der eigenen Siichte gefahrdet
(Gosdschan u. a. 2001b).

Dennoch wird die Gesamtpalette der Einrichtungen im Netzwerk der Wohnungslosenhilfe
Uberproportional von wohnungslosen Menschen mit Alkoholproblemen aufgesucht. Im Rah-
men einer von der Gesellschaft fir Organisation und Entscheidung (GOE) im Auftrag der
Evangelischen Obdachlosenhilfe Stuttgart durchgefiihrten Studie wurden von 2002 bis 2003
in 140 diakonischen Einrichtungen und Diensten der Wohnungslosenhilfe entsprechende
Daten von 1.709 Klient/-innen ausgewertet. 30,8 Prozent der Nutzer/-innen erwiesen sich als
alkoholabhéngig und 8,4 Prozent konsumierten akut Drogen. Laut der Untersuchung kamen
Ubrigens Uberdurchschnittlich viele Alkoholabhangige aus Maflinahmen nach § 67 ff. SGB
XIl. (Kamper/Nothbaum 2005)

Mit Blick auf die ambulante Unterstitzung von wohnungslosen und von Wohnungslosigkeit
bedrohten Menschen mit schweren gesundheitlichen Beeintrachtigungen in Form von psy-
chischen Erkrankungen inkl. Suchterkrankungen kommt die umfangreiche Studie des ,For-
schungsverbunds Wohnungslosigkeit und Hilfen in Wohnungsnotfallen’ (FV 2005) speziell fur
diesen Personenkreis nach der umfangreichen Auswertung verschiedener Hilfenetzwerke zu
dem Ergebnis, dass sich ,die Durchfiihrung von Hilfeplankonferenzen (...) insbesondere mit
Blick auf die Koordination unterschiedlicher Hilfen als bedeutsames Instrument erwiesen* hat
(a. a. O.: 142). Allerdings bestiinde ,nach wie vor Handlungsbedarf, um Kooperationsdefizite
und die Schnittstellen zu den spezialisierten Hilfen zu beheben bzw. angemessen zu bear-
beiten” (a. a. O.).
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Abkehr von den Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten

Insgesamt aul3ern sich, wie dargestellt, bundesweit die Expert/-innen positiv zum Stellenwert
der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII an der Schnittstelle zur psychiatrischen Versorgung und der
Eingliederungshilfe. Unter bestimmten Voraussetzungen bzw. Fallkonstellationen (vorberei-
tend, nachsorgend oder erganzend) sind nach herrschender Meinung Hilfen nach § 67 ff.
SGB XII angebracht. Wobei allerdings wiederholt darauf hingewiesen wird, dass bei Fehlen
bestimmter (niedrigschwelliger) Angebote der immer noch originar zustandige Bereich der

Eingliederungshilfen fir die SchlieBung der Versorgungslicken verantwortlich ist.

Es werden aber auch radikal gegenteilige Auffassungen formuliert, welche auf die grundsatz-
liche Unzulanglichkeit und Fragwuirdigkeit der Leistungen nach dem Achten Kapitel des SGB
Xl im Umgang mit psychisch kranken Wohnungslosen bei Mehrfachnotlagen abstellen und
auf eine ausschlie3liche Zustandigkeit der psychiatrischen Hilfen und MalRRnahmen der
Eingliederungs- bzw. Rehabilitationshilfen verweisen (z. B. Drgala 2008). Ausgehend von der
Tatsache, dass es sich bei psychischen Erkrankungen und Abh&ngigkeitserkrankungen um
,biopsychosoziale Krankheiten’ handele, deren umfassende ganzheitliche Behandlung sich
zwangslaufig auf verschiedene Wirkungsebenen zu beziehen habe und die daher interdiszi-
plinare professionelle Hilfen bendtige, sei das Auftauchen der Problemgruppe mit haufig
auch schweren chronischen Krankheitsbildern im Bereich der Leistungen nach § 67 ff. SGB
Xl auf u. a. Defizite der Psychiatrieversorgung und auf Méangel der Eingliederungshilfe zu-
riickzufiihren. Da die Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten die Integ-
ration ihrer Klientel ausschlief3lich und rechtlich vorgegeben lber klassische sozialpadagogi-
sche bzw. sozialarbeiterische personliche Hilfen versucht und medizinisch-therapeutische
Hilfen in diesem System sozialleistungsrechtlich ausgeschlossen seien, handele es sich mit
Blick auf die speziellen Gegebenheiten bei chronisch psychisch kranken und suchtkranken
Nutzer/-innen also um nicht passgenaue Leistungen. Die Tragerlandschaft des § 67 ff. SGB
XII sei demnach nicht in der Lage, die angesichts der Behinderungen notwendigen spezifi-
schen Leistungen zu erbringen. Dies wéare spatestens dann der Fall, wenn die Mobilisierung
der Klient/-innenkréfte krankheitsbedingt nicht moglich und die besonderen sozialen Schwie-
rigkeiten ebenfalls Folge und Ausdruck der seelischen Behinderung seien. Die klassische
psychosoziale Betreuung nach dem Achten Kapitel SGB XII sei jedenfalls mangels Fachaus-
richtung und Qualifikation nicht geeignet, das Kernproblem zu |I6sen und fehlende therapeu-

tische Hilfen auszugleichen. (a. a. O.)

Mit Blick auf die Komplexitat der Mehrfachproblemlagen, verstanden als biopsychosoziale
Erkrankung, misse ein ganzheitlicher Behandlungs- und Hilfeansatz Ziel sein. Als L6sung
ware die Umsteuerung bzw. vollstandige Verlagerung der Hilfen fur den Personenkreis mit

Mehrfachmangellagen in den Bereich der Eingliederungs-/Rehabilitationshilfen gerechtfertigt,
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da dort die mit der Erkrankung einhergehenden klassischen Ausgrenzungsprozesse (Arbeit,
Wohnen, soziale Kontakte) und ihre Wechselwirkung ganzheitlich rehabilitativ bearbeitet
werden konnten. Persdnliche Beratung und Unterstiitzung kdnnten im Bedarfsfall als Hilfe

zum Lebensunterhalt nach 88 10,11 SGB Xl sichergestellt werden, so der Autor. (a. a. O.)

4.2 Hemmnisse bei Jungerwachsenen an der Schnittstelle der Hilfen nach
8§ 67 ff. SGB Xll und § 41 ff. SGB VIl

Eine weitere problematische Schnittstelle, die den Erfolg der Hilfen nach § 67 ff. gefahrden
kann, ist die zur Jugendhilfe, speziell zu den Hilfen fur junge Erwachsene nach 8§ 41 SGB
VIIL.% Auch hier scheint der Anteil Betroffener, d. h. wohnungsloser junger Erwachsener, bun-
desweit zu steigen. Ihr Anteil in den MaRnahmen nach § 67 ff. SGB XII ist bspw. in Berlin

sehr hoch:

Tabelle 3: Anteil der jungen Erwachsenen (18-27 J.) nach Leistungstypen in Berlin

BEW BGW |UH KRI
2006 35% [54% 35% |66 %

2007 39 % 552% |34% |64 %
BEW: Betreutes Einzelwohnen / BGW: Betreutes Gruppenwohnen / UH: Ubergangshaus / KRI: Kriseneinrichtung

(SenintArbSoz 2008)

Bei einem Anstieg der gewahrten Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl im Jahr 2004 von 6.555 Per-
sonen um 31 Prozent auf 8.628 Personen im Jahr 2007 lag die Zunahme der 18- bis 27-
Jahrigen sogar bei 44 Prozent (von 2.270 auf 3.276 Jungerwachsene). Der Anteil der jungen
Menschen im Alter von 18 bis 21 Jahre stieg in diesem Zeitraum von 692 auf 1.019 Perso-
nen an. (SenintArbSoz 2009) Das Land Berlin versuchte 2005, die Konflikte zwischen den
Ressorts der Bezirksverwaltungen durch die Herausgabe von ,Hinweisen zur Abgrenzung
der Hilfen fur junge Volljahrige nach § 41 des SGB VIII und 88 67, 68 SGB XII* (SenGSV
2005) zu regulieren Die Hinweise enthalten Verfahrensvorgaben und Abgrenzungshinweise
zwischen den unterschiedlichen Leistungsarten, jedoch keine Regelungen zum Umgang mit

strittigen Fallen.

Lebenslagen junger wohnungsloser Menschen

Laut einer Studie zur Problemstruktur wohnungsloser Nutzer/-innen Diakonischer Einrichtun-
gen und Dienste in Deutschland lag 2003 der Anteil der bis 27-jahrigen Klient/-innen knapp
unter 25 Prozent (Nothbaum u. a. 2004: 88), wobei zur Lebenslage dieser Personengruppen
festgestellt wurde, dass die Heranwachsenden Uberdurchschnittlich haufig mit den Merkma-

len Migrationshintergrund, Drogenkontakte, fehlender Hauptschulabschluss und Wohnungs-

® Nach § 7 (1) Nr. 3 SGB VIl ist jemand ,junger Volljahriger, wer 18, aber noch nicht 27 Jahre alt
ist".
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losigkeit gekennzeichnet waren. Bezogen auf das die Wohnungslosigkeit auslésende Ereig-
nis ,Verlassen des Elternhauses’ gerieten Uberwiegend junge Erwachsene (65 Prozent) in
Wohnungslosigkeit (a. a. O.: 90). 39,5 Prozent der Wohnungslosen, die direkt aus institutio-
nellen Unterbringungen inklusive Krankenhausaufenthalten kamen, waren ebenfalls unter 28
Jahre alt (a. a. O.: 92).

Rickgang der Fallzahlen und Kostendruck

Im Rahmen einer Untersuchung lber die Wirkfaktoren bei MalRnamen nach § 41 SGB VIl
des Instituts fur Soziale Arbeit e. V. (ISA e. V.) aus dem Jahre 2006 wird nicht nur der bun-
desweite Rickgang der Hilfen nach § 41 SGB VIl festgestellt, sondern auch darauf hinge-
wiesen, dass die Interpretationen der Lebenskrisen junger Antragsteller/-innen durch die
Kostentrager als Voraussetzung der Hilfegew&hrung sehr unterschiedlich und die Steuerung
der Hilfen fur diese Personen oft durch organisatorische und institutionelle Hirden bedingt
gewesen waren, die wiederum durch internen Kostendruck verursacht worden seien (Nisken
2006).

Auch der Gesamtbericht des Forschungsverbunds (FV 2005) weist 2005 auf die Zunahme
junger Menschen im Bereich der Wohnungsnotfallhilfen hin. Bundesweit wurden im Rahmen

der Studie bei ambulanten Betreuungstragern Daten von ca. 5.200 Personen erfasst:

.Mehrheitlich wurde von einer Zunahme des Anteils jingerer Menschen berichtet, was
sowohl auf restriktivere Hilfegewé&hrung in der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe,
als auch auf eine Praferenz der jungen Menschen flr personliche Hilfen in Wohnungen

gegeniber Einrichtungsangeboten zuriickgefuhrt wurde.” (a. a. O.: 81)

Ahnlich wie die 0. g. Berliner Arbeitshinweise waren die ,Empfehlungen der Landesjugend-
ausschusse in NRW zur Abgrenzung der Hilfen fur junge Volljahrige nach § 41 SGB VIIl und
8§ 72 BSHG" (Landesjugendausschisse NRW 2002) ausgerichtet. Sie sind allerdings diffe-
renzierter gehalten und beinhalten eine ausfuhrlichere Beschreibung beider Hilfearten nebst
Abgrenzungen. Hilfen nach 8 41 SGB VIl sind explizit favorisiert. Zusammengefasst wird der
Sachverhalt wie folgt dargelegt: Zielgruppen, Ziele und Hilfeleistungen des § 41 SGB VIl
und des (damals) 8 72 BSHG sind weitgehend kongruent und eine Zuordnung schwierig. Mit
Blick auf den Nachranggrundsatz koénnten Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer
Schwierigkeiten lediglich als Ausnahmefall gewéhrt werden. Nur in begrindeten Einzelféllen
sind demgegeniber Hilfen nach § 41 SGB VIl abzulehnen. Diese greifen bei MalRnahmen
vor dem 18. Lebensjahr und fiir danach beantragte Hilfen (Ende der Hilfe mit dem 21. Le-
bensjahr; in Einzelfallen darlber hinaus, namlich bei der Beantragung vor Vollendung des

21. Lebensjahres).

36



In Abgrenzung daraus ergebe sich die Zustandigkeit der Hilfe zur Uberwindung besonderer
sozialer Schwierigkeiten. Diese sei mit Beantragung nach dem 21. Lebensjahr, bei abgelehn-
ten (mangelnde Erfolgsaussicht) oder eingestellten JugendhilfemaZnahmen (fehlende Mit-
wirkung) gegeben. Fir sogenannte Uberschneidungsfalle gelten Sonderregelungen, so bei
einem Wechsel von einer Jugendhilfemal3nahme in den Bereich des SGB XlI wegen veran-
derter Anspruchsvoraussetzungen, bei schnellen Erstaufnahmen bis zur Anspruchsklarung

oder als motivationale Vorbereitung auf eine Jugendhilfemafl3nahme.

Die genannten Probleme werden auch in einem Positionspapier der BAG W (2004a) besta-
tigt. Zum Zeitpunkt der Veroffentlichung war der Anteil wohnungsloser Menschen im Alter
von 19 bis 24 Jahre laut Auswertung verschiedener Datenbestéande durch die BAG W bun-
desweit im Zeitraum von 1992 bis 2003 von 6,8 auf 13,7 Prozent gestiegen (a. a. O.: 145).
Unter Hinzuziehung der 25- bis 26-Jahrigen lag der Anteil der Jungerwachsenen 2003 sogar
bei insgesamt 18 Prozent (a. a. O.: 146). Die BAG W empfahl eine gemeinsame Sozialpla-
nung durch die jeweils zustandigen kommunalen Ressorts fur Jugend und Wohnungsnotfall-

hilfe, den Aufbau von Verbundsystemen sowie die Festschreibung von Versorgungspflichten.

Konstruktive und praktische Losungsansatze zur Kooperation zwischen den MalRnahmetré-
gern und den Leistungserbringern der Jugend- und Sozialhilfe vor einigen Jahren in Stuttgart
beschreibt Philipp (2002). Die dortige ,,Zentrale Beratungsstelle Junge Erwachsene” als Erst-
anlaufstelle fir SofortmaRnahmen nach (damals) 8§ 72 BSHG hatte ebenfalls mit dem be-
kannten ,Verschiebebahnhof’ junger Menschen in der Altersspanne von 18 bis 21 Jahren
zwischen Sozial- und Jugendhilfetrager zu kAmpfen. Das Sozialamt verwies mit Blick auf das
Alter der Antragsteller/-innen an das Jugendamt, ohne Rucksicht auf die tatséchliche Hilfere-
alisierung dort. Das Jugendamt hingegen forderte von den Hilfebedurftigen als Leistungsvor-
aussetzung ,haufig Ressourcen, wie Punktlichkeit, Zuverlassigkeit, Ausbildungsfahigkeit und
ein hohes Mal} an Reflektionsfahigkeit* (a. a. O.: 58), mithin genau das, was eigentlich fehlte

und der urséchlichen Bedurftigkeit entsprach.

Die Losung fanden die beteiligten Stellen in Kompetenzbindelungen und Vernetzungen der
jeweiligen Kostentrager und der Wohnungsnotfallhilfe. Voraussetzungen waren weiterhin die
Anerkennung junger (wohnungsloser) Erwachsener als geschlossene Bedarfsgruppe, ihr
rascher Hilfezugang und kompetente, verlassliche Ansprechpartner/-innen. Praktisch bedeu-
tete dies die Bundelung und Ubertragung der Bedarfsfeststellung von Hilfen nach (damals)
§ 72 BSHG und der Hilfen nach § 41 KIJHG in die Hande des Beratungstragers. Zu dessen
Aufgaben gehorten nun Steuerungsaufgaben, Fallteamberatungen mit dem Sozialdienst der
Kommune, ferner die Motivierung und Begleitung der Betroffenen bei der Hilferealisierung
sowie die Koordinierung der Hilfekonferenzen im Antragsverfahren und bei Hilfeplan- und

Abschlussgesprachen. Eine zusatzliche Mitarbeiter/-innenstelle wurde fur diesen Einsatz von
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der Stadt beim Trager finanziert. Komplettiert wurde die spezielle Aufgabe in Form einer
Aufnahmeeinrichtung beim Trager fur junge Erwachsene wéhrend der beschriebenen Clea-
ringphase und einer Prifung der Anspruchsvoraussetzungen. Im Rahmen der Regionalisie-
rung der Jugendhilfe in Stuttgart wurde dieser zentrale Lésungsansatz nach einigen Jahren
jedoch aufgegeben und in den stadtischen Regionen in der beschriebenen Weise nicht wei-

ter fortgesetzt.

Schon etwas reduzierter formuliert, und vermutlich unter der Erfahrung eher restriktiver Ent-
scheidungen der Jugendhilfebehérde, entwickelte sich dann in den Folgejahren in Stuttgart
die Idee der sogenannten ,Kooperationskonferenzen’ unter Beteiligung aller eingebundenen
Kostentrager (ldealfall) und dem fir die Jungerwachsenen zustandigen freien Beratungs-
und/oder Betreuungstrager (Steinbrenner 2008). Die Konferenzen sollten im Sinne einer
Steuerungsrunde arbeiten, die im Ergebnis Uber die geeignete Zuordnung (SGB VIII oder
SGB XIlI) einer HilfemalRnahme entscheidet. Die eigentliche Hilfe- und Gesamtplanung findet
dann in der spater beginnenden MalRnahme statt. Dieser ldeenansatz steht allerdings unter
dem Vorbehalt der Kooperationsbereitschaft vor allem der Kostentrdger zum 8§ 41 SGB VIII.
Nicht unerwahnt bleiben die verharteten Rahmenbedingungen in der taglichen Praxis. Trotz
vieler Rundschreiben und Vereinbarungen wiirden die Rechtsanspriiche auf Jugendhilfe-
maflinahmen fir Volljahrige und ihre Durchsetzung tendenziell von den Kostentragern kon-

terkariert. (a. a. O.)

4.3  Schnittstelle der Hilfen nach § 67 SGB XlI (und § 41 SGB VIIl) zum SGB |l

Auch die oftmals problematische Zusammenarbeit mit den JobCentern wird in der Literatur
genannt. Als erfolgshemmender Faktor fiir die Hilfen nach § 67 ff. SGB XII wird bspw. das
Fehlen von Sonderzustandigkeiten beim JobCenter fur Praventionsleistungen zum Wohn-
raumerhalt und fir Wohnungslose selbst benannt. Hierauf verweisen z. B. Busch-
Geertsema/Evers in ihren Ergebnissen und Empfehlungen einer Untersuchung in Schleswig-
Holstein zu den Wirkungen des SGB Il auf Wohnungsnotfélle (Busch-Geertsema/Evers
2007).

Vorausschauend hatte die BAG W bereits vor Einfihrung des SGB Il eine enge Kooperation
der Wohnungslosenhilfe mit den kiinftigen JobCentern in der Absicht favorisiert, mit den Hil-
fen der Trager nach § 67 SGB XII die arbeitsintegrativen Malinahmen des SGB Il vorberei-
tend, flankierend und nachgehend zu stutzen (BAG W 2004b).

Verstarkt sind junge und erst recht sozial belastete Menschen dem System des sogenannten
,Forderns und Foérderns’ nicht gewachsen. Dies trifft damit auch (und insbesondere) auf Leis-
tungsempfanger/-innen des 8 67 ff. SGB XII zu. Der Umgang mit unerwinschten Auswirkun-

gen von Sanktionsmafnahmen nach § 31 SGB Il (mangelnde Mitwirkung, Malinahmeabbri-
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che usw.) nimmt einen besonderen Stellenwert ein und fiihrt bei (jungen) Menschen ,in zahl-
reichen Féllen zu Gefédhrdungen, Abtauchen in prekare Halbwelten und Wohnungsverlust*
(Claus 2008: 126). Hinzu kAmen die Auszugsverbote fir junge Menschen nach § 22 Abs. 2a
SGB I, die einer auf Verselbststandigung zielenden Personlichkeitsentwicklung und Exis-
tenzgriindung entgegenwirkten und die Gefahr des Verlassens des Elternhauses in oft unge-

sicherte Lebensverhéltnisse in sich triigen.

Unter Berucksichtigung der speziellen Problemlagen junger Erwachsener ohne Wohnung
wurde in der Fachoffentlichkeit wiederholt auf die Notwendigkeit besonderer konzeptioneller
Anpassungen der Wohnungsnotfallhilfe bzw. der Tragerlandschaft der §8 67 ff. SGB XII hin-
gewiesen und im Kern das Zusammenwirken der unterschiedlichen Instrumente des SGB I,
SGB XIl und SGB VIl eingefordert (z. B. Henniger 2008). Laut Henniger stehen jungerwach-
sene Wohnungslose Uberwiegend ohne familidre und soziale Bindungen da. Ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt seien schon wegen oft fehlender beruflicher Abschliisse schlecht. Der
groRte Teil der Betroffenen habe noch nie gearbeitet, haufig sei die persdnliche Reifeent-
wicklung verzogert und die Personlichkeiten vor dem Hintergrund biographischer Belastun-
gen destabilisiert (a. a. O.: 133). Die JobCenter seien mit dieser Klientel tberfordert und
Sanktionsmalinahmen fihrten zu nicht gewollten Schattenexistenzen unserer Gesellschatft.
Henniger fordert u. a. fur die Zielgruppe die Bildung einer eigenen Bedarfsgruppe, einen
schnellen Zugang zu niedrigschwelligen und speziell auf die Eigenarten der Personengruppe
abgestellten Hilfen. Ferner sei fur die einzelnen Klient/-innen eine ,verlassliche Ansprechper-
son, die sich fallfihrend um die (...) Existenzsicherung kiimmert und den Hilfeprozess steu-
ert* (a. a. O.: 135) ebenso vonndten wie zwischen Wohnungslosenhilfe, Jugendhilfe und
JobCenter abgestimmte Malinahmeplane. Hierzu empfiehlt auch sie die Entwicklung ,ver-

bindliche[r] ortliche[r] Kooperationsformen zwischen Jugend- und Sozialhilfe* (a. a. O.).

Diese Empfehlungen stehen nicht isoliert und wurden wiederholt &hnlich formuliert, bspw.
von Simon (2007), der mit primdrem Blick auf jugendliche Wohnungslose die Verknipfung
der Erziehungshilfen des SGB VIII mit Mainahmen des SGB Il einfordert, aber ebenso eine
Positionierung der Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten im ,Bermu-
dadreieck” (a. a. O.) unterschiedlicher Sozialleistungstrager (SGB I, VIII, XII) fir notwendig
erachtet, da aus prognostischer Sicht in den néachsten Jahren ein Anstieg junger wohnungs-

loser volljahriger Menschen zu erwarten sei.

Eine weitere Sichtweise 16st sich allerdings vom (reduzierten) Bild des ,Bermudadreiecks’ der
bereits genannten Sozialleistungssysteme SGB I, SGB VIII und SGB XIlI. Strunk (2007)
mochte die Wirkungsebene sowohl um das SGB Il als auch um das Rechtssystem Schule
erweitert wissen. Unterstellt wird hierbei, dass jedes einzelne System in sich geschlossen

eigene Normen und Handlungsstrategien verfolgt, die auch im Sinne einer Selbstbehauptung
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ggf. auf Kooperationen wirken. Die Systeme transportierten direkte oder indirekte unter-
schiedliche, ggf. diametrale Auffassungen zu bestimmten sozialleistungsrechtlichen Instru-
menten und Zielen. So stiinden die Leistungserbringer des SGB 1l und des SGB Il vor dem
Hintergrund mangelnder Aufnahmekapazitaten des Arbeitsmarktes unter internem und ex-
ternem Selektionsdruck und ,treiben stark Risiko belastete Klienten aus dem System*
(a. a. O.: 124). Die Sanktionen des SGB Il wirkten weniger auf Verhaltenséanderungen, son-
dern vielmehr auf die Verdrdngung Betroffener aus dem Bezugssystem. Die weiteren nicht
kalkulierbaren Folgen fiir die Betroffenen wirden mehr oder weniger in Kauf genommen

bzw. abgewalzt.

Anhand eines Tragerbeispiels der Wohnungsnotfallhilfe und der dort aufgenommenen Uber-
durchschnittlich sanktionierten jungen Wohnungslosen verdeutlicht Strunk, dass Sanktionen
fur den SGB-II-Trager mdglich werden, ,weil man davon ausgeht, dass die Folgelasten bei
den jungen Menschen von der ambulanten Hilfe im Bereich der Wohnungslosenhilfen bear-
beitet werden kénnen. Das eine System profiliert sich auf Kosten des anderen Systems.”
(a. a. O.: 122) Im Kern also arbeiteten das SGB VIIl und das SGB Xll in diametraler Richtung
zum SGB I, indem sie vielfach Betroffene in ihre Hilfesysteme aufndhmen. Die unterschied-
lichen und sich teils Gberlagernden, aber auch kontréaren Leistungsbereiche und Leistungsin-
halte bedirften daher einer zentralen Gesamtkoordination. Auch mit Blick auf einschlagige
Erfahrungen favorisiert Strunk die Delegation von JobCenteraufgaben an spezialisierte Sozi-
alhilfedienststellen, die uber Erfahrungen mit Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl verfigen. Die Ge-
samthilfeplanung (8 67 SGB XII) und die Eingliederungsvereinbarung (8 15 SGB II) kdnnten
deckungsgleich aus einer Hand erfolgen und die Klientel sollte im Rahmen eines Case Ma-

nagements zu betreuen sein.

Auch die Empfehlungen des Deutschen Vereins (DV 2008) setzen vor dem Hintergrund der
Divergenz ganzheitlicher Hilfeansatze des SGB Xl (und des SGB VIII) und spezifischer ar-
beitsintegrativer Handlungsansatze des SGB Il (Hinfihrung zur Beschéftigungsfahigkeit und
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt, Eingliederungsvereinbarung nach § 15 SGB Il) auf
die Notwendigkeit enger ortlicher Kooperationen, da das Prinzip der zentralen Gewahrung
von Hilfen aus einer Hand’ beim Erhalt persénlicher Hilfen nach § 67 ff. SGB XlI (und auch
nach dem SGB VIII) auf der einen und den Leistungsgewahrungen des SGB Il auf der ande-
ren Seite durchbrochen ist. Zum MalRRnahmekatalog gehéren daher unter Beriicksichtigung
ortlicher Rahmenbedingungen die Bildung spezieller Fachteams und verbindliche Verfah-
rensregelungen, wobei die Einbindung freier Trager nicht ausgeschlossen wird, um Betroffe-
ne durch das Verfahren zu fuhren. Eingliederungsvereinbarung und Gesamtplan sind aufein-
ander abzustimmen und im Falle mdglicher Sanktionen die besondere Lebenssituation der
Zielgruppe zu berucksichtigen. Der Personenkreis ist aufgrund seiner Integrationshemmnis-

se nicht zu benachteiligen. (a. a. O.)
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Im Zusammenhang mit moglichen Uberschneidungen der unterschiedlichen Sozialleistungs-
systeme ist auf einen Beitrag von Lippert (2007) hinzuweisen, der sich mit der Abgrenzungs-
problematik der Leistungen des § 16 Abs. 2 SGB Il u. a. von der Beratung und personlichen
Unterstitzung nach § 3 DVO (zu § 67 ff. SGB XIl) und den Hilfen zur Ausbildung, Erlangung
und Sicherung eines Arbeitsplatzes nach 8§ 5 DVO auseinandersetzt. Laut Lippert ergibt sich
aus dem Nachranggrundsatz des 8 67 SGB XlI die in der Regel zumutbare Verpflichtung der
Leistungsempfanger/-innen zur Inanspruchnahme von Hilfen nach § 16 Abs. 2 SGB IlI. Ein
Wahlrecht bestehe hierbei nicht und eine Hilfe nach 8 5 DVO bleibe die Ausnahme. Lediglich
der fehlende Anspruch auf Leistungen des 8§ 16 Abs. 2 SGB Il oder die fehlende bzw. nicht
aufschiebbare Verfuigbarkeit konnten Leistungen nach § 5 der DVO freisetzen. Dies aller-
dings nur unter der zusatzlichen Voraussetzung, dass diese Hilfe gezielt der Uberwindung
besonderer sozialer Schwierigkeiten diene. Hilfen nach § 5 der DVO waren demnach die

Ausnahme.

Persoénliche Beratungen und Unterstiitzungen als Bestandteil einer in der Eingliederungsver-
einbarung vereinbarten Hilfe nach 8§ 16 Abs. 2 SGB Il (hier: psychosoziale Betreuung) seien
ferner fur den Kreis Anspruchberechtigter nach 8§ 67 SGB Xll wegen der dortigen komplexen
Problemstrukturen nicht ausreichend geeignet und zielten als Bestandteil der Eingliede-
rungsvereinbarung lediglich auf die Unterstiitzung einer Integration in das Erwerbsleben ab.
Mit Hinweis auf einen neuen speziellen Leistungstyp des Landesrahmenvertrages in NRW
wuirden haufig die Leistungen des 8 16 SGB Il durch Hilfen nach dem Achten Kapitel des
SGB Xll zu ergénzen sein (a. a. O.: 55).

4.4  Wirtschaftliche Aspekte und unentgoltene Arbeiten

Zeitliche Begrenzungen der MalRnahmedauer und unentgoltene Fremdaufgaben sind ein
weiteres Erfolgshemmnis. Hierzu &ufRerten sich bspw. die im Forschungsverbund (FV 2005)

befragten ambulanten Hilfetrager. Es tauchen bekannte Vorbehalte und Kritikpunkte auf:

.Die schriftlich befragten Trager auRRerten sich zwar mehrheitlich zufrieden mit der Be-
darfsgerechtigkeit und Flexibilitat der Regelungen zur Intensitat der Hilfen, aber fir
immerhin knapp Uber 40 v. H. galt das Gegenteil. Zu den von diesen benannten Man-
geln gehoren zu knapp bemessene Betreuungsschlissel, zu enge Befristungen der Hil-
fen und unzureichend abgedeckte Aufwendungen der Trager beispielsweise fur Fahrt-
zeiten, Wohnungsakquisition und Wohnungsverwaltung und fur hauswirtschaftliche Hil-
fen. (...) Immer noch finden sich rechtlich problematische Vorgaben zu einer generellen
zeitlichen Limitierung personlicher Hilfen auf eine bestimmte ,Hochstdauer* (oftmals 18
Monate oder auch darunter). (...) Enge zeitliche Vorgaben wurden unter anderem mit
finanziellen Restriktionen und damit begriindet, dass Hilfeziele in Giberschaubaren Zeit-

raumen erreicht werden mussten und Hilfen zur Uberwindung sozialer Schwierigkeiten
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keine Dauerhilfen seien. Von den Tragern wird aber immer wieder auf das Problem
verwiesen, dass ein begrenzter Personenkreis auch tber langere Zeitrdume begleiten-
de Hilfen bendtigt, die einerseits Uber das begrenzte Leistungsniveau allgemeiner Re-
gelhilfen hinausreicht und bei denen andererseits der Verweis auf hoherschwellige An-
gebote (etwa im Bereich der Eingliederungshilfe oder einer Betreuung nach dem
Betreuungsgesetz) wenig Sinn macht. Das Problem der Finanzierung langerfristiger
Hilfen, die von regelmaRig erforderlichen Hausbesuchen Uber gelegentliche Krisenin-
terventionen bis zur langerfristigen Geldverwaltung reichen und Uber die erneute Woh-
nungsverluste nachhaltig verhindert werden kénnen, ist bislang nicht zufrieden stellend
geldst.” (FV 2005: 82 f.)

Die Finanzierung der Hilfen ist auch in Berlin ein Problem. Die Mittelzuweisungen des Lan-
des an die 12 Verwaltungsbezirke erfolgen auf der Grundlage der 1994 im Rahmen der Ver-
waltungsmodernisierung eingefiihrten Kosten- und Leistungsrechnung (KLR). Die damit ver-
bundenen einheitlichen Definitionen der 6rtlichen Verwaltungsprodukte und der dazu gehori-
gen Kosten ermdglichen seit dieser Zeit den landesinternen Ausgabenvergleich auch der
bezirklichen Sozialleistungstrager. Die Finanzzuweisungen, u. a. auch fur die Hilfen nach 8§
67 ff. SGB XIlI, basieren in diesem Zusammenhang auf Medianwerten, die sich aus den be-

zirklichen Fallpauschalen (6rtliche Stiickkosten) fir die einzelnen Produkte ableiten.

Das Zuweisungsverfahren wirkt sich fur einen Bezirk dann negativ aus, wenn dessen tat-
sachlich aufgebrachter finanzieller Aufwand zur Kostensicherung, d. h. die eigene tatsachli-
che Fallpauschale, Uber dem Landeswert liegt. Dies ist der Fall, wenn tendenziell kostenin-
tensivere Leistungen mit hoheren Entgelten gewahrt werden. Die Mittelzuweisung (Landes-
medianwert multipliziert mit der ortlichen Fallmenge) unterschreitet dann die tatsachlichen
bezirklichen Ausgaben. Der Fehlbetrag ist auf andere Weise aus dem Bezirkshaushalt si-
cherzustellen, was nicht unproblematisch ist. Anderseits erhélt ein Bezirk dann mehr Mittel
zugewiesen als er ausgegeben hat, wenn seine tatséchliche Fallpauschale den Medianwert

unterschreitet. Er macht ein ,Plus’.

Wirtschaftlich und haushaltstechnisch interessant sind daher viele Betreuungsfalle mit gerin-
gen Tagessatzen. Unwirtschaftlich und risikobehaftet ist im Kern die Finanzierung teurer
Leistungstypen. Im Juni 2008 wurde z. B. der Medianwert im Land Berlin bei der Hilfe zur
Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten im Bereich ambulanter Hilfen (also bei
vier Leistungstypen mit unterschiedlich hohen Tagessatzen) um bis zu 25 Prozent unter-

schritten und um bis zu 37 Prozent tiberschritten.’

’ Gesprach tiber Finanzierungsgrundlagen zum § 67 ff. SGB XIl am 15.04.2009 mit Herrn Kiippers,

Bezirksamt Tempelhof-Schdneberg von Berlin, Abteilung Gesundheit und Soziales, Soziale Wohn-
hilfe, Gruppenleiter Bereich ,Wirtschaftliche Hilfen des SGB XII'.

42



Die Fallzahlen bewilligter Leistungen des Achten Kapitels SGB XllI sind in den Bezirken sehr
unterschiedlich. So bewegte sich z. B. die Spannbreite bewilligter Hilfen beim Leistungstyp
WuW im Jahr 2007 in den 12 Bezirken zwischen 6.662 und 68.112 Leistungstagen. Fur die
Inanspruchnahme der Ubergangsh&user lag die geringste Anzahl bezirklicher Hilfetage bei
1.958 und der hochste bei 16.138. (SenintArbSoz 2008). Dies kann verschiedene ortliche
Ursachen haben, die z. B. in restriktiven oder offensiven Entscheidungsphilosophien, im je-
weiligen bezirkspolitischen Stellenwert des 8 67 SGB XlI oder in qualitativen Unterschieden
der bezirklichen Sozialstrukturen bzw. in uneinheitlichen Ausstattungen und Organisations-

formen der jeweiligen Sozialdienste zu finden sind.

45 Ressourcen und Hemmnisse auf Klientelseite

Das Hilfesystem bei der Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten setzt sowohl
rechtlich als auch inhaltlich begriindet auf eine gemeinsame Arbeitsplattform von Klient/-in
und Helfer/-in. Im praktischen Verfahren nehmen die Klient/-innen als Empfanger/-innen ei-
ner Leistung die Rolle des aktiven Mitgestalters im Hilfeprozess ein. Je weniger férdernde
Faktoren vorhanden sind, umso schwieriger gestaltet sich der Hilfeverlauf, sieht man von der
Wirkungsweise bestimmter Ubergeordneter Rahmenbedingungen einmal ab. Vor allem aber
sind es Motivation und der Wille zur Veranderung der eigenen Lage, welche die Hilfen voran-
treiben und Mitwirkungsfahigkeiten starken. Problematisch im Malinahmeprozess sind dage-
gen jene Klient/-innen, die diese in der Regel erfolgsfordernden Verhaltensweisen vermissen

lassen.

Auf die damit verbundenen Schwierigkeiten und deren Ursachen, bestimmte Leistungsemp-
fanger/-innen bei der Erarbeitung des Hilfeplans und seiner Umsetzung einzubinden, ver-
weist anschaulich Knodel (2002). Sein Blick fokussiert sich insbesondere auf die Personlich-
keit der Klient/-innen. Laut Knodel fihren unangemessene und zur Unzeit formulierte Ziel-
festschreibungen zu Distanzierungen bei bestimmten Leistungsempfanger/-innen, die sich
ihrerseits haufig erst einmal mit der Sicherung ihrer Grundbedurfnisse zufrieden geben wir-
den und, je nachdem aus welcher Lebenslage sie kommen, in Ruhe gelassen werden wol-
len. Menschen, deren Lebensweg in wesentlichen Bereichen vom Scheitern begleitetet war,
trauten sich, so seine Darstellung, eher wenig zu und hatten Uber oft lAngere Zeitraume hin-
weg ,mit der Differenz zwischen Ideal einer birgerlichen Existenz und ihrer Realitat als ge-

sellschaftliche Aul3enseiter zu leben® gelernt (a. a. O.: 81).

Diese Position aufzugeben sei zweischneidig. Knodels Handlungsempfehlungen beziehen
sich daher auf eine umfassende Akzeptanz der Klientel, auf ihre Selbstbestimmung und auf
das genaue Abpassen bestimmter Zeitpunkte, um mit Klient/-innen entsprechend ihrer Moti-
vationsreife arbeiten zu kénnen. Er setzt auf kleinschrittige, selbstwerterhbhende Prozesse,

deren Ablauf und Geschwindigkeit sich an den einzelnen Klient/-innen zu orientieren hatten.
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Motivation sei als dynamisches Geschehen zu verstehen und brauchbare Zielfestschreibun-
gen oft erst nach langerer Hilfedauer méglich, wolle man sich nicht auf plagiative Ziele ver-

lassen. Misserfolge triigen hierbei den Wert der Erkenntnis in sich und seien konstruktiv.

Ob die Sozialhilfetragerseite mit solchen Betreuungsbriichen positiv umgehen kann, bleibt
bei seiner Darstellung offen. Die Erkenntnisse der Studie des Forschungsverbunds (FV
2005) und die Erfahrungen der dortigen MaRRnhahmetrager weisen bereits auf mdgliche Di-
vergenzen und mangelndes Verstandnis dieser Seite hin. Zwar ,kimmern sich die Tréger
der Hilfen oft auch um anderweitige Mdglichkeiten der Versorgung. Sie sind in der Regel
auch fur eine erneute Hilfegewéahrung offen, wobei einige Sozialhilfetrager in solchen Fallen
deutlich héhere Anforderungen an die Mitwirkung der betroffenen Klientinnen und Klienten

stellen®. (a. a. O.: 82) - und damit erneuten Misserfolgen Vorschub leisten.

Knodels Empfehlungen an die Betreuungsarbeit in der Wohnungslosenhilfe zielen darauf,
sich mit Empowerment-Konzepten zu befassen und deren Ubertragbarkeit zu untersuchen.

Dieses Konzept

».geht von der Annahme aus, dass Menschen - gerade solche, die sich in der Vergan-
genheit als stigmatisiert, ausgegrenzt und minderwertig empfunden haben - mit der Er-
fahrung von Wahrnehmung, Interesse, Zutrauen, also: sozialer Anerkennung, und ei-
genen aktiven Gestaltungsmdglichkeiten ermutigende Prozesse und das Geflihl einer
zunehmenden Eigenmacht erleben, das zu eigenen Aktivitaten, zu einem Sich-
Betatigen anregt. Hierliber entwickeln sich zunehmendes Selbstwertempfinden und in-
dividuelle und soziale Sicherheit — insgesamt die Voraussetzungen fir das Festigen

des Geflhls der Selbstbefahigung, einer machtvollen Kraft.“ (Sohns 2007: 2)

Weitere Interpretationsansatze zur Interaktion zwischen dem Hilfesystem der Wohnungsnot-
fallhilfe und der Klientel widmen sich ebenfalls der Frage, in welcher Weise die Rahmen-
strukturen des Hilfesystems oder die Art und Weise der Hilfevermittiung Haltungen und Re-
aktion der Hilfeempfanger/-innen beeinflussen koénnen. In einer Wirkungsuntersuchung zu
den Angeboten der Wohnungsnotfallhilfe wurde zum einen der Zusammenhang zwischen
den Erwartungen der Zielgruppen an die Leistungen des Hilfesystems und dem, was sie in
diesem System als nutzbringend, férderlich oder hemmend bewerteten, ebenso erfasst wie
die Reaktionen auf diese als hemmend oder férderlich empfundenen Faktoren (Maar 2006).
Die Untersuchung ging von der Voraussetzung aus, dass die aktive und motivierte Teilnah-
me am Hilfeprozess im Zusammenhang mit der Antizipation eines Nutzens einhergeht. Die
Klientel entscheidet hierbei, was zur Behebung ihrer Problemlagen nutzen kénnte und was

im Hilfesystem diesen Nutzen limitiert oder fordert.

Ausgehend von einer Nutzer/-innentypologie (,aktiv-einfordernd’, ,geniigsam-offen’ und ,pas-

siv-misstrauisch’) und unterschiedlichen Stellenwerten einer MaRnahme der Wohnungslo-
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senhilfe fur die einzelnen Nutzer/-innen, belegt die Studie, dass bestimmte Wirkfaktoren auf
der direkten Kontakt- oder Beziehungsebene und auf der organisatorischen, materiellen
Ebene das Verhalten der Hilfeempfanger/-innen zur Leistung beeinflussen. Auf der Kontakt-
und Beziehungsebene sind dies im positiven Sinn z. B. Engagement, Zuverlassigkeit und
Konstanz des Personals. Auf der institutionellen Ebene sind dies die Qualitat der Sicherung
materieller Grundbedurfnisse, die Schnelligkeit der Hilferealisierung, das Milieu der Einrich-
tung, Kostenbeteiligungen, Blrokratisierungsgrade und Personalausstattungen. Je nach Le-
benslage und Ausgangssituation stehen psychosoziale Angebote prioritar erst einmal nicht

auf der personlichen Bedarfsliste vieler Nutzer/-innen. (a. a. O.)

In der Literatur finden sich wenige Hinweise auf erfolgsfordernde oder -hemmende Merkma-
le bei den Hilfeempfanger/-innen selbst. In einer empirischen Diplomarbeit an der ASH Berlin
(Schulze 2008) wurde allerdings herausgearbeitet, dass sich eine Paarkonstellation erheb-
lich auf den Betreuungsprozess im Rahmen des § 67 ff. SGB XII auswirkt, und zwar selbst

dann, wenn nur eine/r von beiden im Hilfesystem unterstitzt wird:

.im Gegensatz zur Betreuung eines Alleinstehenden treten (...) Themen auf, die sich
aus der gegenseitigen Beeinflussung der Partner im Zuge dynamischer Paarprozesse
ergeben. Daruber hinaus erweitert sich das Themenspektrum durch spezielle Paar-
themen, die sich aus den Inhalten der Paar-Identitat ergeben kdnnen (...). Zudem kon-
nen sich aufgrund von Paardynamiken weitere Themen entwickeln, wie z. B. Bezie-
hungskonflikte.” (a. a. O.: 98)

Die Auswirkungen auf den Betreuungsprozess kdnnen dabei positiv oder negativ sein. In der
Literatur zur Wohnungslosenhilfe hatte die Studentin kaum Hinweise auf diese Problematik
gefunden (a. a. O.: 44).

4.6 Erfolgskontrollen

Monzer/Pott (2009) stellen im Kontext von Sozialplanung fest, dass eine Steuerung der
Wohnungslosenhilfe vorrangig uber die Finanzierungszusagen der Sozialhilfetrager erfolgt
und konstatieren eine ,Sachzieldominanz“ (a. a. O.: 20), die den Leistungserbringern durch-
aus entgegenkame: ,So wird z. B. lang und breit erdrtert, welchem Leistungstyp eine Einrich-
tung zuzuordnen ist, aber selten dartiber, ob mit diesem Angebot die gewlinschten Ziele er-
reicht werden.” (a. a. O.) Fehlentwicklungen oder Anpassungsbedarfe werden nach Mon-
zer/Pott vor allem im Rahmen bestehender Regelungen korrigiert, wodurch unbemerkt Ziel-
verschiebungen stattfinden kénnen, ohne dass ein konsequenter Umbau des Angebots er-
folgt

(a. a. O.: 21).
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Systematisierte Erfolgskontrollen spielen in den meisten Einrichtungen nach § 67 ff. SGB XII
keine Rolle. Die Leistungserbringer haben i. d. R. Jahresberichte abzuliefern, die selten dif-
ferenzierte Aussagen Uber die Bewadltigung spezieller Problembereiche treffen. Laut For-
schungsverbund (2005) beziehen sich die Angaben dort befragter Ma3nahme- oder Sozial-
hilfetrager zur quantitativen Erfolgserfassung im Bereich ambulanter Wohnhilfen ,Gber die
Wirksamkeit der Hilfen (...) zumeist auf die Quote der vorzeitigen Hilfeabbriiche: danach liegt
der Anteil der planmaRig (,erfolgreich*) abgeschlossenen Hilfen zwischen knapp zwei Drittel
und deutlich Gber drei Viertel der erfassten Falle* (a. a. O.: 83). Dies entspricht in etwa den in
den Jahresberichten an die Senatsverwaltung Ubermittelten Zahlen der MalBhahmetrager im
Land Berlin, die neben den ambulanten Hilfen auch stationére Hilfen beinhalten (SenintArb-
Soz 2008).

Wobei der Forschungsverbund insgesamt den Erfolg eingeschrankt sieht: Die von ihm er-
fassten Malinahmen belegen zwar relativ hohe Erfolge bei einer beabsichtigten stabilen und

dauerhaften Sicherung von Wohnraum. Es wird aber auch deutlich, dass

.die persdnlichen Hilfen in Wohnungen nur begrenzt dazu beitragen kénnen, neben der
(drohenden) Wohnungslosigkeit auch prekéare Armutslebenslagen auf Dauer zu Uber-
winden. Die erreichte  relative Integration’ ist unter den gegebenen Bedingungen aber
gerade fur viele Wohnungsnotfdlle ein akzeptables und erstrebenswertes Ziel." (FV
2005: 83, H.i. O.)

Eine kritische Bewertung wirkungsorientierter Steuerungsmodelle als fragwirdige und leicht
zu funktionalisierende Verfahren der Erfolgskontrolle wurde von Nagel (2007) vorgenommen.
Sie soll an dieser Stelle erwahnt werden, da sie sich auf ein Beispiel innerhalb der Woh-
nungslosenhilfe bezieht: Ausgangspunkt der Kritik ist bei Nagel ein wirkungsorientiertes Fi-
nanzierungssystem fur Leistungserbringer durch die Stadt Mainz, bei welchem 20 Prozent
des Budgets einer Einrichtung nach einem Bonus-/Malussystem bewertet werden. Zielerrei-
chungen in zentralen Problemfeldern der Klientel (Wohnungsbeschaffung, Beschaftigungs-
fahigkeit, Integration auf dem ersten und zweiten Arbeitsmarkt, Nachhaltigkeit) fuhren dort zu
finanziellen Zuschlagen, die aus den Abzligen weniger erfolgreicher Trager finanziert wer-

den.

Ausgehend davon, dass das Erreichen von Wirkungszielen auch von externen und nicht im-
mer durch den Trager beeinflussbaren Rahmenbedingungen abhangig ist, besteht bei einer
Erfolgsfinanzierung laut Nagel die Gefahr, dass bestimmte, weniger Erfolg versprechende
Klient/-innen die Werte driicken oder sogar auf3en vor bleiben (vgl. Kapitel 3). Auf Ausgleich
Zielende Berechnungssysteme und Messverfahren sind fir solche Risikofélle schlecht hand-
habbar. Ferner ist eine Auswahl angemessener Messinstrumente nicht schematisch mdglich

und in der Praxisanwendung zeitaufwendig. Eine fachlich fundierte Bestimmung der Kenn-
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zahlen als Messwerte fiir einen Zielerreichungsgrad stellt sich als schwierig und ein auf Kon-
kurrenz abzielendes Erhdhen der Werte hingegen relativ einfach dar. Weiterhin kdnnten auf
Pramien oder Abziige aufbauende Entgeltvereinbarungen nicht als rechtskonform mit den
Vorgaben des Zehnten Kapitels des SGB Xl angesehen werden. Die Auswahl der Messziele
verdrangt im einzelnen andere Arbeiten der Leistungserbringer aus dem Blickfeld, wie auch
die Okonomisierung zu Lasten umfassender Fachlichkeit gehen wiirde, in einem System,
welches der Sozialplanung und der sozialpolitischen Einflussnahme damit nur noch wenig

Raum gabe. (a. a. O.)

Alternativ zur instrumentellen Steuerung werden reflektive Verfahren empfohlen, die sich aus
der Dynamik von Widersprichlichkeiten, Entwicklungsprozessen sowie Hypothesenbildun-
gen ableiten und die alle Beteiligten, auch betroffene Akteur/-innen und die Bereiche der
Sozialplanung, einbeziehen. Nicht nur die Frage, ob Ziele erreicht sind, sondern warum die
Prozesse bei den Zielgruppen wirken, tragt - so Nagel - zur Sicherung und Fortschreibung
von Erfolgen bei. Es werden allerdings nur selten Empfanger/-innen der Hilfen in Mal3nah-

men der Qualitatssicherung einbezogen (FV 2005: 83).

4.7 Fazit

Aus der Gesamtschau der einzelnen Beitrage ergibt sich, dass die fachliche Auseinander-
setzung innerhalb der Wohnungslosenhilfe mit Erfolgsfragen Uberwiegend im Kontext der
Diskussion um Rahmenbedingungen und Strukturveranderungen einhergeht. Dann namlich,
wenn es einerseits um Weiterentwicklung und Fortschreibung, aber auch um die Optimie-
rung in Schnittstellenbereichen oder um die Klarung rechtlicher Zuordnungen und um die
Verbesserung kooperativer Handlungssysteme gehen soll. Grundsétzlich ist man zur Uber-
nahme von Verantwortung und Mitgestaltung in Ubergreifenden Bereichen bereit, fordert
aber da, wo die eigenen Grenzen erreicht sind, die origindren Fachlichkeiten und Zustandig-
keiten paralleler Hilfesysteme ein. Die verfremdende Einflussnahme externer und interner
wirtschaftlicher Vorgaben wird im Alltagsgeschéft sehr wohl bemerkt und erhélt Gber For-
schungs-Modellprojekte breitere Transparenz. Hiervon sind im negativen Fall auch Instru-
mente der Erfolgskontrolle betroffen, obwonhl inhaltlich tragfahigere Mdglichkeiten anwendbar
waren. Eigene Arbeitsweisen und Methoden der Sozialarbeit sowie oOrtliche Experimente
werden kritisch reflektiert. Eine praktische Realisierung neuer Handlungsansétze findet aber

eher vereinzelt statt und ist auch dann nicht immer von Dauer.
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5. Forschungsstand: ,Erfolg’ in angrenzenden Arbeitsfeldern

Wie die vorangestellten Ergebnisse der Literaturrecherche aufzeigen, ist die ,Erfolgsfrage’ im
Rahmen der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII in Forschung und Praxis noch nicht sehr umfas-
send diskutiert worden. Wie sieht es nun in den angrenzenden Arbeitsfeldern aus? Im Fol-

genden werden Erkenntnisse aus folgenden Arbeitsfeldern Sozialer Arbeit vorgestellt:

e Behdrdliche Pravention vor Wohnungsverlusten
¢ Eingliederungshilfe
e Therapeutische WGs fir Jugendliche

e Sonstige JugendhilfemalRnahmen

5.1 Behdrdliche Pravention vor Wohnungsverlusten

Die Vermeidung von Wohnungsverlusten durch Mietschulden kann eine Aufgabe im Rahmen
der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII sein (s. Kapitel 2). Sie wird aber bundesweit vor allem im
Rahmen behdordlicher Hilfen durch die Sozialamter und ARGEN geleistet. Rechtsgrundlage
sind 8 34 SGB Xll sowie § 22 (5,6) SGB II. Im Rahmen einer umfassenden Evaluation wurde
vor einigen Jahren das Wohnungssicherungskonzept einer Sozialen Wohnhilfe, angesiedelt
beim Sozialamt Mitte von Berlin, untersucht (Gerull 2003). Zentrale Fragestellung der Arbeit
war, welche behordlichen HilfemalRnahmen und Interventionsmethoden geeignet sind (bzw.

waren), drohenden Wohnungsverlust aufgrund von Mietschulden dauerhaft abzuwenden.

Die Frage nach dem ,Erfolg’ einzelner Bausteine des Konzepts war dabei eng mit den kon-
kreten Zielen der evaluierten Sozialen Wohnhilfe verkniipft. So heil3t es in der abschlieRen-

den Bewertung des Konzepts:

.ES kann damit festgestellt werden, dass das Interventionskonzept aufging und das Ziel
einer hohen Erreichbarkeit der Mietschuldnerinnen bei gleichzeitiger Forderung des
Selbsthilfepotenzials erreicht wurde. Die Entstehung neuer Wohnungslosigkeit wurde
zu einem groRen Teil durch Hilfe zur Selbsthilfe, die Ubernahme von Mietschulden

oder ersatzweise Versorgung mit alternativem Wohnraum verhindert.” (a. a. O.: 217)

In der Erfolgsdefinition war damit die Perspektive der Nutzer/-innen (in diesem Fall: die von

Wohnungslosigkeit bedrohten Haushalte) ausgeblendet.

Als negative Wirkfaktoren wurden der Zeitdruck durch die rechtlichen Vorgaben und die ad-
ministrative Organisation der Hilfe erfasst (a. a. O.: 212), vor allem aber die haufig kumulier-
ten Armutslagen der Betroffenen (a. a. O.: 217). So wurden im Rahmen der statistisch aus-

gewerteten Aktenanalyse in Uberproportional vielen Mietschuldhaushalten Arbeitslose,
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Suchtkranke sowie Menschen mit sonstigen psychischen Stérungen und Erkrankungen er-

fasst.

Auch in der Praventionsstudie im Rahmen des Forschungsverbunds ,Wohnungslosigkeit und
Hilfen in Wohnungsnotféllen’ wurde ,Erfolg’ im Rahmen der Arbeit mit Mietschuldhaushalten
als Verhinderung des Wohnungsverlustes definiert (FV 2005: 69). Knapp 1/5 der Mietschuld-
haushalte hatten nach Einschatzung der befragten offentlichen Praventionsstellen besondere
soziale Schwierigkeiten und damit einen Anspruch auf Hilfen nach § 67 ff. SGB XlI (Busch-
Geertsema u. a. 2005: 32). Erfolgreich interveniert werden konnte vor allem bei Frauen, da
diese ,sich noch aktiver und oftmals auch erfolgreicher um eigenen Wohnraum bemuhen”
(FV 2005: 90) sowie bei Haushalten mit Kindern. Dies hédnge jedoch im Rahmen behérdli-
cher Wohnraumsicherung auch davon ab, ob Uberhaupt aktiv Interventionsmaf3nahmen er-
griffen werden: ,Unter den Fallen, bei denen entweder keine oder nur eine erfolglose Inter-
vention der Praventionsstellen erfolgte, waren dagegen die allein stehenden Mé&nner und

kinderlose Paare Uberreprasentiert.” (a. a. O.: 89, H. v. m.).

Weitere individuelle Misserfolgsfaktoren waren aus Sicht der befragten Fachleute ,mangeln-
de Mitwirkung und Abbruch des Kontakts, ,unwirtschaftliches Verhalten’ bzw. mangelnde
Zahlungsmoral, Uberschuldung bzw. finanzielle Engpéasse sowie ,Uberforderung™ (Busch-
Geertsema u. a. 2005: 120, H. i. O.).

5.2 Eingliederungshilfe

Im Rahmen einer Datenbankrecherche waren keine Hinweise auf empirische Studien zum
Thema ,Erfolg’ in der Eingliederungshilfe gemaf 8§ 53 ff. SGB XII zu finden. In einigen Bei-
tradgen, vor allem von Sozialverbanden, ist bzw. war dies jedoch vereinzelt Thema. So betont
der Deutsche Verein den Paradigmenwechsel im Zuge des Inkrafttretens des SGB IX im
Jahre 2001. Im Mittelpunkt stehe nun der behinderte Mensch und sein individueller Bedarf,
das Ziel sei dabei die Teilhabe behinderter Menschen an der Gesellschaft (DV 2007: 246).
Der Paritéatische weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe nach dem SGB XII das Ziel nicht nur die Verbesserung von Fertigkeiten und Fa-

higkeiten als Voraussetzung fiir die Teilhabe sei:

.Der 8§ 53 Abs. 3 SGB XII beinhaltet auch Formulierungen, nach denen mit der Einglie-
derungshilfe eine Verschlimmerung der Auswirkungen der Behinderung verhindert
werden soll. Dies ist mit einer Zustandserhaltung und Verhinderung der Verschlimme-

rung des Zustandes gleichzusetzen.” (Der Paritatische 2008: 2)

Speziell im Rahmen der Suchtkrankenhilfe wird auf Schnittstellenprobleme zwischen medizi-

nischer Rehabilitation und Eingliederungshilfe hingewiesen, so gébe es
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.Ssowohl bei den Leistungstradgern als auch bei den Mitarbeitern der Sucht- und Dro-
genhilfe Unsicherheiten zu fachlichen und rechtlichen Definitionen der einzelnen Ange-
bote. Das fuhrt u. a. dazu, dass suchtkranken Menschen verschiedene Hilfsangebote
nicht zur Verfligung stehen, diese aus Unkenntnis oder Unsicherheit in weniger geeig-
neten Einrichtungen aufgenommen werden bzw. ganz durch das Netz fallen.” (fdr
2006: 3)

Neben den Problemen an den Schnittstellen von Wohnungslosenhilfe und Eingliederungshil-
fe haben suchtkranke Menschen somit offenbar noch mit weiteren Schwierigkeiten zu k&mp-

fen, die fur sie passgenaue Hilfe zu bekommen.

Grundsatzlich wird auch im Rahmen der Eingliederungshilfe kritisiert, dass die Ergebnisquali-
tat zu wenig im Vordergrund stehe und Vergltungen sich zu sehr an am ,Faktoreinsatz’ (d. h.

vor allem Personaleinsatz) orientierten. Jedoch wird festgestellt,

.dass es solche Instrumente der Ergebnismessung derzeit nicht gibt. Erfolge der Ein-
gliederungshilfe kénnen nur sehr beschrankt bewertbar gemacht werden und kénnen
daher die Frage des Einsatzes von Personal und anderen Faktoren als Vergutungskri-

terium nicht ablosen.” (Hilsing 2006: 2)

Sowohl die ungeléste Frage nach dem ,Erfolg’ der HilfemalRhahmen als auch der Kosten-
druck (vgl. a. a. O.: 1) und die Probleme an den verschiedenen Schnittstellen im Hilfesystem
scheinen somit Affinitaten mit der Hilfe zur Uberwindung sozialer Schwierigkeiten aufzuwei-

sen.

5.3 Therapeutische WGs fur Jugendliche

In der Abschlussphase befindet sich derzeit eine Katamnesestudie der Alice Salomon Hoch-
schule zur Betreuungsqualitat in therapeutischen Wohngruppen fur Jugendliche und junge
Erwachsene nach dem SGB VIII. Hier wurde eine umfassende Aktenanalyse mit Interviews
kombiniert, bei denen Jugendliche und deren Betreuer/-innen (getrennt voneinander) befragt
wurden. Die Studie versteht sich als eine explorative Anndherung an Wirkungsforschung

Uber eine mehrperspektivische Evaluation. (Krause u. a. 2009)

Zielgruppe der sieben untersuchten therapeutischen Wohngruppen sind Jugendliche mit
manifesten Verhaltensauffalligkeiten und/oder psychiatrischen Stérungen wie schwere
Traumata, Neurosen, Psychosen, Selbstverletzung, Sucht usw. Ziel der Hilfen ist es, dass
die Jugendlichen lernen, mit ihren Stérungen und Problematiken zu leben. So sollen sie z. B.
neue Bewaltigungsstrategien und die Auseinandersetzung mit krisenhaften Situationen ler-
nen. Konkretes Ziel kann - abhangig von ihrer individuellen Situation — u. a. sein, in die Fami-
lie zurtickzukehren oder in eine andere sozialarbeiterisch unterstitzte Wohnform bzw. eige-
nen Wohnraum umzuziehen.

50



Der ,Erfolg’ oder ,Misserfolg’ der MaBhahmen wurde sowohl aus der Perspektive der Ju-
gendhilfe bzw. der in den untersuchten TWGs arbeitenden Betreuer/-innen als auch — erfasst
durch die Interviews — der Jugendlichen selbst definiert. Im Rahmen der Aktenanalyse wurde
dabei ,Erfolg’ Uber die Anzahl der interventionsbeddurftigen Probleme definiert — gemessen zu
Beginn und zum Ende der MalBhahme. Dabei konnte ein eindeutiger (statistischer) Zusam-
menhang zwischen der Verweildauer und einem erfolgreichen Abschluss der MalRnahme
festgestellt werden. Auch das Kriterium Abbruch versus planmé&Rige Beendigung der Hilfe
war eindeutig. Hier decken sich die Ergebnisse mit der ,Evaluationsstudie erzieherischer Hil-
fen (EVAS)’, bei der im Rahmen von mehr als 20.000 dokumentierten Féllen festgestellt
werden konnte, dass abgeschlossene Hilfen eine hdhere Erfolgsquote aufweisen als abge-
brochene und die Dauer der Hilfeleistung sich positiv auf den Effekt auswirkt (Macsenaere/
Knab 2004).

Ein weiterer wichtiger (Negativ-)Faktor war die Anzahl der vorhergehenden Hilfen — zu viele
Hilfen hatten offenbar den Effekt, die betroffenen Jugendlichen ,therapieresistent’ zu ma-
chen. Sowohl die Aktenanalyse als auch die Interviews mit den Jugendlichen und ihren Be-
treuer/-innen ergaben darlber hinaus, dass die Wirkfaktoren ,Beziehungsaspekt’ sowie ,Ko-
operationsbereitschaft der Klientel’ — vor allem in der Kombination — die gréf3ten positiven

Effekte auslosten.

Eine weitere Erkenntnis aus der Katamnesestudie ist, dass jede Forschung nur so gut sein
kann wie ihre Quellen: So musste festgestellt werden, dass der Verbleib der Jugendlichen
nach Abschluss (oder Abbruch) einer Maflinahme oft schlecht dokumentiert war. Eine Nach-

haltigkeitsprufung ist damit auch bei erfolgreich eingeschatzten Fallen nicht méglich.

5.4  Sonstige JugendhilfemalRnahmen

Unter dem Titel ,Was wirkt in der Kinder- und Jugendhilfe’ liegt eine international ausgerich-
tete Expertise vor, die im Rahmen eines Bundesmodellprogramms entstanden ist (Schrodter/
Ziegler 2007). Es handelt sich dabei um eine Re-Analyse von ,Studien und Debatten, in de-

nen nach Wirkungen und Ergebnissen von Jugendhilfeleistungen gefragt wird“ (a. a. O.: 3).

Zusammenfassend kénnen folgende Wirkfaktoren von den beiden Autoren festgestellt wer-

den:

e Eine ,sorgfaltige sozialpddagogische Betreuung“ (a. a. O.: 10)

¢ Die ,Arbeitsbeziehung zwischen Adressatln und Sozialpadagogin und die Qualitat der
Nutzerpartizipation® (a. a. O.: 26)

¢ [D]ie ,Beziehungsebene' zwischen den Professionellen und den direkten Adressatinnen
(inklusive wechselseitiger Sympathie)” (a. a. O.: 15)

o Auf den Bedarf der Adressat/-innen ausgerichtete Interventionen (a. a. O.: 15)
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e [E]ine moglichst genaue ,Diagnose’ im Sinne eines (professionellen) systematischen
Fall- und Kontextverstehens” (a. a. O.: 15)

o Die Dauer der Intervention: ,[K]urzfristige Interventionen sind h&aufig weniger wirksam als
eher langfristige” (a. a. O.: 15)

e Das Responsivitatsprinzip: Wirksame Interventionen sind ,’anschlussfahig’ an die Mdg-
lichkeiten und Fahigkeiten aber wenn moglich auch Kooperationsbereitschaften, Interes-
sen und Wiinsche der Adressatinnen” (a. a. O.: 15, H.i. O.)

¢ Das organisationale Setting und die Eingebundenheit der professionellen Akteur/-innen in

die Organisation (a. a. O.: 15)

Hinsichtlich individueller Faktoren wie Sozialstatus, Ethnizitat, Alter, Geschlecht etc. ist It.
Schrodter/ Ziegler zwar unstrittig, dass diese einen Einfluss auf die Wirkung von professio-
nellen Interventionen haben, aber ,[s]trittig ist unter welchen Bedingungen sie welche Inter-

ventionen wie (,positiv' oder ,negativ‘) beeinflussen” (a. a. O.: 16, H. i. O.).

5.5 Fazit

Neben den vorgestellten Praventionsstudien, deren Zielgruppe sich teilweise mit der der Hil-
fen in besonderen sozialen Schwierigkeiten tiberschneidet, kann vor allem die (auch interna-
tionale) Forschung aus dem Bereich der Jugendhilfe fur die vorliegende Studie nutzbar ge-
macht werden. Im Vergleich der theoretischen und empirischen Ergebnisse (s. Kapitel 8)
wird sich zeigen, ob die in diesen Arbeitsfeldern erarbeiteten Wirkfaktoren identisch bzw.

vergleichbar mit denen im Hilfesystem des § 67 ff. SGB XIlI sind.
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6. Exkurs: Gender und Interkulturalitat

In der Literatur zum Thema Hilfe nach 8§ 67 ff. SGB XII, vor allem im Kontext der Frage nach
dem Erfolg der Hilfe, finden sich bisher wenig bis keine Hinweise auf genderspezifische und
interkulturelle Aspekte (vgl. Kapitel 4). Dies hat mehrere Grinde. Die Genderfrage wurde in
der Wohnungslosenhilfe — trotz der EU-weiten Vorgabe des Gender Mainstreamings — bisher
fast durchgangig auf die ,Frauenfrage’ reduziert. Die Forschung in diesem Bereich seit den
1990er-Jahren ist dabei Uberwiegend rekonstruktiv an den Lebenssituationen und Deu-
tungsmustern der Frauen ausgerichtet und eher selten am Hilfesystem orientiert. Und erst im
Rahmen des sogenannten Forschungsverbundes (FV 2005) wurde eine geschlechterdiffe-
renzierte Untersuchung im Rahmen des weiterentwickelten Lebenslagenansatzes durchge-
fuhrt. Noch in den Kinderschuhen steckt sogar die Bericksichtigung des interkulturellen Kon-
textes in der Wohnungslosenhilfe. So wird erst seit kurzem die interkulturelle Offnung der
Wohnungslosenhilfe als neue Herausforderung der Praxis aufgegriffen und z. B. bei Fachta-
gungen thematisiert. Im Folgenden wird daher die Genderperspektive sowie Interkulturalitat
anhand von Forschungsergebnissen und Darstellungen der Praxis beleuchtet, indem eine

Ubertragung der bisherigen Erkenntnisse auf die Hilfe nach § 67 ff. SGB XII gepriift wird.

6.1 ,Lebenslage Geschlecht” - genderspezifische Aspekte in der Wohnungs
losenhilfe

Die Zielgruppe der Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten bringt komplexe
Problemsituationen mit, welche das Hilfesystem zwang, auf die individuellen Bedarfe zu rea-
gieren. Betrachtet man Erklarungsmodelle und Hilfen fir wohnungslose junge Volljahrige und
Erwachsene, so kann festgestellt werden, dass Geschlechterfragen in der Wohnungslosen-
hilfe innerhalb des theoretischen Diskurses einen steigenden, in der Praxis aber einen bes-
tenfalls stagnierenden Stellenwert einnehmen. Gesetzlich verankert ist die praktische Um-
setzung geschlechterbedingter Besonderheiten bereits im § 2 Abs. 2 DVO zu 8§ 67 SGB XII.
Doch scheinbar reicht die festgeschriebene Verordnung, welche die Arbeitsgrundlage zur
Durchfihrung der Hilfen nach § 67 SGB Xl bildet, nicht zur Erweiterung des Blickwinkels
oder der Entwicklung neuer spezifischerer Angebote. Was bendétigen wir in der taglichen
Praxis, um das zu unserer Klientel gehdrende ,soziale Geschlecht’ verankern zu kénnen,
unsere methodischen Arbeitsgrundlagen zu erweitern, somit womdéglich auch den Hilfepro-
zess positiver zu gestalten und der ,Lebenslage Geschlecht’ eine Chance zur freien Entfal-

tung zu geben?
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Forschungsstand

Die in den letzten beiden Jahrzehnten produzierten Ergebnisse aus der Geschlechterfor-
schung haben scheinbar nirgends so viel theoretischen Einfluss gehabt wie in der Sozialen
Arbeit. Auch die Praxis Sozialer Arbeit hat mehrheitlich registriert, dass sie es haufig mit Ad-
ressat/-innen zu tun hat, welche geschlechtsspezifische und individuelle Hilfebedarfe und
Erfahrungen mitbringen. Als gesichert gilt ferner die Annahme, dass die unverdndert gerin-
gen Anteile geschlechterbezogener Sozialarbeit meist frauen- oder madchengerecht ausge-
richtet sind. Im selben Mal3e, wie Mannerforschung gegentber einer nun inzwischen etab-
lierten Frauenforschung randstandig ist, werden geschlechterbezogene Begriindungen
mannlicher Sozialisation und Lebenspraxis bei den konzeptionellen Uberlegungen noch im-

mer ausgeblendet:

Lverglichen mit frauenspezifischen Ansétzen in der Wohnungslosenforschung ist die
wissenschaftliche Beschaftigung mit Mannern und Wohnungslosigkeit in einer zwie-
spéltigen Situation. Das Feld ist gepragt durch eine Forschungstradition, die als ge-

schlechtsblinde Mannerforschung bezeichnet werden konnte.” (Fichtner 2005: 2)

Der Schwerpunkt in der Wohnungslosenhilfe ist traditionell durchaus auf die in der Woh-
nungslosenhilfe dominante Gruppe der Manner gerichtet (vgl. Héyng/Puchert 2000; Meuser

2002), Geschlecht aber wird dabei meist nicht explizit thematisiert.

Aufgrund der vorliegend defizitdren Datenmaterialien wurde eine Untersuchung zu Deu-
tungsmustern und Lebenslagen bei mannlichen Wohnungslosen (Fichtner 2005) impliziert.
Diese holt sich ihre wichtigen Anknlpfungspunkte flr eine empirisch belegte mannerbezo-
gene Integration in die geschlechtersensible Wohnungslosenforschung aus der sozialwis-
senschatftlichen ,Mannerforschung’. Auch wenn eine solche keineswegs zum Mainstream der
allgemeinen Sozialforschung gehort, liegen inzwischen doch zahlreiche theoretische und
empirische Arbeiten vor, denen gemeinsam ist, dass sie Mannlichkeit in unterschiedlichen
gesellschaftlichen Zusammenhéngen in den Forschungsfokus nehmen und problematisieren,
und damit einer kritischen Mannerforschung zuzuordnen sind (vgl. Geden/Moes 2000; Ficht-
ner 2005).

Der vorhandene Bestand an Daten und Erkenntnissen von Frauen im Wohnungsnotfall setzt
sich aus unterschiedlichen Untersuchungsberichten und Forschungsfragen zusammen. Seit
Mitte der 1970er Jahre sind, entstanden aus der Frauenbewegung, geschlechtsspezifische
Armutsrisiken von Frauen und ,Frauenarmut’ Forschungsgegenstand. ,Feminisierung der
Armut’ und ,die Armut ist weiblich’ sind Schlagworte, die deren Ergebnisse charakterisieren
(vgl. Sellach 2004). Seit Anfang der 1990er Jahre ist auch die Wohnungslosigkeit ein Thema
(z. B. Geiger/Steinert 1991; Enders—Dragasser u. a. 2000; Wesselmann 2008).
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Deutlich scheint, dass vor allem im Kontext der Ma&nnerforschung ein Mangel an empirischen
Untersuchungen zu differenzierten Sichtweisen auf ihnre Wohnungsnotproblematik, dem spe-
zifischen Hilfebedarf, der Existenz und Anwendung geschlechtsspezifischer Handlungs- und
Bewaltigungsmuster existiert. Die Frauenforschung kann dagegen bereits mehrere qualitati-

ve Studien vorweisen (vgl. Enders-Dragasser/Sellach 1999, 2005; Gildemeister 2004).

,Lebenslage Geschlecht’ —was ist das?

Hierbei stellt sich die Frage, inwiefern Geschlecht in objektiv gesellschaftlichen Strukturen
,méannlichen’ und ,weiblichen’ Lebens eingebunden ist oder umgekehrt formuliert, in welcher
Weise sich die gesellschaftlichen Strukturen ihres Lebens in ihren individuellen Deutungen
niederschlagen und handlungsleitend werden. Erhalt man einen Zugang zu subjektiven Re-
levanzstrukturen und objektivierbaren Bedarfslagen in unterschiedlichen sozialen Lebens-
verhaltnissen, lassen sich die geschlechtsspezifischen Selbsthilfepotenziale und die notwen-
digen institutionellen Unterstitzungsmoglichkeiten im Rahmen der Hilfe nach § 67 ff. SGB
XII ermitteln. Fichtner (2005) und Enders-Dragasser/Sellach (2005) haben sich mit den ge-
nannten spezifischen Fragestellungen in der Wohnungslosenhilfe auseinandergesetzt. Im
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit steht dabei das soziale Geschlecht (,Gender’) als Struktur-
merkmal fir die gesellschaftliche und geschlechtsspezifische Verteilung von Risiken und
Chancen im Kontext der spezifischen Lebenslagen von wohnungslosen Frauen und Man-
nern. Unter dem Aspekt des Lebenslagenansatzes werden hierbei sowohl die geschlechtsty-
pischen objektiven Merkmale als auch subjektive Deutungen einbezogen. Eine zentrale An-
nahme des Lebenslagenansatzes orientiert am Subsidiaritatsprinzip ist daher, dass der dro-
hende oder bereits eingetretene Wohnungsverlust am Ende eines Prozesses steht, in dem
sowohl Frauen als auch Méanner (vgl. Fichtner 2005) mit den ihnen zur Verfiigung stehenden
Mitteln in dem von ihnen kaum steuerbaren objektiven Rahmen versuchen, die wirtschaftli-
chen, sozialen, gesundheitlichen oder die durch Gewalt ausgeldsten Probleme aus eigenen

Kraften und unter Einbeziehung von sozialen Netzwerken zu bewaltigen.

Sowohl Fichtner (2005) als auch Enders—Dragasser/Sellach (2005) beschreiben, dass der
konsequente Gender-Schwerpunkt einen weiteren Aspekt nicht auBer Acht lassen darf: Die
Frage, wie diese subjektiven Deutungen von Lage und Handlungsmdéglichkeiten selbst Teil
einer Geschlechterkonstruktion von Wohnungslosen sind, wie tagtégliche Praxis von mannli-
chen und weiblichen Wohnungslosen mit all ihren objektiven und subjektiven Restriktionen
auch die Praxis kompetenter Geschlechterkonstruktion ist. Dieser Aspekt wird von Fichtner

(2005: 4) als ,Mannlichkeit unter der Bedingung von Wohnungslosigkeit* gekennzeichnet.
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Relevanz und Kompetenzerweiterung fur die Wohnungslosenhilfe

Die Wohnungslosenhilfe galt lange als ein mannerdominiertes Hilfesystem. Inzwischen liegt
die Zahl wohnungsloser Frauen bei ca. 25 % (vgl. BAGW 2009). Die offiziellen Zahlen spie-
geln allerdings nicht das tatsachliche Ausmalfd wider, da von einer verdeckten Wohnungslo-
sigkeit vor allem bei Frauen ausgegangen werden muss. Anders als Manner geraten Frauen
zumeist durch Verlust der Partnerschaft sowie Probleme mit der Herkunftsfamilie oder des
sozialen Netzwerkes in die Situation der Wohnungslosigkeit. Partnerschaftsprobleme kdnnen
haufig auch auf hausliche Gewalt und/oder Suchtprobleme zurtckgefiihrt werden oder sind
mit  Mietschulden und/oder einem Arbeitsplatzverlust verbunden (vgl. Enders—
Dragasser/Sellach 2005: 193). Die Tatsache, die gewaltgepragten Lebensumstande aus
eigener Kraft verlassen zu haben, unterstrichen die von Enders-Dragasser/Sellach befragten

Frauen in einem besonderen Mal3e (a. a. O.: 193).

Bei Mannern hingegen war die eigene Initiative zum vorzeitigen Verlassen des eigenen
Wohnraumes aufgrund drohender Raumung etc. erheblich héher. Auch die Griinde der ent-
standenen Wohnungslosigkeit sind bei Mannern wesentlich ausdifferenzierter und vielfalti-
ger. Insbesondere Arbeitsplatzverlust, Konflikte in der Familie und Mietschulden wurden be-
nannt. Wesentlich bedeutender ist jedoch das Erleben eines umfassenden Zusammenbruchs
von Bewaltigungsmadglichkeiten. Hierbei spielt u. a. der Verlust des Arbeitsplatzes eine Rolle,
verantwortlich machen die Manner aber héufig sich selbst (Fichtner 2005: 168). Weitere so-
Ziale Schwierigkeiten im Sinne des 8§ 67 SGB Xll lassen geschlechtsspezifische Unterschie-
de im Umgang und in der subjektiven Sichtweise unter Berlcksichtigung der Lebenslage

»~Wohnungslosigkeit“ deutlich werden.

Die nachfolgende Aufzahlung zeigt die wesentlichen Aspekte auf, bei denen von den For-

scher/-innen ein unterschiedlicher Umgang der Geschlechter identifiziert werden konnte:

e Umgang mit der haufig bestehenden Erwerbslosigkeit

e Umgang mit den damit einhergehenden geringen finanziellen Mitteln und vorhandener
Schulden

¢ Nutzung des sozialen Handlungsspielraums

¢ Umgang und Interpretation mit Gesundheit / Krankheit

e Versorgung maoglicher Kinder

e Geschlechtsrollenspielraum

e Betrachtung der Realitat

e Schutz und Selbstbestimmungsspielraum

(Fichtner 2005; Enders—Dragasser/Sellach 2005).
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Wahrend bislang immer gefragt wurde, welche speziellen Ursachen zur Wohnungslosigkeit
von Mannern und Frauen fihrten, zielt der Genderansatz eher auf die Frage, wie unter den
spezifischen Bedingungen und Einschrankungen von Wohnungslosigkeit weiterhin ,Mann-
lichkeit" und ,Weiblichkeit’ hergestellt und mit welchen Handlungs- und Deutungsmustern
diese aufrecht erhalten werden. Eine geschlechtergerechte Arbeit wie in Einrichtungen ei-
gens fur Frauen wird in Einrichtungen, die beiden Geschlechtern offen stehen, allerdings

noch kaum geleistet.

Die konsequente Berlcksichtigung der sozialen Geschlechtsmerkmale ware nicht nur far
Frauen, sondern auch fur Manner ein Gewinn. Fur die Entwicklung von geschlechtergerech-
ten Angeboten miissen Amter, Behorden und freie Trager ihre Arbeit, ihre eigene Infrastruk-
tur und ihre bestehenden Angebote systematisch darauf tGberprifen, ob sie eine bedarfsge-
rechte und wirksame Unterstlitzung der Lebenslage ,Geschlecht’ von wohnungslosen oder
von Wohnungslosigkeit bedrohten Mannern und Frauen gleichermafien gewéhrleisten. Die
systematische Umsetzung genderspezifischer Angebote gehdrt gleichermalRen zur Aneig-
nung einer neuen Form der Kompetenzerweiterung und der Erweiterung im persénlichen
Bewusstsein. Nicht allein das staatlich eingefiihrte Gender Mainstreaming (d. h. das Etablie-
ren der Perspektiven sozialer Geschlechter, geschlechtersensible Folgenabschétzung, Integ-
ration der Gleichstellungsperspektive, durchgéngige Gleichstellungsorientierung etc.) fuhrt
zur (An)erkennung und in den Arbeitsalltag integrierten Beriicksichtigung des sozialen Ge-
schlechts. Die notwendige Professionalisierung der Sozialen Arbeit fordert die Entwicklung
eines differenzierten, bedarfsorientierten und zielgruppenspezifischen Hilfesystems und so-

mit zu methodisch fundierten, passgenauen Angeboten.
6.2 Interkulturelle Offnung — ein neues Thema fur die Wohnungslosenhilfe?

Definition: Interkulturalitat

Die Bezeichnung Interkulturalitdt umfasst eine Beziehung zwischen zwei oder mehr Kulturen.
Der Begriff der Interkulturalitdt bezeichnet dabei nicht nur die kulturellen Unterschiede, son-
dern zeigt auch die Moglichkeiten zum gegenseitigen Austausch zwischen den Kulturen auf.
Hierbei agieren nicht nur die unterschiedlichen Kulturen miteinander, sondern bewegen sich
in einer sogenannten ,Uberschneidungssituation’. Es treffen ,Eigenkultur und ,Fremdkul-
tur(en)’ aufeinander. Diese Verbindung bildet das ,Interkulturelle’, wobei der Fokus grundle-
gender Gemeinsamkeiten trotz kultureller Unterschiede ndher in den Mittelpunkt gestellt
wird. Die an einer kulturellen Uberschneidungssituation beteiligten Interaktionspartner/-innen
stehen in ihrem Handeln und Verstehen oft unter dem Einfluss der allein auf die eigene Kul-
tur bezogenen Weltsicht. Dieser sogenannte Ethnozentrismus kann die Kommunikation und

das gegenseitige Verstandnis erschweren und behindern. Das Stattfinden interkultureller
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Kommunikation ist also zunachst abhangig von der Bereitschaft der aufeinandertreffenden

Individuen, sich miteinander auszutauschen. (Stenger 2006)

Die allgemeine Toleranz und Akzeptanz des Anderen ist in dieser Hinsicht das eigentliche
Thema. Schon zwischen Menschen, die &hnlich sozialisiert wurden und die innerhalb dersel-
ben Kultur beheimatet sind, treten grundsatzliche Meinungsverschiedenheiten in Hinsicht auf
verschiedene Lebensentwirfe und die tagliche Konzeption des Lebens, des Daseins auf.
Daraus folgt, dass Verstandigungsprobleme zwischen Menschen nicht immer nur gegeben
sind, weil die Interaktionspartner/-innen unterschiedlichen Kulturen angehéren. Interkulturali-
tat ist somit auch immer eng verbunden mit generellen Fragen nach der Akzeptanz und Tole-

ranz des Anderen und der Gesellschaft, demnach auch im Bereich der Wohnungslosenhilfe.

Relevanz fir die Wohnungslosenhilfe

In Deutschland gibt es schatzungsweise 7,25 Mio. Menschen ausléndischer Herkunft. Dies
sind 8,8 % der Gesamtbevdlkerung (StaBu 2008). Hier fehlen jedoch jene Personen, welche
die deutsche Staatsbirgerschaft angenommen haben. Im Jahre 2007 waren das 113.000
Menschen (StaBu 2009). Inzwischen hat sich unsere Gesellschaft zu einer Integrationsge-
sellschaft entwickeln kdnnen, sodass sowohl die Politik als auch die o6ffentliche Verwaltung,
die Wirtschaft und das Sozial- und Gesundheitswesen die Integration verschiedener Kulturen
als Selbstverpflichtung ansieht. Trotz des Individualisierungsgrundsatzes des 8 2 Abs. 2
DVO zum § 67 ff. SGB XIlI, in welchem die Berlcksichtigung individueller Lebenslagen expli-
Zit benannt wird, scheint dieser Aspekt in der Wohnungslosenhilfe noch in den Kinderschu-
hen zu stecken. Aktuell existieren keinerlei empirische Forschungsergebnisse zu dieser
Thematik, jedoch wissen wir um die Zielgruppe und dessen Bedarf. Menschen mit Migrati-
onshintergrund haben ein deutlich tberproportional hohes Armutsrisiko. Die hohe Arbeitslo-
senquote und das dadurch niedrigere Einkommen oder ein Arbeitslosengeld-11-Bezug lassen
die Gefahr drohender Wohnungslosigkeit immens steigen. Hinzu kommt z. T. physische und
psychische Gewalt in Familien und Partnerschaften. Aus Forschungsberichten geschlechts-
spezifischer Untersuchungen wissen wir, dass die genannten Faktoren oftmals zu Woh-
nungslosigkeit oder drohender Wohnungslosigkeit fuhren (vgl. Fichtner 2005; Enders-
Dragéasser/Sellach 2005).

Die Durchfihrungsverordnung zum 8 67 ff. SGB XlI beschreibt absichtlich keine expliziten
Personengruppen mehr, vielmehr ist beabsichtigt, durch eine abstrakte Beschreibung 'be-
sonderer Lebensverhaltnisse’ und ,sozialer Schwierigkeiten’ den vielfaltigen Erscheinungs-

weisen der Hilfeempfanger/-innen und deren Problemlagen gerecht zu werden.

Nunmehr gilt es eine Form der interkulturellen Offnung zu schaffen, welche sich zunachst mit
der Analyse im Arbeitsfeld der Wohnungslosenhilfe beschéftigt. Welche Zahlen, Daten, Fak-

ten und absehbaren Entwicklungen im Kontext von Migrant/-innen und deren Integration
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existieren im eigenen Arbeitsfeld? Ist ein Bedarf kulturell verankerter Problemlagen zu er-
kennen und besteht Handlungsbedarf? Inwiefern beeinflusst die Betrachtung kultureller As-
pekte den Hilfeverlauf positiv oder negativ und welche Schlisse kdnnen wir daraus ziehen?
Welche innovativen MaRnahmen waren sinnvoll und fiihren zur kulturellen Offnung im Ar-

beitsfeld der Wohnungslosenhilfe?

Mdglicherweise gibt es (un)bewusste Vorurteile gegen Migrant/-innen, welche oftmals durch
Unwissenheit oder der Angst vor dem ,Fremden’ entstehen. Denkbar sind ebenfalls Geflihle
der Uberforderung oder des Kompetenzverlustes. Auch die Vermittlung in Spezialeinrichtun-
gen fir Migrant/-innen ist haufig ein Zeichen von Uberforderung oder der Scheu vor Mehrbe-
lastung. Die mangelnde Bereitschaft umzulernen, sich neu zu orientieren oder die Arbeit um-
zustrukturieren stellt eine weitere Barriere dar. Im eingespielten Arbeitsalltag mit den erwor-
benen Wissens- und Handlungsroutinen missten ebenfalls neue Aspekte beachtet werden.
(Gaitanides 2004)

Sensibilisierung und Zielsetzung

Jnterkulturelle Kompetenz ist das Wissen, wie man — fur alle Beteiligten — erfolgreich
mit Menschen aus anderen Kulturen interagiert, und die Fahigkeit, dieses Wissen in

den jeweiligen Situationen anzuwenden.” (Schneider/Hirt 2007: 135)

Fur die Wohnungslosenhilfe kann dies zundchst die Erganzung des eigenen Leitbildes um
interkulturelle Aspekte sein. Die Implementierung einer kulturellen Schlisselkompetenz fuhrt
wiederum zu personlicher und beruflicher Reflexion der bestehenden Wissenslicken und
daraus folgender Unsicherheit vorhandener kultureller Hintergriinde. Die Erweiterung derar-
tiger Kompetenzen gewéhrt dem Arbeitsfeld ein breiteres Spektrum an Mdglichkeiten im
Umgang mit den komplexen Problemfeldern und Zielgruppen. Die Einbeziehung der ,frem-
den’ Kultur gibt uns die Mdglichkeit ,verstehen zu lernen’. Verstehen kénnen’ bedeutet einen
Weg zu 6ffnen, um gemeinsame Losungen zu finden und diese produktiv und nachhaltig

umzusetzen.

6.3 Fazit

Die Themenbereiche ,Gender’ und ,Interkulturalitdt’ bilden weitere Bausteine einer Perspek-
tiverweiterung in der Wohnungslosenhilfe. Die vielfaltigen Ursachen der Entstehung von
Wohnungslosigkeit, welche verbunden sind mit lebensgeschichtlichen Ereignissen und Kri-
sen, konnten durch geschlechtsspezifische und/oder interkulturell begriindete Bedarfe erwei-

tert werden.

Meist eskaliert der drohende Wohnungsnotfall dann, wenn das Prinzip der Subsidiaritat — die
private Klarung der drohenden Wohnungslosigkeit — versagt bzw. die vorhandenen Bewalti-

gungsstrategien nicht ausreichen. Entscheidend ist hierbei, auf welche individuellen Angebo-
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te von Institutionen und Behorden zuriickgegriffen werden kann. Die Installierung von Pra-
ventivangeboten oder die Durchfuhrung von HilfemafRnahmen bei akuter Wohnungslosigkeit
bedarf einer ganzheitlichen Betrachtung der Bedarfslagen erganzt um genderspezifische
und/oder interkulturelle Lebenslagen. Ausgehend von den haufigsten Risikofaktoren wie Ar-
mut, Bildungsbenachteiligung, Behinderung, Sucht, Krankheit, Erwerbslosigkeit und hausli-
che Gewalt, missen problemangemessene, bedarfsorientierte Formen der 6ffentlichen Hil-
fen entwickelt werden.
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Susanne Gerull

7. ,Wir backen hier kleine Brétchen.”* Ergebnisse der Interviews

In unseren neun Interviews haben wir Fragen nach der subjektiven Definition von Erfolg der
Befragten, nach moglichen Erfolgs- und Misserfolgsparametern, Instrumenten der Erfolgs-
kontrolle sowie Optimierungsvorschlagen im Rahmen der Hilfe nach § 67 ff. SGB XII gestellt.
Von den drei Klient/-innen wollten wir u. a. wissen, wie ihr Weg ins Hilfesystem war und mit
welchen Erwartungen sie dort den Hilfeprozess begonnen haben. (Néheres s. Kapitel 1) Im
Folgenden stellen wir die Ergebnisse der Interviews vor, aufbereitet und strukturiert nach

spezifischen Aspekten und Blickwinkeln unserer Forschungsfrage.
7.1  ,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff. SGB Xl — eine Frage der Definition?

Subjektive Definitionen

Unsere forschungsleitende Frage war zunachst die nach den Erfolgs- oder Misserfolgspara-
metern in der Hilfe fir wohnungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen mit
besonderen sozialen Schwierigkeiten (vgl. Kapitel 1). Um diese Frage beantworten zu kon-
nen, muss jedoch zunachst geklart werden, was denn Uberhaupt einen ,Erfolg’ in der Hilfe
nach § 67 ff. SGB XlI darstellt. Wir fragten unsere sechs Interviewpartner/-innen der bezirkli-
chen Sozialen Wohnhilfen sowie der freien Trager daher konkret, wie ihre subjektive Definiti-
on von Erfolg aussieht. Auch unsere drei Klient/-innen &ul3erten sich — aus ihrer ganz indivi-

duellen Situation heraus — zu diesem Thema.

Eine Definition, die bereits viele auch von den Anderen genannte Kriterien zusammenfasst,

lieferte die Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe:

.Meine personliche Definition von Erfolg im Rahmen von 67 wéare Ziele zu definieren,
der Erreichung der Ziele einen Zeitrahmen zuzuordnen, und dass Ziele von allen Betei-
ligten in einem angemessenen Zeitrahmen tatsachlich erreicht werden kdnnen und

dariiber hinaus mdglichst lange anhalten.” (B1: 38-43)

Die Erreichung von Hilfezielen war dabei ein Aspekt, den alle unsere professionellen Inter-
viewpartner/-innen im Kontext von ,Erfolg’ nannten. So wird die Hilfezielerreichung auch in
den standardisierten Jahresberichten der Freien Trager dokumentiert (T1: 403-405). Als Er-
folg wird naturlich angesehen, wenn die Betroffenen ,mit Hilfe einer 67er-Malinahme wieder
soweit stabilisiert werden, dass sie eine neue Wohnung beziehen kénnen* (B3: 37-39). Ein-
schrankend wurde jedoch mehrfach angemerkt, dass eine Zielerreichung nicht immer realis-
tisch ist, es sei daher bereits ein Erfolg, wenn jemand ,durch Unterstlitzung einer Betreu-
ungsmalnahme dann diesem Ziel naher kommt* (B2: 57 f.). So gébe es haufig den Wunsch

der Klient/-innen, in eine eigene Wohnung ziehen zu kdnnen. Auf dem Weg dorthin gabe es
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jedoch zunéachst viele ,Nebenziele" zu erreichen (a. a. O.: 71-76). Oder, wie dieselbe Mitar-
beiterin anmerkt: ,Wir backen hier kleine Brétchen.” (a. a. O.: 59) Auch die von uns befragte

Klientin musste sich zunéchst mit der Erreichung von Teilzielen zufrieden geben:

+Also wenn ich Uberlege, voriges Jahr bin ich gekommen. Mein Plan gewesen oder
mein Ziel gewesen: Wohnung, Arbeit. Okay, ich hab nur ne ABM-Stelle, aber ist egal
jetze, ich bin trotzdem zufrieden. Das hab ich erreicht. Ja, und mein néchstes Ziel ist
ein Festjob. Mal schauen.” (K3: 125-128)

Als Ubergeordnetes Hilfeziel wurde in den Interviews durchgangig eine Veranderung der Le-
benssituation der Klient/-innen genannt, vor allem hinsichtlich der Reduzierung ihrer Schwie-

rigkeiten in den diversen Lebensbereichen:

+Erfolg hangt eng zusammen mit Zufriedenheit (...). Wenn ich den Eindruck habe und
auch nachweisen kann, dass die Schwierigkeiten, mit denen ich sie kennengelernt ha-
be, sich reduzieren lassen, in einzelnen Lebensbereichen vielleicht sogar aufhdren,
schwierig zu sein. (...) [W]enn es einzelne Bereiche gibt, die sich klaren lassen, sei es,
da ist eine Suchtproblematik, die in Griff zu kriegen ist (...), sei es, dass Schulden ge-
klart sind, (...) das ist Erfolg.” (T2: 13-34, vgl. B2: 68 f.)

Fur die von uns befragte Klientin ist es bspw. ein Erfolg, dass sie mittlerweile ihren ,Papier-
kram“ mit Behdrden selbststandig regeln kann: ,,Also wenn ich heute jetze irgendeinen Brief
bekomme, beantworte ich den sofort. Und, ja, das ist da anders als wie friher.” (K3: 114-
116) Es geht dabei also immer um einen Verselbststandigungsprozess (T1: 201-203). Ein
anderer Klient setzt sich dagegen gro3ere Ziele: ,[W]enn ich dann endlich Arbeit und so hab,
dann kann ich sagen: ,Vor zwei Jahren sald ich nur rum, hab nur gekifft und ansonsten
nidscht gemacht. So, jetzt kiff ich nicht mehr und stattdessen geh ich arbeiten und haste nicht

gesehen.™ (K2: 549 f.) Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass es sich hierbei um
einen als ,Misserfolgsfall’ eingeschétzten Klienten handelt — kleiner gesteckte Ziele wirden
hier also eventuell eher zum Erfolg fuhren. Ob eine Veranderung des Verhaltens zur Uber-
windung der sozialen Schwierigkeiten immer erreichbar ist, bleibt zumindest fir eine Inter-
viewte eine offene Frage: ,[l]st es tatsachlich mdglich, in einem bestimmten Alter mit be-

stimmten Mitteln Verhalten langfristig zu &ndern?* (B1: 873-875)

Die Definition von ,Erfolg’ differiert auBerdem hinsichtlich unterschiedlicher Leistungstypen:
LAlso ich muss vom Ubergangshaus natiirlich viel mehr erwarten als vom betreuten Einzel-
wohnen, weil das ein viel héheres Betreuungsangebot ist* (B2: 196 f.). Fur die Mitarbeiterin
einer Kriseneinrichtung ist ein Fall dagegen erfolgreich, wenn sie jemanden fir einen Zeit-
raum von wenigen Wochen begleiten kann, bis der Mensch sich in der Krise gefangen hat,
und sie ihn anschliel3end in eine Folgeeinrichtung vermitteln kann (T3: 32-37). Ist diese An-

schlusshilfe nicht passgenau, besteht der Erfolg dann auch darin, dass die Betreffenden sich
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wieder bei ihr melden (a. a. O.: 51-66). Auch fir andere der von uns Befragten ist die Ver-

mittlung in eine weitergehende Hilfe ein Erfolg (z. B. T1: 405-408).

Gleichzeitig betonen alle interviewten Professionellen, dass die Hilfeziele individuell und am
konkreten Bedarf entlang, gemeinsam mit den Betroffenen, ausgehandelt werden missen:
.Was bei der einen Hilfe Erfolg ist, ist bei der anderen Misserfolg" (T1: 15-16). Der Idealfall
ware somit, ,dass jemand fur sich selbst Ziele benennt, die er ohne Unterstiitzung nicht er-
reichen kann, und durch Unterstitzung einer Betreuungsmafnahme dann diesem Ziel naher
kommt.” (B2: 55-58, vgl. B1: 106-109) Dies kann die Vermittlung in eine Wohnung sein, aber
je nach Fallkonstellation auch der Ubergang aus einer mietschuldenbehafteten Wohnung in
ein Ubergangshaus (T1: 22-26). Betont wird dabei von diesem Kollegen, dass es eine Uber-
einkunft mit den Klient/-innen dartiber geben muss, was die Ursachen ihrer Schwierigkeiten
sind, woran gemeinsam gearbeitet werden soll und was die entsprechenden Hilfeziele sind
(a. a. O.: 69-82).

Bei der Erfolgsdefinition spielen fur die meisten unserer Professionellen die gesetzlichen
Grundlagen eine grofR3e Rolle. So beziehen sich einige der Befragten konkret auf die Begriff-
lichkeit des 8 68 Abs. 1 SGB XIl, wenn sie z. B. betonen, dass es auch um die Verhitung
einer Verschlimmerung der Schwierigkeiten bzw. die Stabilisierung der Betroffenen auf ei-
nem niedrigen Niveau gehen kann (z. B. T3: 377; B3: 57 f.). Das ledigliche Halten eines Kon-
taktes dagegen ist hach Ansicht einer Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe kein Erfolg im Sinne
des § 67 ff. SGB XII (B1: 56-59), dies betont sie an anderer Stelle noch einmal vehement:

»Also es muss dann auch sehr deutlich sein, dass was passiert und dass nicht nur ein-
fach so eine Form von Begleitung da ist und, ich sag mal, die Menschen in Anfilh-
rungsstrichen relativ ruhig und unkompliziert laufen, weil sie so ein bisschen Betreuung
haben, und das einzige Ziel ist, die Menschen ein bisschen zu betreuen und ein biss-
chen unter Kontrolle zu haben. Also das versteh ich Gberhaupt nicht unter einer 67er-
Maflinahme und wirde das auch nie als Erfolg, sondern immer eher als nicht sinnvoll
und nicht erfolgreich im Sinne der Mal3Bhahme sehen.” (a. a. O.; 217-225, vgl. T1: 481-
484)

Auch bei dem Kriterium, dass die Hilfe in angemessener Zeit zum Erfolg fihren muss, be-
zieht sich diese Kollegin auf das SGB Xll (a. a. O.: 42). Dagegen betont die Sozialarbeiterin
eines Ubergangshauses, dass die Hilfe bei besonderen sozialen Schwierigkeiten auch lang-
wierig sein kann, und berichtet im Interview von einer drogenabhangigen und schwer auf-
grund sexueller Gewalt traumatisierten Punkerin, die mittlerweile zu einer richtigen Vorzei-
gemutter geworden sei: ,Die habe ich drei Jahre begleitet, es war hart, wir haben uns ange-
schrieen, wir haben uns gehasst, wir haben uns geliebt... ach, das ist einer meiner gréf3ten

Erfolge (...)." (T2: 303-306)
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Einig sind sich alle Interviewten, dass die Hilfe nur erfolgreich ist, wenn sie auch nachhaltig
ist. Dies wird von ihnen allerdings nicht im Sinne von ,nie wieder hilfebedirftig im Sinne des
8§ 67 SGB XII' definiert, so geht es zundchst um eine gute Prognose bei Beendigung der Hilfe
(B1: 126-131) und darum, dass es den Klient/-innen nach der MaRhahme fir einen bestimm-
ten Zeitraum besser geht als in der Zeit davor (B3: 25 f.). Wenn sich die Betroffenen dann

nach einer langeren Zeit wieder melden, kann auch dies einen Erfolg bedeuten:

JMlittlerweile empfinde ich es sogar als Erfolg, wenn eine Frau, die sieben Jahre tro-
cken gelebt hat, es wieder geschafft hat, nach so einem langen Zeitraum (...), in dem
sie ein anderes Leben hatte (...) sich wieder meldet, bevor sie sich vielleicht wieder ei-
ne Wohnung verscherzt.” (T2: 93-97, vgl. B3: 39-41)

Interne Diskussion

Neben den subjektiven Definitionen der Interviewten hat uns auch interessiert, ob es team-
bzw. trager-/ behordeninterne Diskussionen zum Thema ,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff.
SGB XIlI gibt. Nur in einem Fall wurde angegeben, dass dies ,noch nicht umféanglich disku-
tiert* worden sei (B1: 125 f.). Auch dort gibt es jedoch einen mindestens bilateralen Aus-
tausch, wenn sich z. B. Kolleg/-innen in konkreten Fallen bei der Gruppenleiterin riickversi-
chern (a. a. O.: 173-175). Dieser fachliche Austausch in den Sozialamtern findet auch zwi-
schen Sozialdienst und Verwaltung statt (B2: 266-269). Haufig erfolgt der Austausch im
Team im Rahmen von Fallbesprechungen (B3: 385-388, T3: 357-364). Die Kollegin eines
Ubergangshauses betonte in diesem Zusammenhang, dass die Diskussion teamintern eher

Uber die Misserfolge als die Erfolge geflihrt werde:

.S0zialarbeiter neigen ja eher dazu, sich an Misserfolgen aufzuhalten und die zu the-
matisieren, weil die ja dann oft doch hilfloser machen und es nétiger machen, auf kol-
legiale Unterstutzung zuriickzugreifen.” (T2: 123-126, vgl. B3: 84-88)

Alle Kolleg/-innen der freien Trager berichten, dass die ,Erfolgsfrage’ Thema in der Supervi-
sion sei (z. B. T1: 159-160). Teilweise geht diese Diskussion auch in die allgemeine Quali-
tatsdebatte ein, so wird bei einem der Trager im Rahmen des Qualitatshandbuchs auch ge-
fragt: ,Wozu machen wir das, wozu soll dieser Prozess gut sein?* (a. a. O.: 155 f.) In einem
anderen Interview wurde berichtet, dass langfristig geplant sei ,eine gewisse Grundhaltung
aufzubauen” (T3: 366). Dabei sollen Mal3stdbe entwickelt werden, was als Erfolg (,gut’) oder
Misserfolg (,nicht gut’) angesehen werden kann (a. a. O.: 406). Grundsétzlich wurde jedoch
deutlich, dass dieses Thema eher ein Nischenthema vor allem in der Verwaltung ist: ,[D]as
diskutieren wir im Team. Es ist nicht so, dass das jetzt viele Leute dartber hinaus interes-
siert.* (B2: 231 1.)
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Tragerintern bzw. innerhalb der Teams treffen in der fachlichen Diskussion teilweise unter-
schiedliche Sichtweisen aufeinander. Eine der wesentlichen Unterschiede ist die Ergebnis-
orientierung versus Prozessorientierung (T1: 170-176). Auch bei der Frage, inwieweit die
Verhitung einer Verschlimmerung bereits als Hilfeziel ausreicht, kann es zu Diskussionen
innerhalb des Teams kommen, wie die Mitarbeiterin eines freien Tragers berichtet. Sie be-
schreibt im Interview einen konkreten Fall, bei dem sich keine Verbesserung der Lebenssitu-
ation abzeichnete, aus ihrer Sicht aber eine Verschlimmerung durch den Aufenthalt in der
Einrichtung verhindert werden konnte: ,Die Bezugsbetreuung sieht es anders. Die ist sehr,

sehr angestrengt. Die sagt: ,Wir ziehen da grade jemand durch.”™ (T3: 377-379)

Interessant ist nun noch, wie die unterschiedlichen Akteur/-innen im Feld die Erfolgsdefinitio-
nen der jeweils anderen Gruppen einschatzen, da dies erheblichen Einfluss auf das Verhal-

ten im konkreten Fall haben kann.

Fremdeinschatzungen

Wie schéatzen die Leistungserbringer und Klient/-innen die Erfolgsmaf3stabe der Sozialhilfe-
trager ein? Welche Vermutungen gibt es hinsichtlich der Definition von Erfolg bei den Leis-
tungserbringern? Und was ist eigentlich ein Erfolg fur die Klient/-innen — eingeschétzt durch
die freien Trager und Sozialen Wohnhilfen? Gibt es Uberhaupt Unterschiede zur Selbstanga-
be und wenn ja, welche Ursachen hat dies - und welche Auswirkungen kénnte dies auf die
Arbeit mit Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten haben? Hierbei sind wir auf

einige altbekannte Vorurteile, aber auch durchaus plausible Annahmen gestoRRen.

So wird seitens der freien Trager vermutet, dass die Sozialamter unter grof3em Kostendruck
stehen und daher vor allem auf ein schnelles Clearing aus sind: Bin ich als Sozialhilfetrager
Uberhaupt zustandig? Welche Hilfe ist adaquat? (T3: 976-1042). Die Vermittlung in Arbeit
und eigene Wohnung seien wesentliches Erfolgskriterium sowie die Nachhaltigkeit der Hilfe
(T2: 424-432). Letzteres wird von einem anderen Kollegen allerdings anders eingeschatzt:
.[S]chwierig ist auch die Haltung manchmal bei den Kostentragern: Probleme sind beseitigt,
also kdnnen wir die Hilfe beenden.” (T1: 233-235) Es wirde von den Sozialhilfetragern mehr

auf die Ergebnisse und weniger auf die Prozesse fokussiert,

.weil sie den Klienten gar nicht so erleben. (...) [D]ie Wahrnehmung mit allen Sinnen,
wie wir so einen Klienten sehen, hdren, riechen (...), dann bildet sich auch eher so ein
Eindruck, wo steht der denn jetzt eigentlich gerade. Und das kannst du ja in Papierform
gar nicht so vermitteln und dadurch haben die manchmal so: ,Was??? Immer noch kei-
ne Wohnung gefunden?™ (a. a. O.: 570-576)

Derselbe Kollege betont allerdings, dass in der Regel auf Seiten der Sozialamtskolleg/-innen

ein groRes Verstandnis fur die Problemlagen der Klient/-innen bestehe und Schwierigkeiten
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mit einzelnen Mitarbeiter/-innen nicht generalisiert werden drften (a. a. O.: 577-583). Die

Klient/-innen haben sich zu dieser Frage nicht gedul3ert.

Die Leistungserbringer gehen damit von einer zumindest in Teilen abweichenden Erfolgsde-
finition der Sozialhilfetrdger aus. Wie sieht es aber umgekehrt aus? Was denken die inter-
viewten Sozialamtskolleginnen von den freien Tragern? Interessant, aber nicht sonderlich
Uberraschend ist, dass auch hier das Geld bzw. der Kostendruck als vorrangiger Motor ver-
mutet wird: ,Na ja, erst mal missen die auch leben. Eine MalRnahme ist erst mal ein Erfolg,
weil die bezahlt wird.” (B3: 514 f.) Noch deutlicher formuliert das eine andere Sozialamtskol-

legin:

.[M]an hat ja manchmal auch den Eindruck, es gibt bestimmte Tréager, die mit Netzen
durch die Gegend laufen und Menschen, die auch nur irgendwie in ihr Hilfeangebot
passen konnten, einfangen. Was sicherlich auch einen wirtschaftlichen Hintergrund

hat, ja? Ich kann das nur schwer einschatzen.” (B1: 568-572)

Die dritte Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe differenziert, dass dies sehr vom Trager abhén-
ge. Es gebe Unterschiede in der Einschétzung von Erfolgen, aber dies lage auch an der un-
terschiedlichen Rolle im Hilfeprozess — und die sich daraus ergebenden Diskussionen seien
woftmals ganz fruchtbar" (B2: 726). Einen dieser Unterschiede benennt eine andere Inter-

viewte:

s,L(W]enn man mit dem Klienten kleinteilig arbeitet, sieht man nattrlich die ganz kleinen
Erfolge, die sich zum Teil nicht so genau verbalisieren lassen. Man kann wirklich diese
kleinen Schritte sehen, die vielleicht auch das Amt nicht grade zum Jubeln bringt, aber

die man selber durchaus als Erfolg (...) definieren kann.” (B3: 519-524)

Hier decken sich im Grunde die Einschatzungen der jeweiligen Akteur/-innen tbereinander:
Beide Seiten gehen davon aus, dass wirtschaftliche Aspekte eine Rolle spielen: Die Leis-
tungserbringer wollen bzw. mussen Geld einnehmen, die Sozialhilfetr&ger sollen es einspa-
ren. Daraus mussen sich zwangslaufig unterschiedliche Erfolgsdefinitionen ergeben, wobei
diese auch erkannt werden: die Erfolge der kleinen Schritte aus Sicht der freien Trager z. B.

wurden von beiden Seiten verbalisiert.

Auch zur Einschatzung der freien Trager der ,Erfolgsfrage’ haben sich die befragten Klient/-
innen nicht positioniert. Wie aber wird deren subjektive Erfolgsdefinition von den anderen
Beteiligten im Hilfeprozess eingeschatzt? Zunéachst wird davon ausgegangen, dass sich de-
ren Auslegung von ,Erfolg’ von der der Profis unterscheidet (B1: 106-112). Vor allen Dingen

wollten die Klient/-innen ihre Grundbedurfnisse befriedigt bekommen:
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.Das ist eigentlich das, was sich jeder wiinscht irgendwie: eine Arbeit, eine Wohnung,
einen Sinn im Leben, eine Beziehung, Kinder. So das, was die Menschen eben méch-

ten. Das unterscheidet unsere Klienten doch nicht von uns.” (B3: 559-562)
Dass dies zu Konflikten fihren kann, fiihrt die Kollegin an anderer Stelle aus:

+Als Erstes brauch man ein Dach Uberm Kopf, man brauch was zu essen und so mus-
sen die Grundbedirfnisse gestillt sein, und vorher kann man nicht Uber andere Ziele
reden. Also ich denke, manchmal erwartet man da einfach zu viel von einem Klienten,
der jetzt obdachlos ist, der kein Geld hat. Und dann kommen da zwei Sozialarbeiter,

die mochten jetzt mit ihm Gber seine Suchterkrankung sprechen (...)." (B3: 540-545)

Der Mitarbeiter eines freien Tragers nennt dieses Anliegen der Klientel das der ,situative[n]
Problemlésung” (T1: 611). Weitere Erwartungen seien ,in Ruhe gelassen zu werden“ (B2:
742) bzw. das eigene Leben durch die Sozialarbeiter/-innen organisiert zu bekommen (B3:
595-597). Dabei wird den Klient/-innen durchaus zugebilligt, dass sie mit ihrer Vergangen-
heit, in der es zu ihren sozialen Schwierigkeiten gekommen ist, abschlie3en wollen (T2: 441-
443), einen (neuen) Rahmen fur ihr Leben finden (B3: 549 f.) und eine Perspektive entwi-
ckeln méchten: ,[A]lso so dieser Wollknauelgedanke: Ist alles zu viel. Und dass wir anfan-

gen, das zu entzerren” (T3: 1062 f.).

Dass die befragten Profis mit ihren gesamten Einschétzungen vermutlich richtig liegen, kann
am deutlichsten mit einer Interviewpassage der Klientin belegt werden, die ihre ersten Erwar-

tungen zwar nicht erfillt bekam — letztendlich aber einsah, dass dies auch gut war:

,Na, meine Erwartung, wie gesagt, war in den Schreib- und Papierkram, den ich friiher
nie gemacht hab. (...). Und mir denn Frau R. klar gemacht hat, dass es nicht so ist,
dass ich hinkomme und meine Papiere dort hinlege und die machen lass, sondern ich
geh dahin und mach es selber. Und wenn ich Hilfe brauche, dann ist die Frau R. da.
Darlber war ich am Anfang 'n bisschen sauer gewesen. (...) Na ja, man denkt dann
s0, (...) zu was sind die da? Die sollen mir doch helfen. Also kénnen sie mir doch mei-

ne Papiere ausfillen oder irgendwas schreiben. (...) Aber so ist es ja nicht.
I: Ist es im Nachhinein positiv oder negativ?

(...) Ist positiv. Darum mach ich jetzt auch alles alleine. Also seitdem ich jetzt hier bin,
l&uft das alles super.” (K3: 274-318)

Hatten wir diesen Fall unseren sechs professionellen Helfer/-innen vorgelegt, ware die Ein-
schétzung, dass es sich hier um einen eindeutigen Erfolgsfall handelt, sicherlich einstimmig

getroffen worden.
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7.2 Wege ins Hilfesystem und Erwartungen der Klient/-innen

Eng verknilpft mit der Frage nach dem ,Erfolg’ der Hilfe sind die Erwartungen der Klient/-
innen, wenn sie in eine MalRnahme gemal § 67 ff. SGB Xll aufgenommen werden. Dies
hangt z. T. mit den Wegen ins Hilfesystem zusammen und den Vorinformationen, die sie auf
diesem Wege erhalten haben. Wir haben die von uns interviewten Klient/-innen, aber auch
die professionellen Akteur/-innen, daher zunachst gefragt, wie die Wege ins Hilfesystem

aussehen.

Meist erfolgt die Vermittlung tber Dritte (T1: 29-31), so kénnen dies bspw. ehemals zustan-
dige Sozialarbeiter/-innen sein (K2: 21-23), aber auch andere Klient/-innen wie bei einem

unserer Befragten:

,und so wurde mir dann von einem Bekannten bei Synanon der Tipp gegeben: Da
gibt’s das Xhaus® (...) die haben Vierundzwanzig-Stunden-Betreuung. (...) Und da bin
ich dann hingefahren.” (K1: 31-35)

Ein anderer Betroffener berichtet von einem tragerinternen Wechsel aus einer stationaren in
eine ambulante Malinahme (K2: 79-90). Es kann jedoch auch vorkommen, dass ein Hilfesu-
chender mit einem konkreten Vorschlag einer MalBhahme zum Sozialamt kommt und dort

einen Alternativvorschlag erhalt bzw. nur eine andere MalRhahme finanziert wird:

.[D]as (...) kommt ja nicht so sehr im Bereich Betreutes Einzelwohnen vor, aber schon
im Bereich Ubergangshaus oder natiirlich erst recht Krisenhaus. Also da treffen wir oft
eine andere Entscheidung.” (B2: 213-216)

Aber auch Selbstmelder/-innen kommen, bei einem der befragten Trager sogar haufiger als
friher, vor. Die Zunahme wird damit begriindet, dass viele Hilfesuchende bereits beim SGB-
II-Trager verortet sind, und der friher ,klassische’ Weg Uber das Sozialamt dadurch seltener
geworden ist (T1: 315-320).

Wie der manchmal auch umstandliche Weg der Selbstmelder/-innen aussehen kann, be-

schrieb die von uns befragte Klientin:

»s[/]ch brauchte ne Wohnung (...). Dann hab ich’s selber versucht, also alleine, und ha-
be dann mitbekommen, dass ich keine grol3e Chance hatte aufm Wohnungsmarkt (...).
Dann hab ich mir gedacht, dass es Hilfe gibt fiir solche Falle, wusste aber nicht wo. Bin
Uberall fragen gegangen. Und bin dann im Rathaus Tempelhof angekommen. Irgend-

wo bin ich da gelandet beim Umweltschutz. Und da hat mir 'ne Frau 'n Flyer gegeben

8 Kriseneinrichtung (anonymisiert)
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von der XY-Einrichtung®. Und daraufhin hab ich dann angerufen bei der XY-

Einrichtung, habe Termin ausgemacht, ja, und bin dann hingegangen.” (K3: 32-41)

Erst einmal angekommen im Hilfesystem, waren die Erwartungen der von uns befragten
Klient/-innen recht unterschiedlich. Von zunachst gar keinen Erwartungen (K1: 89) tber spa-
tere sehr konkrete Hoffnungen auf Hilfe bei der Schuldenklarung (a. a. O.: 109-111) und der
Jobsuche (a. a. O.: 115, vgl. K2: 300 f.) sowie der Vermittlung einer Wohnung (K2: 290 f.)
reichten ihre Erzahlungen: ,Und dass es natirlich ruckizucki geht. Weil, ja, die Geduld war
nicht so grof3 bei mir.” (K3: 207 f.)

Dass nicht alle Erwartungen der Klient/-innen erfillt werden kénnen (und sollen), wurde be-
reits weiter oben dargestellt. Diese haben aber mitnichten nur die Hoffnungen, ihre Grund-
bediirfnisse wie Wohnung, Arbeit u. A. erfiillt zu bekommen. Auch aus ihrer Sicht geht es
darum, ,wieder komplett auf eigenem Boden zu stehen* (K1: 125 f.) und ihr ,Leben auf die
Reihe zu kriegen® (K2: 295 f.). Im ,Erfolgsfall’ kommen die Klient/-innen dann im Laufe des
Hilfeprozesses zur Erkenntnis, dass sie hierfur ,auch selber ein bisschen mehr tun* missen
(K3: 231).

Ohne dies anhand von drei befragten Klient/-innen reprasentativ nennen zu kénnen, scheint
es zumindest Anhaltspunkte dafiir zu geben, dass ein etwas muhevollerer, aber selbst orga-
nisierter Weg ins Hilfesystem auch eine hohere Motivation bedeuten kann, an der Verande-

rung der Lebenssituation aktiv mitzuwirken.

Nachdem wir die Wege ins Hilfesystem beschrieben haben, kommen wir nun zu der Frage,

wie die Beendigung einer Malinahme nach 8§ 67 ff. SGB Xl aussehen sollte.

7.3 MalRnahmebeendigung

Die Professionellen haben wir explizit befragt, wann und durch wen im besten Fall eine
Maflnahme nach 8§ 67 ff. SGB XII beendet werden sollte, und auch die von uns befragten
Klient/-innen haben zu dieser Frage etwas beisteuern konnen. So ergaben sich mehrere
,Modelle’ bzw. Konstellationen, die von den einzelnen Interviewten favorisiert wurden: Das
Konsensprinzip (alle drei Akteur/-innen) wird von mehreren Sozialamtskolleginnen benannt:
.Im besten Falle sollte die Hilfe, ja, gemeinsam beendet werden. Also ich denke mir, das
ware der Idealfall.” (B1: 536 f., vgl. B2: 644-648) Einige sehen die Verantwortung eher bei

Trager und Klient/-in:

sch find's schon richtig, weil das ja 'ne Interaktion ist zwischen Klient/Klientin und Ein-

richtung, wenn (...) die Auflésung der Zusammenarbeit dann auch in der Verantwor-

® BEW (anonymisiert)

69



tung dieser beiden Parteien liegt. Es gibt vielleicht ein paar ganz wenige Ausnahmen,
wo ich ein Amt einschalten wirde. (T2: 401-405, vgl. B3: 4151.)

Einig sind sich jedoch alle, dass die Betroffenen die Entscheidung mittragen sollten:

.Na, am schdnsten ist es natdrlich, (...) Klient oder Klientin kommen zu mir und sagen:
Super, die Hilfe ist super gelaufen, ich hab den Eindruck, ich kann das jetzt auch, und
ich wird’ jetzt gerne aufhéren.” (T1: 501-504)

Fir die von uns befragte Klientin war der richtige Zeitpunkt der Ablésung gekommen, als sie
bereit und in der Lage war, wieder selbst Verantwortung fur ihr Leben zu Gbernehmen: ,[l]ch
will die Verantwortung wieder selber bernehmen, in allen Sachen, ja? Also ich bin dann

auch schon zufrieden, wenn es dann im Juni (...) auch Schluss ist. Ja." (K3: 725-727)

Als wichtig wird von allen Befragten eine adaquate Uberleitung aus der zu beendenden
Maflnahme angesehen (z. B. T2: 355-357). Hierzu wird von einer Kollegin auch ein Negativ-
beispiel berichtet, wo am MalRRnahmeende weder Wohnung noch Anschlusshilfe vorhanden
war (T3: 462-468). Zwar sei die richtige Dauer’ auch leistungstypabhéngig (T3: 870, vgl. B1:
870-876), aber bis auf eine Kollegin, die sich gern an Richtwerten fir die Aufenthaltsdauer in
den unterschiedlichen Leistungstypen orientieren mochte (B1: 478-481), betonen die meis-
ten Interviewten, dass die Beendigung einer HilfemaRnahme an ihrem Verlauf, und nicht an

ihrer Dauer festgemacht werden sollte:

.ES ist oft splrbar, dass da irgendetwas passiert, (...) das Selbstbewusstsein sich
starkt nach 'ner Weile, (...) wenn so die ersten Schwierigkeiten abgearbeitet sind (...).
Wenn Probleme mit Familie, Freundeskreise und so was sich klaren lassen oder da ein
Stiick Stabilisierung eingekehrt ist.“ (T2: 360-366, vgl. T3: 890-892)

Dabei sollten Klient/-innen nicht unnétig lang in der Hilfe verbleiben, wenn keine Erfolge er-
zielt werden konnen (z. B. T1 473-475, B3 437-452), die Betroffenen nicht in die Einrichtung
passen oder sogar eine Beeintrachtigung und Gefahrdung fir andere darstellen (T2: 376-
380). Wichtig sei es daher, sogenannte ,Fehlplatzierungen’ auch zu erkennen und entspre-

chend zu handeln, wie eine Sozialamtskollegin anhand eines Negativbeispiels verdeutlicht:

+Wir haben zu lange damit gewartet, die Hilfe wirklich zu beenden. Also damit meine
ich das ganze Hilfesystem. Also die arztliche Seite hat sicherlich zu lange gewartet. Es
kam dann irgendwann mal zu einer Zwangseinweisung. Die kam zum richtigen Zeit-
punkt, da will ich tberhaupt niemanden - aber davor war einfach - ich glaube, alle ha-

ben nicht so richtig geglaubt, dass es jetzt wirklich scheitert.” (B3: 474-479)

Aber auch eine eher kurzsichtige Beendigung der Hilfen wird von einem Kollegen eines frei-

en Tragers bemangelt:
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JS]chwierig ist auch die Haltung manchmal bei den Kostentragern. Probleme sind be-
seitigt, also kénnen wir die Hilfe beenden. (...) weil die Nachhaltigkeit ist halt wirklich
wichtig, weil man auch einfach mal dranbleibt und auch mal guckt, kriegen sie das
denn nun wirklich allein hin, um die Situation auch nicht wiederentstehen zu lassen.”
(T1: 233-239)

7.4 Fordernde Faktoren

Neben der Frage, wie unsere Interviewten subjektiv ,Erfolg’ im Rahmen der Hilfen nach § 67
ff. SGB XlI definieren, hat uns interessiert, welche Erfolgs- oder Misserfolgsparameter und
welche Konstellationen den positiven Verlauf der Hilfen ihrer Ansicht nach férdern, hemmen
oder verhindern (vgl. Kapitel 1). Nachfolgend stellen wir zunachst die férdernden Faktoren
vor, die unsere neun Interviewten genannt haben. Hierzu gehéren auch die Antworten auf

unsere Frage nach den spezifischen Starken der von uns befragten Einrichtungen.

Rechtsgrundlagen

Grundsatzlich schatzen alle von uns interviewten Professionellen die Rechtsgrundlagen
(8 67 ff. SGB Xl sowie die dazugehorige DVO, vgl. Kapitel 2) als positiv und forderlich fur
das Hilfeangebot ein. Sie werden allgemein als hilfreich erlebt, so erklart die Kollegin einer
Sozialen Wohnhilfe: ,Wir stiitzen uns da sehr drauf. Auch einfach, um so eine Verlasslichkeit
zu haben.” (B2: 158 f., vgl. B1: 65-69) Dabei missen die konkreten Bestimmungen haufig
gar nicht mehr nachgeschlagen werden, denn sie sind regelrecht ,verinnerlicht* (T2: 106)
und stehen bei Bedarf quasi automatisiert zur Verfiigung. Von mehreren Befragten wird das
groBe Spektrum an Mdglichkeiten genannt (z. B. B2: 410 f.), das es ohne Stigmatisierung
erma@glicht, Hilfen fur Menschen mit sozialen Schwierigkeiten anzubieten bzw. zu gewahren
(a. a. O.: 411-413). Dieselbe Kollegin sieht jedoch auch die Kehrseite der Medaille, so sei
der Freiraum, den das Gesetz biete, oftmals auch ein ,Fluch des 67. Weil (...) der 67 kom-
pensatorisch herhalten muss fir alles Mdgliche, was nicht funktioniert, was nicht lauft.”
(a. a. O.: 777-779) Grundsatzlich gefallt jedoch das ,Offene” (B3: 611 f.) und die Flexibilitat
der gesetzlichen Grundlagen, die fur bestimmte Hilfeformen — in Berlin die Kriseneinrichtun-
gen - sogar eine Aufnahme vor Abklarung der Kosteniibernahme ermoglichen (T3: 69-71).
Auch ermdglichen sie Uberhaupt erst die Differenzierung der Hilfen (T1: 65 f.), wie sie in Ber-
lin mit den unterschiedlichen Leistungstypen von ambulanten Hilfen bis zu Kriseneinrichtun-

gen vorgehalten werden (vgl. Kapitel 2).

Personelle Ressourcen

Neben den Rechtsgrundlagen werden personelle Ressourcen von den Interviewten als for-
derlich fur den Hilfeprozess beschrieben. Hierzu gehéren z. B. die Vielfalt der zur Verfiigung
stehenden Handlungsmethoden und das ,jonglieren” kbnnen mit diesen Methoden (T2: 54-
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80), aber auch Zusatzausbildungen der Kolleg/-innen und deren Erfahrungen aus anderen
Arbeitsbereichen, die produktiv genutzt werden kdénnen (T3: 595-620). Ebenfalls von Vorteil
wird von einigen Kolleg/-innen der freien Trager ein Konsens untereinander bei bestimmten
Entscheidungen erlebt (T2: 135-145), bis hin zu einer hohen Ubereinstimmung in Motivation

und einem privaten Engagement:

.[E]s gibt so ein bewusstes Entscheiden fiir hier. (...) [Die], die hierher gesetzt werden,
ist ja Ublich in allen Tragern, die gehen auch wieder. Die Leute, die hier bleiben, das
sind Menschen, die sich bewusst dafir entschieden haben. Und das macht was. Das

ist einfach ganz wunderschoén.” (T3 419-423)

Die hier zitierte Kollegin beschreibt an anderer Stelle eine grolde Bewunderung fir ihre en-
gagierten Mitkolleg/-innen, ,die sich wirklich in alles reinwihlen, um den Anforderungen ge-
recht zu werden, auch diesen ganzen administrativen Mist, der ja da dranhangt* (a. a. O.:
441-443). Nicht tberall wird die Arbeit untereinander so harmonisch beschrieben, aber un-
terschiedliche Haltungen und Herangehensweisen der Kolleg/-innen werden durchaus als
produktiv beschrieben (B1l: 442-462). Auch Spezialisierungen und Schwerpunktsetzungen
des Personals auf bestimmte Themen bzw. Zusatzausbildungen werden konstruktiv genutzt
(T2: 310-319).

Forderlich ist natirlich auch, wenn ausreichend Personal zur Verfligung steht: ,[D]afir [indi-
viduelle Hilfebedarfsermittlung, SG*°] nehmen wir uns Zeit und (...) wie gesagt haben wir das
Personal dafiir, dass wir das noch tun kdnnen.” (B2: 88 f.) Je mehr zeitliche Kapazitat vor-
handen ist, desto enger kbnnen auch die Kolleg/-innen der Sozialamter an den Féllen dran
sein, was eine unserer Interviewten so beschreibt: ,Aber wir sind da schon immer im Ge-
schehen mit drinne. Und das wollen wir auch. Also wir wollen das nicht nach Aktenlage ent-
scheiden, ne?* (B3: 162-164)

Auch die von uns befragten drei Klient/-innen haben die Sozialarbeiter/-innen in den Einrich-
tungen nach § 67 ff. SGB XlI als Ressource erlebt, allerdings waren ihre Kriterien naturge-
maf andere, z. B. die Unterstitzung durch Gesprache (K1: 292-299) und in einem Fall die
als positiv beschriebene Art ihrer Betreuer/-innen. Diese seien ,gut drauf* und ,organisiert"
(K2: 114-116). Sie wirden die Betroffenen dabei ernst nehmen und ihnen keine Vorschriften
machen (a. a. O.: 337-390). Auch die konkrete Unterstlitzung und Begleitung bei Problemen
wurde als positiv beschrieben (K3: 147-180).

10" sysanne Gerull
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Ressourcen der Klient/-innen

Mindestens als genau so wichtig wie die personellen Ressourcen der Profis werden in den
Interviews die Ressourcen der Klient/-innen selbst beschrieben. Einige unserer interviewten
Betroffenen nannten persdnliche Eigenschaften, die sie als hilfreich im Betreuungsprozess
erleben. Im Einzelnen waren dies eine optimistische Lebenseinstellung (K2: 905 f.), Stolz
(a. a. O.: 998 1.), Selbstbewusstsein (K3: 71 f., vgl. T3: 55-69) und Selbststandigkeit (a. a. O.:
161 f.).

Diese Charakteristiken hangen eng mit der Einschétzung zusammen, dass ohne das eigene

Zutun kein Erfolg erzielt werden kann:

.Ich denke, viel misste ich dafir tun. (...) Ein Teil hangt bestimmt auch an der Betreu-
ung (...). Aber, ja, zum Beispiel Schuldenklarung, (...) das sind zwei Parteien, die was
machen mussen. Das ist (...) der, der will, und die andere, die unterstitzt. (K1: 270-
274)

Oder, wie es ein anderer Betroffener ausdriickte: ,Mir geht's zwar jetzt auch nicht unbedingt
gut. Aber ich bin dabei, das zu andern.” (K2: 489 f.) Auch finanzielle Hilfen wie das Arbeitslo-
sengeld Il durfen It. seiner Ansicht nicht als selbstverstandlich angesehen werden, so redet
er sich regelrecht in Rage, als er die Anspruchshaltung seiner friiheren Mitbewohner be-

schreibt:

.[D]a haben die Leute gesagt, dass es selbstverstandlich ist, Hartz IV zu bekommen.
Also die wollten nicht daftr arbeiten, die wollten nicht fir einen Euro arbeiten gehen,
weil die das finden, dass das selbstverstandlich ist Hartz IV zu bekommen. Das haben
alle, weil3 ich, fiinfzehn, zwanzig Leute gesagt. Bis ich angefangen hab, Alter, erst die
richtig 'runterzumachen (...)." (a. a. O.: 979-984)

lhren Arbeitswillen, der ihr immerhin schon eine MAE eingebracht hat, beschreibt auch die
Klientin als notwendig fiir den angestrebten Anderungsprozess (K3: 595-597). Dabei ist ihre
Motivation grundsatzlich, ihr Leben wieder in die eigenen Hande zu nehmen: ,[ljlch will die
Verantwortung wieder selber Gibernehmen, in allen Sachen, ja? Also ich bin dann auch schon
zufrieden, wenn es dann im Juni, oder wann das dann ist, also auch Schluss ist.“ (a. a. O.:
725-727)

Die Erkenntnis der von uns interviewten Betroffenen fasst die Kollegin einer Sozialen Wohn-
hilfe wie folgt zusammen: ,[M]eistens ist das ja auch so, (...) dass die Klienten wirklich ganz
entscheidend die Weichen selber stellen mussen.” (B3: 132-134) Um wenig spéter einzu-
schranken, dass dies nicht allen Klient/-innen maoglich ist, ,weil wir auch haufig Klienten ha-

ben, die intellektuell sehr eingeschrankt sind.” (a. a. O.: 134 1.)
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Sonstige fordernde Faktoren

Als sonstiger fordernder Faktor wurde sowohl von einem Sozialarbeiter als auch von einem
Klienten die Herkunftsfamilie genannt (T1: 466-468, K2: 1007-1027). Auch Freund/-innen
und die darlUber erhaltene Anerkennung spielen flr eine Betroffene eine Rolle (K3: 241-246,
347-349). Der dritte Klient hat das JobCenter als motivierend erlebt: ,[V]or allen Dingen das
JobCenter hat mich auch dazu bewegt, meine Ausbildung fortzusetzen als Koch.”
(K1: 94-96) Dieser nannte auch den Erhalt einer eigenen Wohnung (im Rahmen von BEW)

als eine entscheidende Motivation:

s[A]lso ich hatte viele Problemlésungen, wie ich was machen konnte. Ich konnte mich
aber nie irgendwie entscheiden. (...) [B]in immer wieder auf 'ne neue Problemldsung
gesprungen, sodass ich mich blo3 nicht entscheiden musste. Und als ich dann in mei-
ne eigene Wohnung gezogen bhin, hat sich das dann doch irgendwie verandert.“ (K1:
89-94)

Der so zitierte Klient hat noch ein weiteres Kriterium als férderlich genannt, das man als ,Ab-
schreckung“ zusammenfassen kdnnte, so berichtete er im Interview, wie das Beobachten der
anderen Bewohner seiner Einrichtung regelrecht motivierend war: ,[Da] hab ich irgendwie
eine weitere Erfahrung in meinem Leben gemacht, die ich nicht noch mal erleben mochte®
(a. a. O.: 73-75). Im Gegensatz dazu nannte ein anderer Klient ein gutes Beispiel im Sinne
eines Vorbilds als forderlich und motivierend. So beschreibt er ausfuhrlich einen Mitbewoh-
ner (L., SG), der zum Zeitpunkt des Interviews seine Ausbildung mit Bravour absolvierte und

auch schon in eine eigene Wohnung gezogen war:

I Und guckst du dir da vom L. was ab?
Na ja, klar. (...) Deshalb wollt ich ja auch aufhoren mit Kiffen.
I: Ja. Und dann guckst du auch mal, wie der das macht mit der Ausbildung, mit der
eigenen Wohnung?
Na, er hat halt alles schnell erledigt so. (...) Ich brauch halt 'ne Arbeit. Das ist das
Wichtigste. Dann kannst du dich auf alles andere eigentlich konzentrieren. Also ne
Ausbildung, sag ich mal.” (K2: 941-959)

Von den Professionellen wurde neben einer guten r&dumlichen Ausstattung der einzelnen
Einrichtungen (T2: 148-156) als forderlich noch das gute Hilfeangebot in Berlin genannt:
»[D]ie ganze Palette von stationdren und ambulanten Hilfen, also man hat schon eine ganze
Menge Moglichkeiten® (B1: 733 f.). Hierzu muss man die vorhandenen Angebote allerdings
auch kennen: ,[W]enn man da guten Kontakt hat, kriegt man auch Leute unter* (T1: 274 f.).
Auch die Vielfalt der Trager wurde von einer Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe als forderlich
beschrieben (B1: 747-755). Aus der Innensicht der befragten freien Trager wird im Zusam-
menhang mit Vielfalt'’ vor allem die Vielfalt des Angebots des eigenen Tragers als forderlich
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genannt, so entstiinde daraus schnell eine ganze ,Hilfekette" (T1: 383) mit vielen Méglichkei-
ten, Betroffene bei Bedarf intern weiterzuvermitteln (a. a. O.: 392 f.) bzw. eine rdumliche Al-
ternative, wenn Hilfesuchende nicht in die vorhandene Gruppenkonstellation der eigenen
Einrichtung passen (T2: 207-211). Ein gro3erer Trager biete auch eine grofRere finanzielle
Sicherheit, vor allem in Zeiten schlechterer Belegung einzelner Einrichtungen (T3: 733-737).
Neben der GroRe und Vielfalt des eigenen Tragers wurde von einem Kollegen auch der
»Ruckhalt vom Trager* (T1: 796 f.) positiv erwahnt. Dies bezieht er beispielsweise auf funkti-
onierende Strukturen und klare Anweisungen fir bestimmte Fallkonstellationen (a. a. O.:
797-808).

Von einer Sozialamtskollegin wurde auch die Spezialisierung einzelner Trager als positiv fur
die Hilfezielerreichung beschrieben, da in diesen Fallen passgenauer vermittelt werden kann
(B2: 450-460). Der Kollege eines freien Tragers unterstitzt diesen Gedanken, wenn er sein
eigenes spezialisiertes Angebot in der Hilfelandschaft als ,vorn positioniert” definiert (T1:
338 f.).

Die Kollegin der Kriseneinrichtung benannte dariiber hinaus das Einvernehmen aller Beteilig-
ten als hilfreich: ,[F]érderlich ist, wenn die zustandigen Mitarbeiter aller beteiligten Amter,

Behorden, Vereinigungen, Beratungsstellen, alle die gleichen Ideen haben.” (T3: 550-552)

7.5 Hemmende Faktoren

Neben den férderlichen Faktoren haben wir in unseren Interviews auch danach gefragt, wel-
che Einflisse bei der Zielerreichung einer MalRnahme nach 8§ 67 ff. SGB Xll negativ wirken
kénnen. Interessanterweise wurden hier deutlich mehr Aspekte als bei den férderlichen Fak-

toren genannt.

Die Schnittstelle zur Eingliederungshilfe

Als haufigster und meist auch erster Negativfaktor wurde von den Professionellen die
Schnittstelle zur Eingliederungshilfe nach 8§ 53 ff. SGB XlI genannt. Im Vergleich zum Be-
reich der Jugendhilfe sei die Abgrenzung der beiden Hilfesysteme auch aufgrund fehlender
Verfahrensregelungen schwieriger. Am gravierendsten sei dies bei den Kriseneinrichtungen
nach 8§ 67 ff. SGB XIlI, hier wurde von einer Sozialamtskollegin eine Einrichtung mit antipsy-
chiatrischem Ansatz als ,Spitze des Eisberges” genannt (B2: 825). Als wichtig wird in diesem
Zusammenhang ein gutes Clearing bezeichnet: Welches Problem steht im Vordergrund? Am
Beispiel von suchterkrankten Hilfesuchenden beschreibt dies die Kollegin einer Sozialen
Wohnhilfe:

W]obei ich immer sagen wirde, wenn also jetzt hier meine Mitarbeiterinnen einen
Eindruck haben, das ist ein Mensch, der in der Lage ist, mit seiner Suchtmittelkrankheit

zu arbeiten und zu leben, und das ist kein Hinderungsgrund, und es ist trotzdem mdg-
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lich Ziele zu verabreden und die auch einzuhalten, dann seh ich auch wiederum kein
Problem zu sagen, dann ist da eine 67er-Maflinahme richtig und in Ordnung, ja?“ (B1:
405-410)

Oft blieben die Zustandigkeiten jedoch unklar (B2: 303 f.). Fir viele Klient/-innen gabe es
zudem keine passgenauen Angebote der Eingliederungshilfe (T1: 241-243), wobei vor allem

das Fehlen niedrigschwelliger Hilfen kritisiert wird:

-Wobei ich dann wiederum sagen wirde, dann muss im Grunde der Psychiatriebereich
oder der Bereich der Eingliederungshilfe daflir Sorge tragen, dass es auch in diesem
Bereich niedrigschwelligere Angebote gibt, als sich auf den Bereich der 67er zu bezie-
hen, ja?" (B1: 242-246, vgl. B2: 298-302)

Konkret werden von den Interviewten Kriseneinrichtungen und Notlibernachtungen flr psy-
chisch Kranke vermisst (B2: 363-366) sowie Angebote fir Menschen mit Doppeldiagnose
und traumatisierte junge Méanner (T3: 1106-1110). Die fehlenden Angebote im Bereich der
Eingliederungshilfe fihrten dann zwangslaufig dazu, dass Menschen in den 67er-Hilfen lan-
den, die dort eigentlich nicht hingehdrten (B2: 288-315). Im schlimmsten Fall missen sie
sogar anschlielBend wieder in eine Unterkunft ohne ausreichende sozialarbeiterische Unter-
stitzung wechseln. So beschreibt die Mitarbeiterin eines freien Tragers einen Fall, in dem

eine psychisch kranke Frau letztendlich im Obdach landete:

LL(W]ir hatten Uber monatelang eine &ltere Frau, (...) die auf der Straf3e schwerst,
schwerst geschlagen worden ist. (...) Die super psychotisch war, die das aber nicht
wahrhaben wollte. Die hatte keine Krankheitseinsicht. Und die mussten wir wieder ins
Obdach entlassen, nach sieben Monaten. Weil kein Trager [der Eingliederungshilfe,
SG] bereit war, dieses Wahnhafte wie im 67er mitzutragen.” (T3: 462-468)

Die Hilfen fur wohnungslose Menschen fungieren somit haufig als ,Auffangbecken fur alles
Mdogliche* (B2: 794). Aus diesem ,Auffangbecken’ wirden die Angebote nach § 67 ff. SGB
X1l dann bei psychisch kranken und gleichzeitig wohnungslosen Hilfesuchenden schnell zu
Hilfen im Sinne von ,53 light* (B1: 201). Die hier zitierte Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe

mdchte diese Entwicklung jedoch nicht unterstitzen:

sLlch gehore zu der Fraktion, die deutlich sagt: ,Es ist eine vollig andere MaRnahme mit
vollig anderen Anforderungen.’ (...) Also flr mich ist da eine ganz klare, eindeutige
Trennung. Und es ist keine ,53 light’. (...) [F]ur mich geht es (...) tatsachlich um eine
bedarfsgerechte Hilfe. Mir ist es auch nicht plausibel, dass, wenn jemand fir eine
53/54er-MalRnahme nicht geeignet erscheint, weil zum Beispiel der sozial-
psychiatrische Dienst die Auffassung vertritt, die Person ist nicht in der Lage, diese

ganzen Forderungen zu erfillen, sprich die Mitarbeit ist im Grunde in Frage gestellt,
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das stellt fur mich gleichermal3en naturlich dann auch die Mitwirkungspflicht (...) fur
den 67er in Frage. Und in der Beziehung ordne ich den 67er tatsachlich als MaRRnah-

memaglichkeit flr einen anderen Personenkreis ein (...)." (B1: 202-215)

Fur die freien Trager ergibt sich aus dieser Situation also das Problem, dass die Sozialhilfe-
trager eine 67er-Hilfe in diesen Féllen nicht finanzieren wollen: ,Weil da immer die Soziale
Wohnhilfe fragt: ,Warum wir, warum wir jetzt?™ (T3: 537 f.) Wobei auch ein Kollege eines
freien Tragers einraumt, dass Hilfevereinbarungen — und damit auch die Hilfezielerreichung —
fur den genannten Personenkreis teilweise nicht moglich sind. Hier kdnne manchmal ledig-

lich die Verhltung einer Verschlimmerung realisiert werden. (T1: 240-259)

Dabei wird — sowohl von den Sozialhilfetragern als auch von den Leistungserbringern — nicht
infrage gestellt, dass es bestimmte Konstellationen geben kann, in denen eine MalRhahme
nach 8§ 67 ff. SGB Xl installiert wird, obwohl die Betroffenen einen Rechtsanspruch auf Ein-
gliederungshilfen haben. So kann die 67er-Hilfe zur Motivationsférderung eingesetzt werden,
sich zu einem spateren Zeitpunkt auf eine Hilfe nach 8 53 ff. SGB XII einlassen zu kénnen
(T1: 44-58, vgl. B1: 216 f.). Speziell bei Suchtkranken stelle sich allerdings die Frage, ob
eine nicht-abstinenzorientierte Einrichtung nach § 67 ff. SGB XlIlI als Ubergangshilfe in die

Eingliederungshilfe Gberhaupt sinnvoll sei (B1: 173-175).

Weitere hemmende Faktoren in diesem Zusammenhang seien der Zeitdruck, dem freie Tra-
ger im Bereich der 67er-Hilfen oft ausgesetzt seien (T1: 34-40), vor allem in Kombination mit
den langen Wartelisten, die in den Angeboten der Eingliederungshilfe oft existierten (T3:
340-342, 1122-1129). Ebenfalls genannt wurden die als problematisch angesehene Decke-
lung der 53er-Ausgaben (B1: 315-320) und die Hochschwelligkeit der Angebote (T3: 133 f.)
Hinzu kommen die unterschiedlichen Zustandigkeitsregelungen fir die bezirklichen Sozialen
Wohnhilfen (im Rahmen des § 67 ff. SGB XII tberbezirklich) und des Sozialpsychiatrischen
Dienstes (bezirklich): ,Und da st63t man oft ja auch an Grenzen, was die Kontinuitat der
Betreuung betrifft. (...) Also das erschwert die Arbeit ganz immens.” (B2: 529-533, vgl. B3:
227-236) Fur eine Kollegin eines freien Tragers erschwert auch die unterschiedliche Ent-

scheidungspraxis der Bezirke im Rahmen der Eingliederungshilfe ihre Arbeit (T2: 239-242).

Die Schnittstelle zur Jugendhilfe

Nicht nur die Abgrenzung zur Eingliederungshilfe ist fir die von uns befragten Sozialarbei-
ter/-innen ein Problem, sondern auch die Schnittstelle zur Jugendhilfe, d. h. zur Hilfe fur jun-
ge Volljahrige (8 41 SGB VIII). Nach den Beobachtungen einer Sozialamtskollegin muss eine

deutliche Zunahme junger Erwachsener in der Wohnungslosenhilfe verzeichnet werden:

+Also als ich angefangen habe, hab ich hier kaum jemand gesehen, der irgendwie, ja,

so Anfang zwanzig war. Das gab’s einfach nicht. (...) Das hat sich ganz gravierend ge-
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andert. (...) Also in meinem Erleben, ich hab unheimlich viele Achtzehnjahrige.” (B3:
301-310)

Muhsam ist bereits die Klarung der Zustandigkeit zwischen den Abteilungen ,Soz’ und ,Jug’.
Hier gibt es zwar — im Gegensatz zur Schnittstelle zur Eingliederungshilfe — ein Rundschrei-
ben der beiden zustandigen Senatsverwaltungen, dieses wird aber nur ,mit maRigem Erfolg®
angewendet (B2: 786), denn ,Papier ist geduldig” (a. a. O.: 781 f.). Haufig wirden die woh-
nungslosen jungen Erwachsenen ,von Stelle zu Stelle geschickt* (T1: 311) und teilweise
muss eine letztendliche Klarung Uber das Sozialgericht erfolgen (B1: 320-330). Auf diesem
Weg wirden viele Hilfesuchende regelrecht ,verschlissen* (T2: 235). Konsequenz der hier
zitierten Sozialarbeiterin eines Ubergangshauses: ,[D]Jas machen wir gar nicht, also darum
zu kdmpfen macht keinen Sinn. Das haben wir vor ein paar Jahren noch ein paar Mal ge-
macht, aber das haben wir (...) aufgegeben.” (a. a. O.: 235-238) Gleichzeitig existieren ver-
bindliche Kooperationen zwischen einzelnen Sozial- und Jugendamtern, die aufgrund starrer

Regeln auch nicht immer sinnvoll erscheinen:

.Da hat Jugendamt und Soziale Wohnhilfe beschlossen: bis zwanzig zahlt das Ju-
gendamt und ab zwanzig die Soziale Wohnhilfe. Da kénnen wir dann immer nur auf
Paragraph 78 (...) verweisen, aber eigentlich kann ich das alles nicht einsehen. Eigent-
lich ist es so, dass wir die Arbeit, die wir tun, auch fir Menschen tun mit 18, ne?" (T3:
255-260)

Tatsachlich scheint es so zu sein, dass junge Erwachsene aufgrund des Kostendrucks kaum

noch in der Jugendhilfe unterzubringen sind:

.[D]as finde ich eine ziemliche Unverschamtheit, dass in dem Bereich einfach ganz vie-
le Mittel gekirzt worden sind und ja auch weiter eingespart werden, weil in den seltens-
ten Fallen gelingt es (...) Uberhaupt jemanden noch Uber achtzehnjahrig in die Jugend-
hilfe zu integrieren. Das wird in der Regel immer abgelehnt. Und es ist ein riesiger bi-

rokratischer Aufwand, dagegen was zu unternehmen.” (B1: 260-266)

Die hier zitierte Kollegin ist auch dartber erbost, dass der Kostenfaktor dabei nicht transpa-

rent gemacht wird:

s[D]er zweite [Grund] ist, dass dann auch versucht wird, das durch das Jugendamt so
darzustellen, dass die jungen Menschen gar nicht bereit sind, eine Hilfe anzunehmen
und dann sowieso die Hilfe gar nicht umgesetzt werden kann, ja? Von daher wird das
Thema Kostenfaktor an der Stelle gar nicht mehr diskutiert. Aber aus meiner Sicht ist
das ein wesentlicher Hintergrund natirlich, ja? Weil die MaRnahmen naturlich teurer
sind und an der Stelle auch gedeckelt sind (...)." (a. a. O.: 309-315)
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Auf der einen Seite gibt es offenbar kaum noch junge Erwachsene, die erfolgreich in die Ju-
gendhilfe vermittelt werden kénnen (vgl. B3: 267-281). Auf der anderen Seite sind viele der

Betroffenen in einer 67er-MalRnahme nicht addquat untergebracht:

.Das sind haufig Klienten, die einfach noch so einen Nachreifungsbedarf haben, die
einfach noch unfertig sind. Die sind nicht erwachsen. (...) [D]ie brauchten einfach noch
dieses besondere Angebot der Jugendhilfe. Und das bekommen sie nicht. Und im
67er-Bereich sind sie haufig nicht richtig.” (a. a. O.: 287-291)

Ein Kollege eines freien Tragers unterstitzt diese Sicht, wenn er betont, dass bei jungen
Erwachsenen, bei denen die ,Personlichkeitsreifung im Vordergrund stehen sollte in der Hil-
fe" (T1: 261), die Kontakte im Rahmen der 67er-Hilfen zu kurz seien (a. a. O.: 262 f.).

Psychische Erkrankung und Suchterkrankung von Hilfesuchenden

Nicht nur die Schnittstelle zur Eingliederungshilfe im Sinne birokratischer Hemmnisse (s. 0.)
stellt sich problematisch fur die Hilfen nach § 67 ff. dar, sondern auch die Tatsache einer
psychischen Erkrankung inklusive Suchterkrankungen der Klientel selbst.** Haupthemmnis
sei eine solche Erkrankung dann, wenn diese zu sehr im Vordergrund stehe und die Betrof-
fenen dadurch gar nicht zur Mitwirkung im Rahmen der 67er-Hilfe in der Lage seien. In die-
sen Fallen wirden haufig Termine nicht eingehalten werden (T1: 250-255), eine gemeinsa-
me Zielvereinbarung und —festschreibung sei schwierig (B1: 378 f.) und die Betroffenen, vor
allem bei Suchterkrankungen, wirden zu haufig trotz hoher Motivation in alte Verhaltens-
muster fallen (T3: 135-139). Besonders dramatisch sei dies bei Doppeldiagnosen (a. a. O.:
120).

Eine der verlangten Schritte bei Suchterkrankten ist der in die Entgiftung. Wird dies von den
Betroffenen als Zwang oder sogar Erpressung erlebt, wird das Hilfeziel oft verfehlt, wie einer

der von uns interviewten Klienten berichtet:

,[D]ie haben mich aus der alten Wohngemeinschaft [BGW, SG] rausgeschmissen und
haben gesagt: ,Entweder gehst du auf Entgiftung oder kannste auf der Stral3e wohnen.’
So. Aber die haben mir auch nicht gesagt von wegen: ,Ja, wenn du Entgiftung machst,

kannst du dann wieder zu uns kommen.” (K2: 55-59)

Aus Sicht der Professionellen hangt die fehlende Mitwirkung h&ufig mit einer fehlenden
Krankheitseinsicht zusammen (B1: 375-377). Fur eine der von uns befragten Sozialarbeiter/-

innen eines freien Tragers ist eine psychische Erkrankung ohne Krankheitseinsicht sogar ein

™ In der inhaltanalytischen Auswertung der Interviews wurden die beiden Kategorien ,psychische

Erkrankung“ und ,Suchterkrankung” getrennt ausgewertet. Da die sich daraus ergebenen Schwie-
rigkeiten meist identisch sind, erfolgt die Darstellung im Bericht unter gemeinsamer Uberschrift.
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Aufnahme-Ausschlussgrund (T2: 322-330). Auch einer der Klienten berichtet von seiner feh-

lenden Krankheitseinsicht — ohne sich allerdings dariiber bewusst zu sein:

s[A]lso ich bin von mir selber Uberzeugt, dass ich nicht so das extreme Drogenproblem
hatte. Also nicht, dass ich, ja- ich hatte zwar ein Problem, aber das hab ich da irgend-
wie bewaltigt. Beziehungsweise jetzt in der Zeit hab ich das bewaltigt, in der Krisenein-
richtung.” (K1: 44-48)

Auch rdumliche Bedingungen kénnen die Aufnahme von psychisch kranken Klient/-innen
erschweren, so kénnen z. B. abgeschlossene Wohneinheiten psychotische Menschen uber-
fordern (T2: 158-161). Aber auch Rahmenbedingungen, die vom Trager nicht beeinflussbar
sind, kénnen hinderlich sein. So berichtet dieselbe Kollegin, dass die Nahe ihrer Einrichtung

zur Drogenszene die Aufnahme von illegale Drogen konsumierender Klientel ausschlief3t:

LHeroin, machen wir nicht, hat keinen Sinn, machen wir nicht mehr, (...) man kann den
Countdown riickwarts zahlen, irgendwann erwischt sie der Tag, die riechen sich gegen
einen Kilometer Gegenwind...” (a. a. O.: 214-217)

Auch wurden von einigen Professionellen die 67er-Hilfen als zu kurz angelegt angesehen:
»[P]sychisch Kranke ohnehin und auch viele Suchtmittelerkrankte brauchen zum Teil wesent-
lich lAngere Zeiten, als die eigentlich im 67 vorgesehen sind.” (B1: 389-391) Zudem seien die
Sozialarbeiter/-innen ,im 67er-Bereich nicht unbedingt Experten (...) fir Suchterkrankungen®
(B2: 393 f.). Bei Suchtmittelerkrankten tauchten dariiber hinaus noch spezifische Probleme
auf: ,Also, du gibst denen das Geld in die Hand und am nachsten Tag ist das ausgegeben,

fur Alkohol.” (T1: 42-44). Was einer der von uns befragten Klienten bestatigt:

»50, da war Geld einteilen schon schwieriger. Vor allem wenn du kiffst. Wenn du drei-
hundert Euro im Monat locker verkiffst, weil3te, was ich meine, dann komm mal mit
deinem Geld klar.” (K2: 322-324)

Weitere Folgen von Alkohol- und Drogenkonsum, die den Erfolg der Hilfe nach § 67 ff. SGB
Xl behindern kénnen, sind die ,Lustlosigkeit, die durch Drogen, Drogeneinfluss passiert"
(K1: 279) sowie eine mangelnde Belastbarkeit und fehlende Motivation (B2: 379-381). Sogar
Phasen von Abstinenz kdnnen gefahrlich werden, wenn in dieser Zeit der Mangel an Alterna-

tiven bewusst wird:

Jlllch sag mal so, sobald du bei irgend’nem [Computer]Spiel verkackst, nicht weiter-
kommst, dann willste wieder eine rauchen. (...) Selbst wenn du wirklich (...) zwei, drei
Stunden nicht dran denkst und dann auf einmal wieder verkackst und, sag ich mal, drei
Mal hintereinander nicht schaffst, dann willste eine rauchen. Weil das war friher immer

so, da haste einen geraucht, bist runtergekommen, ganz cool.” (K2: 644-654)
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Sonstige hemmende klientelbezogene Faktoren

Neben einer psychischen Erkrankung und/oder Drogenabhangigkeit wurden in den Inter-
views weitere Hindernisse genannt, die sich direkt auf die Hilfesuchenden beziehen. Dabei
wurden haufig Klient/-innen beschrieben, die fir die Hilfe nach § 67 ff. SGB XII noch nicht
Jreif’ und dadurch schlicht Gberfordert seien, z. B. bei Behérdengangen (T1: 709 f.). Die Mit-
wirkungsbereitschaft sei aber eine der Grundvoraussetzungen in den 67er-Hilfen, wie eine
der interviewten Sozialamtskolleginnen betont: ,Und wenn die nicht da ist, geht gar nichts.
(B3: 247) Im Zweifelsfall sei es besser, die Hilfe voriibergehend zu beenden, wie der Sozial-

arbeiter eines freien Tragers erklart:

+[1]n der Hilfe entsteht nattrlich auch ein grofRer Veranderungsdruck, haufig, die Leute
merken, ja okay, mit den Entscheidungen, mit denen ich mein Leben bisher gestaltet
habe, komme ich nicht weiter, damit gerate ich immer wieder in Situationen, wo ich Hil-
fe brauche, was kann ich @ndern. Gerade eine Anderung ist fiir viele Leute sehr
schwierig, sehr schmerzhaft, okay, diese Einschatzung, ich bin aber noch nicht soweit,
aber vielleicht komme ich in einem Jahr noch mal wieder oder ich guck mich noch mal
um, ob ich andere Hilfen bekomme.” (T1: 539-547)

Viele Hilfesuchende stiinden unter enormem Stress, den sie in die Hilfebeziehung mit ein-
brachten: ,Die Klienten bringen manchmal einen ganz schénen Druck mit, auch manchmal
ganz hohe Fahigkeiten, den Betreuer/die Betreuerin konfus zu machen, vor allem wenn es
um Familien geht.” (T1: 286-288) Aus der Sicht der Hilfesuchenden fiihrt so etwas zu dem
Geflhl, nicht ausreichend Zeit fir Gesprache bekommen zu haben (K1: 148-159). Auf der
anderen Seite werden Klient/-innen beschrieben, die sich zu spat melden (T1: 376-381) bzw.
regelmafig Termine nicht wahrnehmen: ,[E]s gibt natirlich die Klienten, wo..., da lauft ein-
fach nichts. Die kommen jedes zweite Mal nie, und dann machen sie einfach nischt.”
(a. a. O.: 484-486) Haufig kann dies auf grundsatzliche Beziehungsschwierigkeiten zuriick-
gefuhrt werden (vgl. B2: 876 f.). So seien viele Biografien ,gepragt durch Abbriiche, die (...)
nicht gut gestaltet worden sind. Das ist das Muster.” (T1: 522 f.) Dieses ,Muster’ fuhre dazu,
dass sogar erfolgreiche verlaufene Maf3nahmen damit enden, dass jemand letztendlich ein-
fach wegbleibt (a. a. O.: 525 1.).

Die von uns interviewten Klient/-innen z&hlen dariiber hinaus einige ,schlechte Charakterei-
genschaften’ auf, die den Hilfeverlauf negativ beeinflussen kénnen bzw. beeinflusst haben.
So bezeichnet sich der eine als ,faul* (K1: 53) und ,trage” (a. a. O.: 141), ein anderer berich-
tet von seiner fehlenden emotionalen Steuerung, die auch in belanglosen Situationen zu
Wutausbrtichen fihren kénne (K2: 408-425). Fir die professionellen Helfer/-innen ist es zu-

dem h&ufig schwer, mit dem sehr heterogenen Auftreten der Klient/-innen ihnen gegenuber
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umzugehen, so gebe es sehr fordernde Menschen, und im Gegensatz dazu ,Mauschen®, die

sich keinen Raum nehmen wiirden (T1: 135-142).

Weitere Schilderungen in diesem Kontext beziehen sich auf andere Bewohner/-innen, die
Klient/-innen beeintrachtigen, belastigen und sogar gefahrden kénnten (T2: 376-394). Einige
von diesen teilweise gewalttatig auftretenden Klient/-innen hétten ,auch schon einen gewis-
sen Ruf in den Einrichtungen® (T3: 347 f.) Auch einer der von uns befragten Klienten erzahlte
im Gesprach ausfuhrlich von ,ubelsten Knippel[n]* (K2: 172) und gefahrlichen Situationen
unter Waffeneinsatz. Z. T. kommt es auch zu gruppendynamischen Prozessen in den Ein-

richtungen, die den Erfolg der Hilfe gefahrden kdnnen (T3: 114 f.).

Daneben kénnen auch so formale Dinge wie ein Schufa-Eintrag - im Kontext der Wohnungs-
suche - (K3: 29-35) und eine fehlende berufliche Qualifizierung (a. a. O.: 667-687) den Erfolg
der Hilfe gefahrden.

Wirtschaftliche Aspekte

Alle von uns befragten Professionellen haben Wirtschaftlichkeitsaspekte im Sinne eines
massiv gestiegenen Kostendrucks als hemmenden Faktor in der Hilfe nach § 67 ff. SGB XII
genannt. Eine der Sozialamtskolleginnen fiihrt dies u. a. auch auf die Einfihrung des Leis-

tungstyp-Systems zuriick:

J[S]eit wir diese Diskussion mit den Leistungstypen fuhren und fihren missen, weil wir
ja die Leute eintiten mussen, egal wie, (...) und seitdem das Budget (...), seitdem der
Kostendruck hoher geworden ist, nimmt es zu, (...) die Tendenz abzuwehren.” (B2:
326-330)

Hier kommen also gleich mehrere Faktoren zusammen: Die Einfihrung eines neuen Sys-
tems, das eine Zuordnung der Klientel in festgelegte Leistungstypen erfordert, sowie der
Kostendruck aufgrund des kleiner gewordenen Budgets. Fur die Leistungserbringer bedeutet
dies, dass sie zunehmend ,gar nicht mehr um Inhalte kAmpfen (...) sondern (...) darum, (...)
Gelder tGberhaupt zu bekommen.” (T3: 757-759) Z. T. wirden aufgrund des Kostendrucks —
bis zu einem gewissen Punkt - auch Klient/-innen aufgenommen, die als kritisch bzw. nicht

geeignet fur die Einrichtung angesehen wurden (T2: 261-275).

Bestimmte Leistungen der freien Trager seien zudem gar nicht gegenfinanziert, wie der So-

zialarbeiter eines freien Trégers berichtet:

,und wenn sich hier jemand meldet, dann bekommt er auf alle Falle eine Beratung (...)
und dann wird eben geschaut, ist da ein Hilfebedarf nach 67 oder nicht. Und (...) das

ist ja in keiner Weise gegenfinanziert.” (T1: 323-327)
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Auch hétte es in den letzten Jahren keine (finanzielle) Anpassung der Leistungstypen gege-
ben (a. a. O.: 297 f.). Die Sozialarbeiterin eines freien Tragers weist darauf hin, dass sich
auch mit der Einfihrung von Hartz IV wirtschaftliche Probleme ergeben hétten, da sie nun
haufig mit zwei verschiedenen Behorden verhandeln missten, um ihre Leistungen (Kosten
der Unterkunft/personliche Hilfen nach 8 67 ff. SGB XIlI) finanziert zu bekommen (T3: 661-
672).

Aufgrund des Kostendrucks auf Seiten der Sozialamter wirden MaRhahmen nach § 67 ff.
SGB XII nicht mehr ausreichend lange finanziert werden. Hierdurch wirden Hilfen z. T. wider
besseren Wissens abgebrochen, ,und wir alle, und auch sie [die Sachbearbeiterin, SG] weil3,
das ist das Falsche" (T3: 905 f.). Eine andere Kollegin geht in ihrer Kritik noch weiter:
.[W]enn manche Bezirke sagen, nach 'nem halben Jahr ist Schluss mit stationar, dann muss
es anders weiter gehen, dann gibt es ja dafiir keine gesetzliche Grundlage. (T2: 464-466)

Fur die Betroffenen bedeute dies, dass sie

-nhur noch im 2-, 3-Monatsrhythmus denken. Und immer denken, bis dahin missen sie
alles geklart haben, weil dann lassen sie sich gar nicht mehr auf die Hilfeprozesse oder
Veradnderungsprozesse mehr ein, sondern sind quasi auf Wohnungssuche.” (a. a. O.:
174-178, vgl. T3: 309-327)

Eine der interviewten Sozialamtskolleginnen ist allerdings der Auffassung, dass es sehr wohl

,Richtwerte’ fiir die Aufenthaltsdauer geben sollte:

.Eine Orientierung ist fir mich sicher die irgendwo, irgendwann mal geschriebenen
oder besprochenen achtzehn Monate bei ambulanten Hilfen. Und ich bin immer der
Auffassung, dass man solche Zeitraume als Richtwerte nehmen sollte, und dass es
immer auch Mdoglichkeiten geben kann, sie zu Uberschreiten. Und das muss dann aber
nachvollziehbar sein, ja? Also ich bin auch der Auffassung, dass man in der Regel
nicht langer als sechs Monate in einem Ubergangswohnhaus verbringen sollte, weil
(...) in der Regel ja inzwischen auch erwiesenermaf3en sechs Monate so ein Zeitraum

sind, wo man sich in bestimmte Dinge eingewdhnt, ja?“ (B1: 478-487)

Durch den Kostendruck konkurrieren also nicht nur die unterschiedlichen Trager miteinander,
sondern auch die unterschiedlichen Leistungstypen. Die stationdren Angebote, vor allem die

Kriseneinrichtungen, sind dabei aus Sicht der Sozialhilfetrager ,zu teuer’:

sD]ie Krisenhauser zum Beispiel (...), die sind ja als stationar eingestuft, und die sind
defizitar, also fur uns. Das heil3t, wir missen gucken, moglichst schnell Leute da raus-
zukriegen. Was eventuell dann auch dazu fihrt, dass die Zeit zu kurz ist, um (...) eine
verniinftige Anschlusshilfe zu finden. Aber (...) der Kostendruck, der ist da maflRgebend
oft, leider.” (B2: 349-355)
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Dies erhtht wiederum den Druck auf die stationéren Hilfen, die Betroffenen moglichst defizi-
téar und problembelastet zu beschreiben (T3: 631-634). Diese Kollegin beschreibt dartuber

hinaus kuriose Situationen:

J[Jletzt in der Woche der Gesundheit, (...) da fordern sie alle, ob Sozialpsychiatrischer
Dienst, ob Soziale Wohnhilfe, sie alle fordern (...) Einrichtungstypen wie unsere. Und
wenn ich dann aufstehe und sage: ,Uns gibt's schon’, dann ist schnell die Frage: ,Wie
teuer?’ Und dann sind wir schon nicht mehr dabei. Alles muss irgendwie 25 Euro kos-
ten (...)." (a. a. O.: 1022-1027)

Auch einer der von uns befragten Klient/-innen hat diese Wirtschaftlichkeitsaspekte schon
am eigenen Leib verspirt. Musste er auf die Zusage, in eine Kriseneinrichtung ziehen zu
kénnen, noch sehr lange warten, war die Anschlusshilfe in eine (sehr viel preiswertere) am-
bulante Hilfe spater kein Problem (K1: 171-179). Derselbe Betroffene monierte allerdings, es
sei in der ersten Einrichtung nur ums ,Geldscheffeln* gegangen (a. a. O.: 197). ,Und dass

dabei die Klienten zu kurz kommen, find ich krass.” (a. a. O.: 198 f.)

Personalbezogene Hindernisse

Vor allem den Bezugsbetreuer/-innen der freien Trager wird ein gro3er Einfluss auf den Er-
folg einer Malinahme zugeschrieben: ,Sozialarbeit ist Beziehungsarbeit. Und wenn es da auf
der Ebene nicht funktioniert, dann ist ein Teil des Erfolges erschwert” (B2: 476 f.). Die Bezie-
hungsebene kann allerdings nur funktionieren, wenn auch ausreichend Zeit fir die Klient/-
innen vorhanden ist. Moniert wird in diesem Zusammenhang, wenn zu viele Hilfesuchenden
auf einmal betreut werden (missen), z. T. auch Uber den vorgesehenen Personalschliissel
hinaus (T1: 820-824). Auch einer der interviewten Klienten berichtete von diesem Problem:
»ES war nicht so viel Zeit da. Es gab nattrlich auch noch andere Klienten, ne?* (K1: 158 f.).
Auch auf Seiten der Sozialamter wurden fehlende personelle Ressourcen beméngelt, so ist
eine der Befragten fir 150 Falle zustéandig und kénne nur alle paar Monate Hilfekonferenzen

durchfiihren. Diese seien allerdings sehr wichtig:

.Einfach, um mit dem Klienten im Gespréch zu bleiben und zu gucken, um die Hilfezie-
le abzugleichen: Wollen noch alle dasselbe? Haufig sind ja Heerscharen von Sozialar-

beitern um so einen Klienten versammelt.” (B3: 187-189)

In diesem Zusammenhang berichtet ein Klient von haufigen Betreuerwechseln, auch durch
eine hohe Fluktuation innerhalb des Tragers (K1: 187 f., vgl. B2: 876-880). Auch sollten sei-
ner Ansicht nach Streitigkeiten im Team nicht nach auf3en getragen werden (K1: 331 f.). Be-
stimmte Haltungen von Sozialarbeiter/-innen empfindet in diesem Zusammenhang die Kolle-

gin einer Sozialen Wohnhilfe als hinderlich:
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~Was ich sehr schwierig finde, ist, oder fir mich auch erfolgshemmend ware, sind Be-
treuer, die Uberwiegend einen Firsorgeansatz haben und wenig, wenig dahingehend
arbeiten, dass die Betroffenen ihre eigenen oder ihre Selbsthilfepotenziale, (...) dass
die Klienten ihre Dinge selber in die Hand nehmen, die dabei aber auch unterstiitzen.
Das, find ich, ist erfolgsmindernd.” (B1: 155-160)

Sonstige hemmende Faktoren

Als sonstiger hemmender Faktor wurde von den freien Tragern haufig das Problem genannt,
dass sie mit 12 verschiedenen Bezirksamtern zu tun hétten, die alle unterschiedlich agieren
wirden (z. B. T1: 670-672). Drastisch driickt dies die Sozialarbeiterin eines Ubergangshau-
ses aus: ,Dass jeder Bezirk seine eigenen Gesetze schreibt, das geht nicht.” (T2: 490) Hier
fordert sie auch eine starkere Einmischung der zustéandigen Senatsverwaltung (a. a. O.: 486-
489). Besonders belastend ist fur die freien Trager auch die Verhandlung mit Sozialhilfetra-
gern anderer Bundeslander: ,[D]as Schlimmste ist die Kostenzustandigkeit. (..) Wir kdnnen
nichts machen, wenn sich zum Beispiel das Land Brandenburg mit Berlin nicht einig ist.”

(T3: 569-572) Dies bestéatigt auch eine Sozialamtskollegin anhand eines konkreten Beispiels:

L[N dem Fall war fir (...) unser Haus unstrittig, dass wir nicht Kostentrager sein kon-
nen. Und der Kostentrager des anderen Bundeslandes hat die Leistung abgelehnt. Und
so ging das halt also wirklich tGber einen langen Zeitraum hin und her. Und die [Einrich-
tung, SG] hatte nur die Chance, zum Gericht zu gehen und das halt auf dem Rechts-
weg klaren zu lassen.” (B1: 354-359)

Ein Sozialarbeiter eines freien Tragers benennt als ein weiteres Problem die Gesamthilfepla-
nung des Sozialhilfetragers, die manchmal ,drunter und druber” gehe (T1: 230). Weiter wur-
de von einer Interviewten erwahnt, dass Trager teilweise versuchten Klient/-innen an sich zu
binden, ohne dem Hilfebedarf auch gerecht zu werden (B1: 161-166). Auch ein schlechter
Zustand der Unterkunft bzw. der Tragerwohnung (K1: 363-367) sowie fehlende bzw. nicht
adaquate Nachsorgeeinrichtungen fur bestimmte Klient/-innen (T3: 1196-1205) seien Er-
folgshindernisse. Daneben wird der hohe Begleitungsaufwand zu den JobCentern von einer
Sozialamtskollegin moniert: ,Da geht eben viel Zeit ins Land, auch Betreuungszeit, die ja
teuer bezahlt wird* (B3: 214 f.). Eine Kollegin erwahnt die grundsatzliche ,Nicht-Flexibilitat
der 67er-Einrichtungen” (T3: 485), eine Sozialamtskollegin ist der Ansicht, ,Frauen mit Kin-
dern (...) haben eigentlich im 67 tGberhaupt gar nichts zu suchen* (B1: 293 1.).

Interessant ist, dass auch die unterschiedlichen Ansichten von Sozialhilfetragern, Leistungs-
erbringern und Klient/-innen von mehreren Interviewten als Hindernis angesehen werden
(z. B. B1:109-111, T3: 108-110, vgl. Abschnitt 7.1).
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7.6  Erfolgskontrolle und Qualitatssicherung

Unsere sechs Professionellen haben wir auch gefragt, ob Instrumente der Erfolgskontrolle in
inrer Behorde/Einrichtung existieren. Fur zwei der drei Sozialen Wohnhilfen wurde dies zu-
nachst verneint (B2: 570-576, B3: 355-363). Bei weiteren Nachfragen wurde dann deutlich,
dass in den Behérden, deren Mitarbeiterinnen von uns befragt wurden, keine institutionali-
sierten Erfolgskontrollen eingerichtet sind, sondern lediglich fallbezogen agiert wird, z. B.
durch Wiedervorlage von Akten (B2: 142-144) und die bewusste Wahrnehmung von Ruick-
meldungen durch Klient/-innen (B3: 116-120). Sowohl von den Sozialarbeiterinnen der Sozi-
alamter als auch von denen der freien Trager wurden aufl3erdem als einzelfallbezogene Mittel
genannt: Helferkonferenzen (z. B. T1: 125, B3: 160 f.) sowie Fallbesprechungen bei Team-
sitzungen und Supervisionen (z. B. T2: 352, B3: 385).

Eine Kollegin einer Sozialen Wohnhilfe gab an, umfangreiche Statistiken fihren zu mussen,
dies bestatigten alle Sozialarbeiter/-innen der freien Trager (B3: 390-392, T1: 408-411). Die
freien Trager sind zudem verpflichtet, einen standardisierten Jahresbericht zu erstellen (T1:
403-405, T2: 347). Auch die regelméaRige Fortschreibung der Hilfeplanung gehort zu den
Pflichten der 67er-Einrichtungen. Nicht immer wird dies von den Mitarbeiter/-innen gern

Ubernommen, wie ein Kollege beschreibt:

.[S]o ein bisschen ist es uns ja mal aufgedriickt worden, zum Gllck, diese Hilfeplanung
wirklich monatlich fortzuschreiben (....) Das fihrt natirlich auch zu Widerstanden: ,Wa-
rum missen wir das machen?’ und so, aber eigentlich ist es eine gute Sache, sich im-
mer wieder die Ubereinkunft zu holen zwischen Sozialarbeitern und Klienten: Was ma-
chen wir? In welche Richtung geht es?* (T1: 101-108)

Uber diese Verpflichtungen hinausgehende Erfolgskontrollen, z. B. im Sinne institutionalisier-
ter und regelmafiger Evaluationen, werden nicht durchgefuhrt, obwohl ein Mitarbeiter eines
freien Tragers hierzu betont: ,Also das kdnnten wir noch haufiger machen, so unsere interne
Evaluation, wie verlaufen die Félle. (...) Ich habe viel mehr Daten im Rechner, als ich eigent-

lich auswerte.“ (T1: 430-438) Die Mitarbeiterin aus der Kriseneinrichtung berichtet Ahnliches:

.[D]ie Kundenzufriedenheitsabfrage, die machen wir auch und gucken, wie die Leute
sich hier wohlfiihlen. Die machen wir aber nicht jeden Tag, sondern die machen wir nur

SO zuppzuppzupp sporadisch.” (T3: 821-824)

Die hier zitierte Kollegin ist auRerdem Qualitéatsbeauftragte ihrer Einrichtung, und der Trager
hat ein Qualitatshandbuch entwickelt (a. a. O.: 793 f., vgl. T1: 145). Auch Vernetzungs- und

Gremienarbeit wird von ihr als Qualitatskontrolle benannt (a. a. O.: 803-806).
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7.7 Empfehlungen der Interviewten

Am Ende unserer Interviews haben wir gefragt, welche Empfehlungen unsere Befragten flr
eine Optimierung des Hilfesystems hatten. Da die Schnittstellen zur Jugendhilfe, Eingliede-
rungshilfe vorab als sehr problematisch beschrieben worden waren (s. Abschnitt 7.5), wurde
eine verbesserte Kooperation mit diesen Hilfesystemen schlissigerweise von mehreren Pro-
fessionellen an erster Stelle genannt. Fir einen Kollegen eines freien Tréagers stand in die-
sem Zusammenhang die schnelle Weitervermittiung im Vordergrund: ,[D]ass man relativ
zugig in eine 53er-Mallnahme vermitteln kann, relativ zugig in eine Jugendhilfemal3nahme
vermitteln kann, die Warteliste bei der Schuldnerberatung nicht ewig ist.” (T1: 695-698) Fur
eine Sozialamtskollegin ging es eher darum, die Angebote an den Schnittstellen in die fur sie

passenderen Hilfesysteme zu verorten:

,Zum Beispiel die Einrichtung XY*?, die ja deutlich sich als Anbieter fiir psychisch kran-
ke Menschen (...) definiert (...) und gleichzeitig aber eine Malihahme nach 67 sein will,
weil nicht im herrschenden Psychiatriesystem enthalten. Da ist im Grunde von vorne-
herein ein Konflikt vorprogrammiert, ja?"* (B1: 718-725, vgl. B2: 809-836)

Hinsichtlich der Kooperation mit den JobCentern wurde vorgeschlagen, dass diese jeden
Wohnungsnotfall (gemeint waren vor allem Préaventionsfélle) an die Fachstellen/Sozialen
Wohnhilfen schicken sollen (T1: 642-649) und/oder in den JobCentern spezielle Anlaufstel-
len fur Wohnungsnotstelle eingerichtet wirden, die dann die Fallzustandigkeit hatten
(a. a. O.: 769-761). Eine Sozialamtskollegin winscht sich klassische Fachstellen wie 1987 in
Koln entwickelt (B3: 260).

Den meisten Raum nahm in den Interviews bei der Frage nach der Verbesserung des Hilfe-
systems die Moglichkeit flexiblerer Hilfeangebote ein. Hier gab es mehrere Denkansatze, z.
B. die Schaffung eines Leistungstyps ,Clearingstelle’ fir die Klientel an der Schnittstelle zwi-
schen § 67 und 53 SGB XII:

,Also so dhnlich wie der Trager Z das vorhalt in Schéneberg in der R-straRe™?, so eine
Clearingeinrichtung, wo man noch mal so guckt (...) wo der [Klient, SG] hingehort und

wie man jetzt die optimale Hilfe vermitteln kann.” (B3: 627-633)

Die Kollegin einer Kriseneinrichtung winscht sich ein spezifisches Betreutes Einzelwohnen
als Nachsorge fur ihre Klientel, eventuell in Form eines Apartmentwohnens (T3: 1073-1082).
Andere Interviewte sind der Ansicht, dass eine Mischfinanzierung, z. B. bei psychisch kran-

ken Wohnungslosen, méglich sein sollte:

12" Kriseneinrichtung (anonymisiert)

3 Keine MaRnahme nach § 67 ff. SGB XlI (anonymisiert)
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.[D]as hielRe, dass wahrscheinlich die normalen Kosteniibernahmen bei sozialen
Schwierigkeiten uber die sozialen Wohnhilfen laufen, aber vielleicht Giber den Topf der
Wiedereingliederungshilfe dann zusétzliche Stunden erméglicht wirden. Vielleicht
auch durch spezialisiertes Personal, misste man gucken, wieweit die Einrichtungen
das jeweils schon vorhalten oder nicht.” (T2: 521-526, vgl. T3: 969-971)

Diese Idee der Mischfinanzierung ist eng verknupft mit der Moglichkeit, die vorhandenen
Leistungstypen durch Module zu erganzen: ,[A]ndrerseits fande ich sehr interessant, (...) zu
den Leistungstypen (...) einzelne Module einzufiihren, die [ein] individuelleres Arbeiten mit
den Hilfebedurftigen moéglich machen” (T2: 505-507). So kénnten z. B. auch die erforderli-
chen Fallleistungsstunden individueller ermittelt werden (T3: 1169-1178). Als Praventions-
mafinahme kénnte mit diesem Modell fir bestimmte Klient/-innen auch eine ,Dauerprasenz”
in groReren Abstanden gewabhrleistet werden, obwohl sich dies mit dem nicht auf Dauer an-
gelegten Charakter der 67er-Hilfen beiRen wirde (T1: 731-736).

Fur mehrere Interviewte ist der Leistungstyp ,Kriseneinrichtung’ noch nicht optimal ausgestal-
tet. Wahrend die Sozialarbeiterin einer solchen Einrichtung gern bereits friiher als erst in ei-
ner akuten Krisensituation tatig werden mochte, und dafiir auch auf eine Verortung im Be-
reich 8 67 ff. SGB XlI verzichten wirde (T3: 180-182), wirde eine Sozialamtskollegin die
Kriseneinrichtungen am liebsten komplett aus dem Bereich des SGB XII streichen und daftr

mehr stationdre Einrichtungen ohne spezifische Zielvereinbarungen schaffen:

LAuch auf die Gefahr hin, dass ich mir keine Freunde mache, aber ich finde, wir brau-
chen stationdre Einrichtungen. Aber weder im Eingliederungsbereich noch im 67er-
Bereich. Wir brauchen solche Einrichtungen wie XY zum Beispiel, mit einem verninf-
tigen Betreuungsschliissel, wo die Leute sein kdnnen, ohne dass sie jetzt, wie wir es ja
definieren mussen fur die 67er, ohne dass sie ein bestimmtes Ziel erreichen missen.
Also wir brauchen so was, wo Leute bleiben kénnen mit verniunftiger Umgebung und
mit vernunftiger Betreuung, mdglichst natirlich nicht mit GbermaRigem Suchtkonsum,

aber wo man guten Gewissens Leute lassen kann." (B2: 864-873)
Dieselbe Kollegin bedauert, dass ihr Bezirk keine eigenen Unterkiinfte mehr verwaltet:

+Wir hatten [welche, SG], und die waren nicht okay. Also aus heutiger Sicht natdrlich.
Aber so was unter einer verninftigen Regie mit einem nicht nur Verwahranspruch, ich

denke, so was brauchen wir zunehmend.” (a. a. O.: 894-896)

Weitere Vorschldge betrafen z. B. die Einrichtung einer einfachen Sozialberatungsstelle, ,die

den Leuten hilft, inre Antrage ausfullen (...). Ich denke, da tut sich auch so ein bisschen was,

4 Gewerbliche Einrichtung, keine MaRnahme nach § 67 ff. SGB XII (anonymisiert).
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da gibt's in Kooperation mit dem JobCenter mittlerweile (...) Trager, die das machen* (T1:
704-708). Derselbe Kollege empfiehlt den anderen freien Tragern, nicht die gesamte finan-
zierte Zeit in die Arbeit mit den Klient/-innen zu investieren, sondern sich auch Zeit flir Koor-
dination, Fortbildung und Vernetzung zu nehmen (a. a. O.: 754-763). Eine Sozialamtskollegin
wuinscht sich eine Méglichkeit, die Nachhaltigkeit von 67er-MalRnahmen zu Uberprifen, nam-
lich ,nach einem bestimmten Zeitpunkt nachzufragen, wie ihre [der Klient/-innen, SG] aktuel-
le Situation ist* (B1: 771 f.).

Weitere Winsche ohne konkrete Umsetzungsideen waren die Verwirklichung der Rechtsan-
spriche durch die entsprechende Ausgestaltung der Hilfegewahrung (T1: 673-675) sowie die
Verbesserung der anspruchsbegriindenden Berichte seitens der Trager im Sinne konkreter
Fakten zur Umsetzung der Hilfeplanung (B1l: 651-659). Dieselbe Kollegin wirde gern eine

Akzeptanz ,auf Augenhéhe" mit den freien Tragern erreichen:

,und man kann aber, denke ich, gegenseitig die unterschiedlichen Rollen nutzen. (...)
[M]eine Mitarbeiterinnen hier haben eine gewisse Distanz zu Trager und Klient, wah-
rend die Trager ja in der Regel (...) ein intensiveres, engeres Verhéltnis auch zu dem
Klienten haben. (...) Was sicher zu anderen Sichtweisen fuhren wird, ja? (...) Und das
sollite (...) ein Ziel sein. Aber das lauft ja auch. Also (...) es gibt ja auch viele Tréager,

mit denen eine Zusammenarbeit sehr gut moglich ist, ja?* (a. a. O.: 666-678)

7.8 Fazit

,Erfolg’ wird von den verschiedenen Akteursgruppen des Hilfesystems sehr unterschiedlich
definiert, auch zeigen die Fremdeinschéatzungen (vgl. 7.1) deutlich bestehende Vorurteile auf.
Bei den forderlichen sowie hemmenden Faktoren fir einen erfolgreichen Verlauf des Hilfe-
prozesses dagegen herrscht im Wesentlichen groRe Ubereinstimmung, so werden vor allem
die Rechtsgrundlagen, personelle Ressourcen sowie die persénlichen Ressourcen der Klien-
tel als férderlich genannt. Auch das Berliner Hilfesystem mit seinen differenzierten Angebo-

ten wird positiv bewertet.

Als hemmend werden von den Professionellen in erster Linie die nicht zufriedenstellend
funktionierenden Schnittstellen zu anderen Hilfesystemen — Eingliederungshilfe, Jugendhilfe,
aber auch die JobCenter — erlebt. Die formalen Probleme wie mangelnde Abgrenzung der
Hilfen untereinander, Einsparungsdruck u. A. dominierten dabei die Diskussion und scheinen
so fast die damit zusammenhangenden Problemlagen der Klient/-innen zu Gberlagern. Nicht
die psychische Erkrankung von Wohnungslosen, ihr noch jugendliches Alter oder ihre Lang-
zeitarbeitslosigkeit scheint das Hauptproblem, sondern die birokratischen Hemmnisse, die

der notwendigen Kooperation mit den anderen Hilfesystemen im Wege stehen.
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Deutlich wurde auch, wie der allgemeine Kostendruck das Geschehen im Hilfesystem beein-
flusst. Sogar das Fehlen adaquater Erfolgskontrollen, die letztendlich Einsparungen ermaogli-

chen wirden, wird hiermit teilweise begrindet.

Interessant ist dartiber hinaus die Tatsache, dass weder geschlechtsspezifische Faktoren
noch das Thema Interkulturalitdt von den Interviewpartner/-innen im Rahmen der ,Erfolgsfra-

ge’ thematisiert wurde.
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Susanne Gerull

8.  Diskussion der theoretischen und empirischen Ergebnisse

Im Folgenden werden die theoretischen und empirischen Ergebnisse der vorliegenden Stu-
die miteinander verglichen und kritisch diskutiert. Dabei wird auch auf die Frage eingegan-
gen, ob in den neun Interviews zum Forschungsfokus ,,Erfolg’ in der Hilfe nach § 67 ff. SGB
XII* Themen aufgeworfen wurden, die bisher nicht ihren Eingang in die theoretische Fachde-
batte gefunden haben — und umgekehrt. In diesem Sinne werden an dieser Stelle die For-
schungsergebnisse komprimiert zusammengefihrt und bilden die Grundlage fir das sich

anschliel3ende Fazit und die Empfehlungen der Forschungsgruppe.

8.1 Die  Erfolgsfrage’

Was ist ein Erfolg in der Hilfe nach 8 67 ff. SGB XlI? Diese Frage ist bisher offenbar weder
von der Forschung noch von der Praxis erschopfend beantwortet oder wenigstens umfas-
send erortert worden. In der Literatur findet sich an keiner Stelle der Hinweis auf eine
Grundsatzdiskussion, lediglich isolierte Aspekte und allgemeine Themen wie Erfolgssiche-
rung werden — meist unstrittig - behandelt. So ist es nicht verwunderlich, dass auch unsere
Interviewpartner/-innen zunéchst Schwierigkeiten hatten, ihre ganz subjektive Definition von

,Erfolg’ im untersuchten Arbeitsfeld darzustellen.

,Erfolg’ in der Hilfe nach 8§ 67 ff. SGB Xll haben sie letztlich vor allem Uber folgende Aspekte
beschrieben:

e Die Erreichung von mit den Klient/-innen vereinbarten (Teil-)zielen
(z. B. B2: 57 f.; K3: 125-128)

e Die Reduzierung von Schwierigkeiten in mehreren Lebensbereichen der Klient/-innen
(z. B. T2:13-34; B2: 68 f.)

e Jeweils individuell am Einzelfall und mit nachhaltigem Ergebnis
(z. B. T1: 15-16)

Dabei wird die ,Erfolgsfrage’ von den Professionellen nach den unterschiedlichen (Berliner)
Leistungstypen differenziert bewertet. Interessant ist hier, dass die Erwartungshaltung vor
allem der Sozialamtskolleginnen sich nicht nach dem Hilfebedarf der Klient/-innen, sondern
nach der Betreuungsintensitiat (und damit den Kosten) richtet: Von einem Ubergangshaus
wird also ein groRerer (und schnellerer Erfolg) erwartet als von den ambulanten Hilfen, ob-
wohl nur Hilfesuchende mit umfassenden Problemlagen tberhaupt in diese (teureren) Mal3-
nahmen vermittelt werden. Ein Problem, mit dem auch die Kriseneinrichtungen zu kampfen
haben, die fir die Sozialamter ,defizitar seien und daher nur moglichst kurzfristig belegt wer-

den (vgl. B2: 349-355). Dieses Problem greift auch Nagel (2007) auf, der wirkungsorientierte
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Steuerungsmodelle kritisch analysiert und auf die Gefahr hinweist, dass ein finanzieller An-
reiz fur erfolgreiches Arbeiten (was auch immer als ,Erfolg’ definiert wird) die Passgenauig-
keit von individuellem Hilfebedarf und tatsdchlichem Hilfeangebot erheblich beeinflussen und

sogar verhindern kann (a. a. O.: 133 f).

Die von uns erbetenen Fremdeinschatzungen hinsichtlich der Frage nach der ,Erfolgsdefini-
tion’ zeigt dieses Dilemma des Kostendrucks (s. a. Abschnitt 8.4) auf beiden Seiten sehr
deutlich, denn in der jeweiligen Wahrnehmung lehnen die Sozialamter auch Falle ab, die
einen Rechtsanspruch auf Hilfe hatten, die freien Trager hingegen nehmen auch Menschen
ohne entsprechenden Hilfebedarf auf. Die grundsatzlich nicht auf Dauer angelegte Hilfe nach
§ 67 ff. SGB XII (vgl. Grube/Wahrendorf 2008: Rdnr. 4 zu § 68) wird dabei z. T. in eine kon-
krete Befristung umdefiniert (B1: 478-487). Eine konkrete zeitliche Begrenzung sieht das
Gesetz jedoch nicht vor (vgl. Abschnitt 2.1).

8.2 Erwartungen und ,Erfolg’ aus Sicht der Klientel

Die Frage nach dem ,Erfolg’ einer Ma3nahme nach § 67 ff. SGB XII ist eng mit den Zielen
verknipft, die zu Beginn von den unterschiedlichen Akteur/-innen formuliert werden. Seitens
der Klientel sind es meist die teils mehr, teils weniger konkret vorhandenen Erwartungen an
die Einrichtung und/oder die dort tatigen Sozialarbeiter/-innen, die als MaR3stab fiir den spéa-
teren Erfolg/Misserfolg angelegt werden kdnnen. Bei den von uns interviewten Klient/-innen
reichte die Spannbreite von eher diffusen Erwartungen bis hin zu sehr konkreten Vorstellun-
gen z. B. einer Schuldenregulierung oder Wohnungsvermittiung (z. B. K1. 109-111; K2:
290 f.). In den meisten Fallen hatten sich ihre Erwartungen erflllt, teilweise konnten jedoch
nur kleinere Schritte realisiert werden als erhofft. In unseren Interviews haben die Klient/-
innen keine Erwartungen an die Sozialhilfetrager formuliert. Monzer/Pott (2009) gehen davon
aus, dass die Klient/-innen vom Sozialhilfetrager die ,bedurfnisgerechte Versorgung® erwar-
ten und vom Leistungserbringer Qualitdt im Sinne einer Individualisierung ihrer Anliegen
(a. a. 0.: 23).

Tendenziell eher unzufrieden haben sich dagegen die psychisch kranken Wohnungslosen in
der betroffenenkontrollierten Studie von Russo/Fink (2003) positioniert, wobei hier das ge-
samte (Berliner) Hilfesystem samt niedrigschwelligen Angeboten aus Sicht der Betroffenen
untersucht wurde. Die angebotenen und gewahrten Hilfen wurden vor allem als fremdbe-
stimmte Kontrolle und ihren Lebenssituationen nicht angemessen erlebt (a. a. O.). Etwas
differenzierter au3erten sich die im Rahmen einer weiteren nutzerorientierten Studie befrag-
ten Wohnungslosen (Maar 2006). Die empirische Untersuchung prasentiert die Betroffenen
als selbstbewusst in dem Sinne, dass sie selbst darliber entscheiden, welche Angebote der
Wohnungslosenhilfe ihnen nitzlich sind und welche nicht. Psychosoziale Angebote stiinden

dabei allerdings haufig gar nicht im Vordergrund. (a. a. O.)
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8.3 Fordernde Faktoren

Eine Diskussion uber ,Erfolg’ wird bei unseren professionellen Interviewpartner/-innen fast
ausschlie3lich am Einzelfall gefuhrt, auf theoretischer Ebene findet sie kaum statt aul3er bei
der Gestaltung von Qualitdtshandbtichern und ahnlichen MaRnahmen der Qualitatssicherung
und -entwicklung. Als Uberwiegend férderlich fiir einen Erfolg der Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl
werden dabei zu allererst die gesetzlichen Grundlagen angesehen, die ein grofRes und flexib-
les Spektrum an Mdglichkeiten boten (z. B. B2: 410 f.; T3: 69-71, vgl. Abschnitt 2.1).

Als weitere Rahmenbedingungen der Hilfen werden sowohl in den Interviews als auch in der
Literatur die personellen Ressourcen auf Seiten der professionellen Unterstitzer/-innen ge-
nannt. Bei den von uns befragten Profis ging es dabei einerseits um ausreichend Personal
(z. B. B1: 442-462; vgl. Maar 2006) als auch um ausreichend aus- und fortgebildete Sozial-
arbeiter/-innen (z. B. T3: 595-620) und ein spezielles Engagement im Arbeitsfeld (z. B. T3:
419-423). Eher den Beziehungsaspekt fokussierten die von uns interviewten Betroffenen
(z. B. K2: 114-116), was anderen nutzerorientierten Studien entspricht. So haben die Befrag-
ten von Maar (2006) der Kontakt- und Beziehungsebene einen hohen Stellenwert beigemes-
sen und auch Forschungen aus angrenzenden Arbeitsfeldern belegen diesen Wirkfaktor ein-
deutig (z. B. Schrodter/Ziegler 2007; Krause u. a. 2009; vgl. Kapitel 5).

Darlber hinaus hangt der Erfolg einer 67er-Malinahme nach Ansicht aller unserer Interview-
partner/-innen vor allem von der Motivation und Eigeninitiative der Hilfesuchenden ab. Alle
anderen genannten Faktoren wie personelle Ressourcen und sonstige Rahmenbedingungen
kdénnen also nur wirksam werden, wenn die Klient/-innen an ihrer Lebenssituation tatsachlich
etwas andern wollen und hierfir auch Anstrengungen auf sich nehmen. An diesem Punkt
sind sich die von uns befragten Klient/-innen und Profis einig (z. B. K3: 725-727; B3: 132-
134). Auch in der Literatur wird die Motivation — und in diesem Kontext auch Mitwirkungsfa-
higkeit — der Hilfeempfanger/-innen als wesentliche Ressource im Unterstiitzungsprozess
gesehen. Knodel (2002) verweist dabei auf den richtigen Zeitpunkt, d. h. die notwendige zeit-
liche Kongruenz von Motivation und Hilfeangebot. Dartber hinaus betont er, dass auch
Misserfolge durchaus konstruktiv sein konnen (a. a. O.). Die von uns befragten Klient/-innen
haben zudem ge&ulert, dass auch andere Hilfeempfanger/-innen (z. B. Mitbewohner/-innen
einer Hilfeeinrichtung) im Sinne sogenannter ,role models’ motivationsférdernd sein kdnnen
(z. B. K2: 941-959).

Hinweise auf konkrete individuelle Merkmale wie Alter, Geschlecht o. A. im Sinne von Er-
folgs-/Misserfolgsparametern finden sich dagegen weder in der Literatur noch in den Inter-
views. Es scheint also auch in diesem Arbeitsfeld so zu sein, dass Zusammenhange vermu-
tet werden, aber unklar ist, welche genau dies sein kénnten (vgl. Kapitel 3). Dabei ist mittler-

weile unstrittig, dass genderspezifische Unterschiede bei wohnungslosen Menschen (vgl.
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Fichtner 2005; Enders—Dragéasser/Sellach 2005) sich auch auf den Hilfeprozess und damit
den Erfolg der Hilfe auswirken. Die unterschiedlichen Deutungsmuster und Bewaltigungs-
strategien von wohnungslosen Mannern und Frauen sind mit den im Exkurs vorgestellten
empirischen Studien (vgl. Kapitel 6) in den Fokus auch des Hilfesystems gerickt, eine kon-
krete Umsetzung der Forschungsergebnisse in den Hilfealltag ist jedoch noch nicht flachen-
deckend erfolgt. Dabei zeigen auch unsere drei Interviews mit zwei Klienten und einer Klien-
tin sehr deutlich, wie die genderspezifischen Ressourcen in der sozialarbeiterischen Praxis
genutzt werden kdnnten. So verhdlt sich die interviewte Klientin regelrecht klassisch, wenn
sie selbstinitiativ nach einem fur sie adaquaten Hilfeangebot sucht (K3: 32-41) wie auch ei-
ner der Klienten lange davon ausging, kein Problem zu haben bzw. dies alleine I6sen zu
kénnen (K1: 44-48).

8.4 Hemmende Faktoren

Noch starker als bei den férdernden Faktoren beziehen sich die Hindernisse zur Zielerrei-
chung und damit zum Erfolg in der Hilfe nach § 67 ff. SGB Xll sowohl in unseren Interviews
als auch in der recherchierten Literatur vor allem auf die Rahmenbedingungen der Hilfen und
andere strukturelle Aspekte. Im Vordergrund stehen die Schnittstellen zur Eingliederungshilfe
(SGB XIl), der Jugendhilfe (SGB VIII) sowie der Grundsicherung fir Arbeitssuchende
(SGB 11).

GroRtes Hemmnis scheinen die Abgrenzungen bzw. Uberschneidungen zur Eingliederungs-
hilfe zu sein. In der von uns ausgewerteten Literatur nimmt dies fast die Halfte der Fundstel-
len ein, dabei geht es vorrangig darum, ob bzw. unter welchen Bedingungen die Wohnungs-
losenhilfe sich tGberhaupt fur psychisch kranke Wohnungslose zustéandig erklaren sollte (z. B.
Romaus/Gaupp 2003; AKWO 2002; Drgala 2008). In der betroffenenkontrollierten Studie von
Russo/Fink (2003) wird das vorhandene Hilfeangebot der Wohnungslosenhilfe als eher in-
adaquat beschrieben, dies deckt sich mit den Einschatzungen unserer Interviewpartner/-
innen, die die Wohnungslosenhilfe in Berlin als ,,Auffangbecken” (B2: 794) bezeichnen, ohne
dass adaquate Hilfen fur die Betroffenen an der Schnittstelle geleistet werden kdnnten.
Schwierig scheint aber weniger die Rechtslage an sich zu sein, die durchaus Abgrenzungen
vorgibt (vgl. AKWO 2002), als fehlende Verfahrensregeln (z. B. B2: 825) und fehlende
niedrigschwellige Angebote in der Verantwortung der Eingliederungshilfe (z. B. B1: 242-246).
Besonders problematisch ist die Situation fur Suchtmittelabh&ngige. Das Hilfesystem fur

Wohnungslose bietet i. d. R. keinen ,trockenen’ Rahmen (vgl. B1: 173-175).

Interessanterweise werden lediglich in unseren Interviews auch die psychischen Erkrankun-
gen selbst (vor allem bei Suchterkrankten) als Hemmnis zur Zielerreichung in den Hilfen
nach § 67 ff. SGB XlI beschrieben, in der von uns ausgewerteten Literatur taucht dies als

Thema nicht auf. So beschreiben die befragten Kolleg/-innen, wie eine Suchterkrankung das
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Aushandeln von Zielvereinbarungen mit den Hilfeempfanger/-innen erschwert (z. B. Bl:
378 f.) und wie trotz vorhandener Motivation, an ihrer Lebenssituation etwas zu veréndern,
die Betroffenen immer wieder in alte Muster zurickfallen wirden (z. B. T3: 135-139). Allein
die Tatsache, dass Geld fur die Beschaffung von Alkohol und/oder anderen Drogen benétigt
wird, fihrt zu massiven Schwierigkeiten, und die Suchtmittel selbst wirken sich negativ auf
Motivation und Belastbarkeit aus, wie ein Klient selbstkritisch im Interview anmerkt (K2: 322-
324).

Auch fir die Zielgruppe der jungen Erwachsenen mit der Schnittstelle zum 8§ 41 SGB VIl
werden sowohl in der Literatur als auch in unseren Interviews ausschlie3lich Erfolgshemm-
nisse aufgrund von Zustandigkeits- und Abgrenzungsproblemen beschrieben. Auch hier
scheinen die Betroffenen an der Schnittstelle aufgerieben zu werden, da sie im Zweifelsfall
gar keine der moglichen Hilfen bekommen wirden (z. B. T1: 311; B1: 320-330). Bundesweit
wird ein Ruckgang der Hilfen nach 8 41 SGB VIl festgestellt (Nisken 2006; vgl. BAG W
2004a), was vor allem auf die restriktivere Leistungsgewahrung zurtckgefuhrt wird (z. B. FV
2005: 81, vgl. B1: 260-266). Problematisch ist dies vor allem, weil von allen Seiten die Be-
sonderheit dieser Klientel gesehen wird. Sie hatten einen ,Nachreifungsbedarf* (B3: 287)
und die Hilfeangebote im Rahmen des § 67 ff. SGB XII seien allein von den zeitlichen Res-
sourcen her nicht ausreichend (T1: 262). In der umfassenden Studie von Nothbaum u. a.
(2004) werden die besonderen Notlagen dieser Zielgruppe neben der verlangerten Adoles-
zenzphase (oder als Ausdruck dieser) mit Drogenproblemen, fehlenden Schulabschlissen

etc. ausfuhrlich beschrieben.

Als dritte problematische Schnittstelle wird die zum SGB Il beschrieben, wobei es hier weni-
ger um konkurrierende Unterstitzungsangebote geht als um die oftmals problematische Zu-
sammenarbeit mit den JobCentern. Die im Rahmen des SGB Il verlangte Mitwirkung kann
von Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten oftmals nicht realisiert werden, was
zu Sanktionen bis hin zum Wohnungsverlust filhren kann (vgl. Claus 2008: 126). Funktionie-
rende Kooperationen gebe es nur wenige (vgl. z. B. Henniger 2008) und oftmals stiinden
sich die verschiedenen Hilfesysteme sogar diametral gegenuber (Strunk 2007). Unsere In-
terviewpartner/-innen bestéatigen diese Probleme und verweisen dabei auf den hohen Zeit-
aufwand im Rahmen der sozialarbeiterischen Unterstiitzung, der z. B. durch die Begleitung
zu den JobCentern anfallt (z. B. B3: 214 f.). Die Empfehlung, in den JobCentern spezielle
Anlaufstellen fur Wohnungslose einzurichten, findet sich dabei sowohl in der Literatur (z. B.
DV 2008) als auch in unseren Interviews (z. B. T1: 769-761).

Das Thema ,Schnittstellen’ ist, wie bereits beschrieben, eng mit dem Aspekt von Wirtschaft-
lichkeit bzw. (in der Negation) des Kostendrucks verknipft. Die vom Forschungsverbund

befragten Leistungserbringer beschrieben zeitliche Begrenzungen der Hilfen bis hin zu einer
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(im Gesetz gar nicht vorgesehenen) Hochstdauer von 18 Monaten (FV 2005: 82). Diese zeit-
liche Limitierung fand sich als Forderung auch in unseren Interviews, und zwar bei den be-
fragten Sozialhilfetragern (z. B. B1: 478-487), hier wurde fir bestimmte Leistungstypen sogar
eine deutlich geringere Aufenthaltsdauer praferiert (a. a. O.). Der allseits vorhandene Kos-
tendruck fuhrt dabei z. T. zu einer restriktiven Hilfegewahrung (z. B. T3: 1022-1027), was
sich nicht nur auf die MaRnahmetrager, sondern auch auf die dort unterstitzten Klient/-innen
auswirkt, die ,nur noch im 2-, 3-Monatsrhythmus denken® (T2: 174) und sich auf eine lang-
fristigere Hilfeplanung gar nicht mehr einlassen kdnnen. Auch die Sozialhilfetrdger spiren
diesen Druck durch das eingeflihrte Kosten- und Leistungsrecht, das die Ausgaben der ver-

schiedenen Sozialhilfetrager innerhalb Berlins miteinander vergleicht (z. B. B2: 349-355).

Interessant ist dabei im Berliner Kontext, dass die Bewilligung der 67er-Maflihahmen sich in
den 12 Berliner Bezirken massiv unterscheidet. Die Wahrnehmung unserer Interviewpart-
ner/-innen, vor allem auf Tragerseite, dass ,jeder Bezirk seine eigenen Gesetze schreibt"
(T2: 490), wird durch die tatsachlichen Fallzahlen bestatigt, wie die Statistik der Senatsver-
waltung fir Soziales zeigt. Allein bei den Hilfetagen 2007 gibt es Bezirke, die nur 1/10 der
Leistungen des ,grof3zugigsten’ Bezirks bewilligt haben (SenintArbSoz 2008), was nicht al-
lein mit unterschiedlichen Sozialstrukturen oder organisatorischen Rahmenbedingungen be-
grindet werden kann, sondern auf eine deutlich differierende Entscheidungspraxis (und da-

mit Auslegung der gesetzlichen Grundlagen) hinweist.

Wie bei den férdernden Faktoren bereits beschrieben, wird der Beziehungsarbeit im Rahmen
des § 67 ff. SGB XlI von allen Akteur/-innen eine grol3e Relevanz zugemessen. Dies kann
sich selbstverstandlich nicht nur positiv, sondern auch negativ auswirken. Fehlende zeitliche
Ressourcen wurden in unseren Interviews sowohl von professioneller Seite als auch von den
Klient/-innen erwéhnt (z. B. T1: 820-824; K1: 158 f.). Aber auch das professionelle Verstand-
nis von Sozialer Arbeit (FUrsorge vs. Unterstitzung des Selbsthilfepotenzials, vgl. B1: 155-
160) kann den Erfolg der MaRBnahme behindern, die ja bestenfalls eine Uberwindung der
sozialen Schwierigkeiten ermdoglichen soll (vgl. Kapitel 2). Knodels Forderung nach mehr

Empowerment in der Unterstitzungsarbeit zielt in dieselbe Richtung (a. a. O.: 2002).

8.5 Erfolgskontrolle und Qualitatssicherung

Wie die Literaturrecherche ergeben hat, sind im Bereich der Hilfen nach § 67 ff. SGB XIlI
eher selten systematisierte Erfolgskontrollen zu finden. Sie sind, wenn Uberhaupt vorhanden,
ausschlie3lich quantitativ gefihrt und beschranken sich i. d. R. auf die Erhebung abge-
schlossener oder abgebrochener HilfemaBhahmen (FV 2005: 83). Ob eine abgeschlossene
Maflnahme immer ein Erfolgsfall bzw. eine abgebrochene immer ein Misserfolgsfall, wird
dabei nicht bericksichtigt (vgl. Gerull 2006). Bei unseren Interviewpartner/-innen der Sozia-

len Wohnhilfen finden keinerlei institutionalisierten Erfolgskontrollen statt (z. B. B2: 570-576;
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B3: 355-363), und auch bei den befragten freien Tradgern wurde eingeraumt, dass Erfolgs-

kontrollen viel zu selten erfolgen wiirden (T1: 430-438).

Wie der Forschungsverbund feststellte, werden die Nutzer/-innen selbst selten in die Mal3-
nahmen der Erfolgskontrolle und Qualitatssicherung einbezogen (FV 2005: 83). Kennzahlen
allein reichten zudem nicht aus, wie auch Nagel (2007) beméangelt, denn die Frage, wie denn
bestimmte MaRRnahmen wirken, kann dadurch nicht erfasst werden (vgl. Kapitel 3). So ist es
nicht verwunderlich, dass die umfangreichen Statistiken, die gleichwohl von Kommunen (in
Berlin: Bezirksamtern) und den Anbietern der Leistungen nach § 67 ff. SGB XlII gefordert
werden, eher ungern und durchaus mit Misstrauen gefuhrt werden (z. B. T1: 101-108; vgl.
Gerull 2006). Hier schlief3t sich dann der Kreis, denn ohne eine qualitativ gefuhrte ,Erfolgs-

debatte’ nitzt die beste Statistik nichts.

8.6 Empfehlungen

Die Empfehlungen unserer Interviewpartner/-innen zur Optimierung des Hilfesystems gehen
vor allem in die Richtung einer stérkeren Flexibilisierung der Leistungstypen inklusive eines
mdaglichen Modulsystems, um noch individueller und damit passgenauer auf die Problemla-
gen der Hilfesuchenden eingehen zu kénnen (z. B. T3: 969-971; T2: 505-507). Auch in der
recherchierten Literatur finden sich diese Vorschlage (z. B. AKWO 2002 fir den Personen-
kreis der psychisch Kranken). Auch die bessere Vernetzung und Kooperation zwischen den
Hilfesystemen wird sowohl in der Literatur (z. B. DV 2008; Simon 2007) als auch in unseren

Interviews (z. B. T1: 754-763) gewlnscht und gefordert.

Andere Empfehlungen unserer Interviewpartner/-innen beziehen sich vor allem auf die spezi-
fische Berliner Situation. Mit dem Leistungstyp Kriseneinrichtung bspw. sind die Akteur/-
innen beider Seiten eher unzufrieden, wobei auch hier das Pferd z. T. von der falschen Seite
aufgezaumt wird: So fuhrt die von einigen Interviewten als nicht ausreichend angesehene
Abgrenzung zur Eingliederungshilfe dazu, den Leistungstyp gleich ganz abschaffen zu wol-
len (B2: 864-873). In dieselbe Richtung argumentiert Drgala (2008), der das Hilfesystem
nach § 67 ff. SGB XII fur die Zielgruppe der psychisch kranken und suchtkranken Woh-
nungslosen fur nicht geeignet halt. Er schlagt daher vor, die Verantwortung fir diesen Per-

sonenkreis komplett der Eingliederungshilfe zu tbertragen.
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9. Fazit und Empfehlungen

,Erfolg’ (oder auch Teilerfolg) in der Hilfe nach 8§ 67 ff. SGB XllI bemisst sich ausnahmslos am
Einzelfall, denn das Ziel der MaRnahme ist immer die Uberwindung der individuellen sozialen
Schwierigkeiten (oder bei einem Teilerfolg z. B. ihre Verbesserung oder die Verhiutung einer
Verschlimmerung). Daraus ergibt sich auch, dass die erfolgreiche Beendigung einer 67er-
MaRnahme nicht unbedingt den Bezug (oder die Ubernahme) einer eigenen Wohnung impli-
ziert (vgl. Kapitel 3). Von ,Erfolg’ kann auch nur gesprochen werden, wenn er nachhaltig ist,
was wiederum nicht bedeuten muss, dass alle sozialen Schwierigkeiten auf Dauer (d. h. fur
immer) Uberwunden sind (vgl. Abschnitt 7.1). Auch hier kommt es auf den Einzelfall mit sei-

nen Besonderheiten an.

Anhand der Interviews und der ergdnzenden Literaturrecherche konnte herausgearbeitet
werden, dass viele Faktoren Einfluss darauf haben, ob eine MalRnahme erfolgreich durchge-
fuhrt und abgeschlossen werden kann. Durchgangig positiv bewertet werden kénnen dabei
lediglich die gesetzlichen Grundlagen, das abgestufte und differenzierte Hilfesystem in Berlin
sowie die Motivation und weitere Ressourcen der Klient/-innen. Erstere ermdglichen auf-
grund ihrer Offenheit und Flexibilitéat einen ganzheitlichen und individuellen Blick auf die Be-
troffenen und bieten vielfaltige Mdglichkeiten der Hilfegestaltung (vgl. Kapitel 2). Bei den
Klient/-innen selbst sind es vor allem eine starke Motivation sowie Ressourcen wie ein gutes
soziales Netz und die Fahigkeit zur aktiven Mitwirkung im Hilfeprozess, die erfolgsfordernd
wirken. Treffen Wille und Fahigkeit zur Verdnderung der eigenen Lebenssituation aufeinan-
der, auch wenn dies oftmals einen steinigen Weg mit Riickschlagen bedeuten kann, kénnen
die sozialen Schwierigkeiten und besonderen Lebenssituationen mit sozialarbeiterischer Un-
terstiitzung maoglicherweise Uberwunden werden. Offen bleibt zu diesem Zeitpunkt unserer
Forschung, ob ein Minimum an Motivation und Mitwirkungsfahigkeit eine nétige Vorausset-
zung schon bei Einsetzen der MalRnahme ist, oder ob ihre Entwicklung bei entsprechend

angelegter Dauer der Hilfe Teil der Hilfeplanung sein kann.

Durchgéangig negativ wirken sich ganz offensichtlich der Kostendruck der 6ffentlichen Hand,
die Probleme an den Schnittstellen und die vielfaltigen Problemlagen der Klient/-innen auf
den Erfolg der Hilfe aus. Sowohl auf Seiten der Sozialhilfetrager als auch bei den Leistungs-
erbringern fuhrt der Kostendruck dazu, dass Hilfen teilweise nicht passgenau vermittelt wer-
den (Sozialhilfetrdger) bzw. aufgenommene Hilfesuchende nicht in die jeweilige Hilfeform
passen (Leistungserbringer). Auch werden viele Hilfen aufgrund der Einsparvorgaben viel zu
kurz bewilligt und kénnen so nicht erfolgreich abgeschlossen werden (vgl. Kapitel 3). Zu die-
sem internen Kostendruck kommt der externe an den Schnittstellen zu den angrenzenden

Hilfesystemen hinzu, vor allem der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe. Diese nehmen
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aus Sicht der Wohnungslosenhilfe ihre Verantwortung fir bestimmte Klientelgruppen nicht
wahr und schieben diese teilweise in die Wohnungslosenhilfe ab. Neben dem Streit, wer
z. B. fur einen psychisch kranken Wohnungslosen oder einen jungen erwachsenen Woh-
nungslosen ,zustandig’ ist, wurde das offenkundige Fehlen weiterer erforderlicher Angebote

(auch im niedrigschwelligen Bereich der Hilfesysteme) sichtbar.

Aber auch die multiplen Problemlagen der Klient/-innen, die ja Uberwiegend auch Grund fur
ihre besonderen Lebenssituationen und sozialen Schwierigkeiten sind, gefadhrden in mancher
Hinsicht den Erfolg einer 67er-Malinahme. Steht eine Suchterkrankung so stark im Vorder-
grund, dass eine Hilfeplanung im Rahmen des § 67 ff. SGB Xl gar nicht mehr mdglich er-
scheint, oder demaotiviert eine hohe Verschuldung in Kombination mit Schwierigkeiten bei der
Sicherung des Lebensunterhalts die Hilfesuchenden derart, dass es fiir sie einfacher zu sein
scheint, den Dingen ihren Lauf zu lassen, dann kann auch eine sozialarbeiterische Unter-

stlitzungsleistung dies oftmals nicht auffangen.

Neben diesen eindeutig positiv bzw. negativ konnotierten Faktoren gibt es eine ganze Reihe
von EinflussgrofRen, die positiv oder negativ wirken kdnnen. So kénnen die Vorurteile und
Klischeevorstellungen der unterschiedlichen Akteursgruppen gegenuber der jeweils anderen
Seite nicht nur passgenaue und individuell ausgerichtete Hilfen fur die Betroffenen verhin-
dern, sondern auch den Dialog und die konstruktive Auseinandersetzung mit unterschiedli-
chen Sichtweisen befdrdern und befruchten. ,Hausphilosophien’ kénnen zu einer eher re-
striktiven oder eher gro3ziigigen Auslegung der rechtlichen Grundlagen fihren, und auch die
strukturellen Rahmenbedingungen vor Ort in den Sozialamtern und bei den freien Tragern

kdnnen forderlich oder hinderlich sein.

Last but not least haben Erfolgskontrollen einen Einfluss auf gelingende oder misslingende
Hilfen. Finden sie gar nicht statt, kann nicht Uberprift werden, ob die durchgefiihrten MalR-
nahmen angemessen und erfolgversprechend sind. Finden sie ausschlie3lich in Form von
quantitativen, auf hard facts reduzierte Datenerhebungen statt, kénnen sie sogar zu falschen
Strategien und Interventionen fuhren (z. B. Wohnungsvermittlung um jeden Preis). Ein funk-
tionierendes, die unterschiedlichen Einflussgréf3en beachtendes Evaluationsverfahren fir die
Hilfen nach 8§ 67 ff. SGB Xl existiert bisher nicht.

Das nachfolgende Schaubild visualisiert, wie die in der Studie herausgearbeiteten Erfolgs-
und Misserfolgsparameter gleichzeitig und individuell verschieden auf die MaRhahmen nach
8§ 67 ff. SGB XII wirken:
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Grafik 4: Erfolgs- und Misserfolgsparameter in den Hilfen nach 8§ 67 ff. SGB Xl
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Aus den Ergebnissen unserer Studie und den vorangegangenen Uberlegungen leiten wir

folgende Empfehlungen fir das Hilfesystem und seine verschiedenen Akteur/-innen ab:
% Initiierung einer Grundsatzdiskussion iber die Definition von ,Erfolg’
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Nachfolgend erlautern wir die Empfehlungen im Einzelnen.

% Initiierung einer Grundsatzdiskussion Uber die Definition von ,Erfolg’

Unsere Studie hat gezeigt, dass eine grundséatzliche Diskussion utber ,Erfolg’ oder ,Misser-
folg’ in MalRnahmen nach § 67 ff. SGB Xll bisher nicht erfolgt (ist). Gleichzeitig haben die
Interviews mit den unterschiedlichen Akteur/-innen im Hilfesystem gezeigt, welche unter-
schiedlichen Vorstellungen daruber existieren, ob eine solche MaflRnahme als erfolgreich
oder erfolglos bewertet werden kann. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die von sozia-
len Schwierigkeiten betroffenen Menschen, denn von der Erfolgsaussicht der beantragten
Maflinahme hangt ab, ob diese Uberhaupt gewahrt wird, und spater im Hilfeprozess, welche
Wege und Veranderungen mit ihnen geplant und vereinbart werden. Ohne eine Definition,
was denn nun ein ,Erfolg’ ist, kann auch keine Erfolgskontrolle stattfinden, die wiederum
Grundlage fir die konzeptuelle Ausrichtung und Gestaltung von HilfemaRnahmen (auch im

Sinne von Leistungstypen) ist.
% Installierung bzw. Weiterentwicklung von Erfolgskontrollen

Die bundesweit bestehenden Dokumentationen der Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl reichen als
Erfolgskontrolle nicht aus, da sie i. d. R. zu einseitig quantitativ und zu wenig am Einzelfall
ausgerichtet sind. Auch wird die Perspektive der Nutzer/-innen selbst meist noch vollkom-
men ausgeblendet, ohne die eine Evaluation der Wirksamkeit jedoch nicht denkbar ist. Be-
stehende Anséatze mussen daher weiterentwickelt werden, wobei die Ergebnisse der o. g.
Grundsatzdiskussion aufgegriffen werden mussen. Geeignete Instrumente zur Erfolgskon-
trolle kdnnen also nicht ,am griinen Tisch’ entwickelt werden, sondern bedirfen der perma-
nenten Rickkopplung mit und eine Erprobung in der Praxis. Die Entstehung solcher Instru-

mente und Designs im Rahmen eines work-in-progress sollte daher angestrebt werden.
% Systematisierter Umgang mit ,gescheiterten Fallen’

Zur ,Erfolgsfrage’ gehort auch die Frage nach dem Umgang mit sogenannten ,gescheiterten
Fallen’. Sinnvoll erscheint es weder, Klient/-innen immer wieder in neue MaRnahmen nach
§ 67 ff. SGB XlI zu vermitteln, ohne die Griinde fir das Scheitern (in) der Mal3Bhahme davor
zu ergrinden (dies kann auch mehrere Sozialhilfetrdger nacheinander betreffen). Ebenso
heikel und inadaquat ist die ,Bestrafung’ (oder das Resignieren), wenn als Alternative im An-
schluss nur die Unterbringung nach Ordnungsrecht ohne sozialarbeiterische Unterstiitzung
in Betracht gezogen wird. Hier muss ein systematisiertes Vorgehen entwickelt werden, das je
nach den Grunden fir das Scheitern der MalBnahme und den individuellen Méglichkeiten
des/der Betroffenen mehrere Alternativen fur die weitere Unterbringung zulésst. Denkbar ist
hier auch die Weiterentwicklung der Angebote zwischen den Hilfen nach 8§ 67 ff. SGB XII und
den Wohnheimen ganz ohne Unterstitzung durch Sozialarbeiter/-innen. Voraussetzung ist
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jedoch in diesem Fall, dass Menschen mit sozialen Schwierigkeiten nicht aus rein finanziel-

len Erwagungen heraus in solche Einrichtungen vermittelt werden.
% Flexibilisierung/Modularisierung der Hilfen

Die Standardisierung der Hilfen nach § 67 ff. SGB Xl (damals: § 72 BSHG) im Zuge der Re-
formierung des § 93 BSHG (aktuell: § 75 ff. SGB Xll) hat neben vielen Vorteilen auch zu
Nachteilen bei der Angebotsstruktur gefuhrt. Die Entwicklung von (in Berlin recht starr ge-
handhabten) Leistungstypen (vgl. Kapitel 2) engt die Gestaltungsméglichkeiten der freien
Trager in vieler Hinsicht ein. Passgenaue, individuelle Hilfen kénnen nicht immer im Rahmen
festgelegter Angebotsstrukturen erbracht werden. Eine Flexibilisierung der Leistungstypen,
auch im Rahmen eines Modulsystems, wie es die Jugendhilfe mittlerweile entwickelt hat, ist
daher erforderlich. Dies wirde bspw. eine befristete Anpassung der HilfemalRhahmen an
individuelle Bedarfe erméglichen — und zwar nicht nur eine Anpassung nach oben bei be-
sonders problembelasteten Klient/-innen, sondern auch z. B. bei Auslaufen einer MalRnahme
nach unten, um die Verselbststandigung zu férdern oder auf eine weniger intensive An-
schlusshilfe vorzubereiten. Voraussetzung ist eine genaue Prifung, wie eine solche Modul-
arisierung ausgestaltet sein muss, um das Ziel von passgenaueren Hilfen zu erreichen (und
damit kein Missbrauch zur reinen Kostenreduzierung erfolgt). Eine Flexibilisierung muss
nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ gedacht werden. Zusatzliche Module sind denk-
bar fir Menschen mit Problemlagen, die z. B. eine besonders zeitintensive Begleitung zum
JobCenter (oder bei gewaltbetroffenen Frauen zum Gericht) oder eine spezifische Hilfe be-

notigen, die nicht zur Standardleistung des jeweiligen Leistungstyps gehort.
% Ermoglichung von Mischfinanzierungen

Eng verknlpft mit der Forderung nach einer Flexibilisierung der Leistungstypen ist unsere
Empfehlung, Mischfinanzierungen zu ermdglichen. Vor allem im Bereich der Schnittstellen
zur Eingliederungshilfe und Jugendhilfe, aber auch der Altenhilfe und der Beratung von Ar-
beitssuchenden im Rahmen des SGB Il, gibt es immer wieder Fallkonstellationen, in denen
ein Rechtsanspruch nach 8§ 67 ff. SGB Xl besteht, ohne dass im Rahmen dieser Hilfe alle
notwendigen Leistungen erbracht werden kdénnen. Andere Kommunen wie z. B. Karlsruhe
machen vor, dass Mischfinanzierungen moéglich und durch das Gesetz auch gedeckt sind.
Eine Untersuchung zur Identifizierung von best practice in diesem Kontext konnte eine Uber-

tragung auf Berlin erleichtern.
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% Initilerung einer Grundsatzdiskussion Giber den Grad der Standardisierung

zur Erfassung des Hilfebedarfs und der Hilfeplanung

Mit der Frage nach dem Erfolg einer Malinahme sind auch die Erfassung des Hilfebedarfs
(im Sinne auch von sozialer Diagnostik/Anamnese) und das Hilfeplanverfahren verbunden.
Die aktuelle Situation in Berlin macht deutlich, dass hier noch umfassender Diskussions- und
Optimierungsbedarf besteht. Dabei muss es auch um den Grad der Standardisierung zur
Erfassung des Hilfebedarfs (z. B. im Sinne des berlinspezifischen, sehr unterschiedlich ge-
handhabten Hilfebedarfsermittlungsbogens) gehen. Die Vorteile einer starken Standardisie-
rung (Zeitersparnis, Vergleichsmdglichkeiten etc.) gegenlber den Nachteilen (z. B. Ein-
schrankung des individuellen und ganzheitlichen Blicks) miissen dabei miteinander abgewo-
gen werden. Auch bei der Hilfeplanung ist zu diskutieren, ob eine Standardisierung wie z. B.
durch verbindlich anzusetzende Hilfekonferenzen in bestimmten Abstdnden eher forderlich
oder eher hinderlich ist. Zz. werden diese Entscheidungen offensichtlich vor allem nach Kos-

tengesichtspunkten (z. B. bei Zeitmangel) getroffen.
% Bessere interne Vernetzung und Kooperation

Innerhalb des Hilfesystems muss die Vernetzung verbessert werden, vor allem zwischen den
beiden Akteur/-innen Sozialhilfetrger und Leistungserbringer (in Berlin existiert beispiels-
weise seit Jahren die ,Arbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe Neukdlln’ in der sich die
Soziale Wohnhilfe des Bezirks mit den freien Tragern regelmafiig zu gemeinsamen Sitzun-
gen trifft). Weitere Ansatze sind abwechselnde Hospitationen und gemeinsame Fortbildun-
gen. Dabei soll es nicht darum gehen, um jeden Preis einen Konsens herzustellen, sondern
die jeweiligen Haltungen und Positionen jenseits reiner Vorurteile kennenzulernen und kon-
trovers, aber konstruktiv diskutieren zu kdnnen. Die Einbeziehung von interessierten Klient/-

innen als dritter Akteursebene kénnte eine besondere Herausforderung sein.
% Bessere externe Vernetzung und Kooperation an den Schnittstellen

Eine Vernetzung an den Schnittstellen findet zz. eher unsystematisch und meist auf der regi-
onalen (bezirklichen) Ebene statt. Bestehende Kooperationsvereinbarungen wie zwischen
den Senatsverwaltungen fiir Soziales und Jugend werden in der Praxis kaum umgesetzt.
Hier sollte die Senatsverwaltung fur Integration, Arbeit und Soziales aktiv(er) werden und
Mdglichkeiten von Vernetzungen und Kooperation auf den unterschiedlichen Ebenen (Politik
[ Verwaltung / Trager) prufen. Auch hier sind z. B. gemeinsame Fortbildungen denkbar oder
Workshops (z. B. Zukunftswerkstéatten) zur gemeinsamen Entwicklung von Vernetzungskon-

zepten und Kooperationsvereinbarungen.
% Installierung eines Clearingsystems fir ,Grenzfalle’

An den Schnittstellen zu anderen Hilfesystemen kommt es aus unterschiedlichen Griinden
zu Problemen. Nicht immer ist es der Kostendruck oder ein Zusténdigkeitsstreit, der die In-
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stallierung einer adaquaten Unterstitzungsmalnahme erschwert oder verhindert. Oftmals ist
es auch nach einem ausfiihrlichen Erstgesprach nicht sofort méglich, die geeignete Hilfeform
zu identifizieren. Daher sollte — neben den in Berlin eher informell bestehenden Méglichkei-
ten — ein Clearingsystem fir ,Grenzfalle’ entwickelt und installiert werden. Dies ist nur in Ab-
sprache und im Konsens mit den Beteiligten der anderen Hilfesysteme madglich und setzt
eine Verbesserung der Vernetzung (s. 0.) voraus. Denkbar sind ,kleine Lésungen’ wie kurz-
fristig anzusetzende Hilfekonferenzen bis hin zu mischfinanzierten und multidisziplinar zu
besetzenden Einrichtungen, die in einer zeitlich festzulegenden Clearingphase mit den Be-
troffenen gemeinsam die passende Hilfeform herausfinden und einen gelingenden Ubergang

dorthin planen und ermdglichen kénnten.
% Wiederaufgreifen des Fachstellenkonzepts

Die ,Zentrale Fachstelle zur Hilfe in Wohnungsnotfallen’ (vgl. Koch u. a. 1987) bindelt alle
Kompetenzen und Ressourcen der Verwaltung fir das Aufgabenfeld Wohnungsnotfallhilfe
unter einer Leitungsverantwortung. Dies betrifft Leistungen, die klassischerweise in den Be-
reichen Sozialamt (materielle Hilfen und Sozialdienste), Ordnungsamt, Wohnungsamt und
den Sozialdiensten der Abteilungen Jugend und Gesundheit angesiedelt sind. Ziel einer
Fachstelle ist die ganzheitliche Wahrnehmung von Aufgaben unterschiedlicher Fachlichkeit
in Verbindung mit einer spezialisierten Hilfe. Voraussetzung fir eine gelingende Fachstellen-
arbeit ist interne und externe Vernetzung. Vor allem an den Schnittstellen der Wohnungslo-
senhilfe zu anderen Arbeitsfeldern kdnnten zentrale Fachstellen (im Sinne des Kdlner Origi-
nalmodells sowie fachlichen Weiterentwicklungen) Reibungsverluste minimieren und die Hil-
fen fir wohnungslose und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen (auch und gerade im
Bereich der 67er-MalRnahmen) verbessern. Die Empfehlungen der sogenannten Berliner
,Fachstellen-AG’ von 1995 wurden zwar in den Obdachlosenplan der Senatsverwaltung auf-
genommen (SenGesSoz 1995: 7 ff.). Eine Umsetzung der Empfehlungen in den Berliner
Bezirken erfolgte bisher jedoch entweder gar nicht oder nur in Form eingeschrankter Model-
le. Nach Einfihrung von Hartz IV ist das Fachstellenkonzept in Berlin kein Thema mebhr, trotz

der im Rahmen vom ,Modellsozialamt 2005’ wiederholten Empfehlungen.

Die vorstehenden Empfehlungen sind in erster Linie als Diskussionsansatze formuliert. Er-
forderlich ist u. E. eine breite fachoffentliche Debatte zum Thema ,Erfolg’ in der Hilfe nach
§ 67 ff. SGB Xll im Allgemeinen und der hier gemachten Empfehlungen im Speziellen. Dar-
Uber hinaus empfehlen wir, die im Rahmen dieser Studie erarbeiteten Ergebnisse durch eine
reprasentativ angelegte Untersuchung in Form einer Aktenanalyse zu Uberprifen und ggf. zu
erweitern. Im nachfolgenden Ausblick gehen wir auf die Realisierungsmdglichkeiten einer

solchen quantitativen Untersuchung néaher ein.
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Manfred Merckens
10. Ausblick: Empfehlungen fir eine Aktenanalyse

10.1 Ziel der Aktenanalyse

Die vorgeschlagene Aktenanalyse beabsichtigt die in den Interviews und der Literaturrecher-
che identifizierten Faktoren zur Erfolgsférderung oder Erfolgshemmung Uber eine Auswer-
tung der in den Sozialhilfetragerakten dokumentierten Hilfeverlaufe zu verifizieren und dar-
Uber hinaus weitere Kenntnisse Uber diesbezlgliche Einflussfaktoren oder Wirkungszusam-

menhange herauszuarbeiten.

Insgesamt bilden, von externen Faktoren und Rahmenbedingungen abgesehen, vier Aktions-
felder ein Wirkungsgeflecht im Bereich der Hilfen nach § 67 ff. SGB XIllI. Sie bestehen im Ein-

zelnen aus

1. Hilfeempféanger/-innen
2. Problembereichen
3. Leistungstypen (MaRnahmetréger)

4. Sozialhilfetragern

In den Interviews wurde deutlich, dass sich diese Felder differenziert darstellen, im Gesche-
hen unterschiedliche Fragestellungen aufwerfen, und dass sie ferner divergenten Wirkungen
unterworfen sind, aber auch selbst unterschiedlich wirken kénnen. Jedes Feld lasst sich auf
Teilsegmente herunterbrechen, sodass eine Vielfalt von Verkniipfungsmoglichkeiten entsteht
(z. B. eine bestimmte Personengruppe mit einem ausgesuchten Problemschwerpunkt inner-
halb eines konkreten Leistungstyps bei einem speziell organisierten Sozialhilfetrager). Exter-
ne Einflisse wirken hierbei auf das gesamte Geflecht, aber auch die Teilsegmente und de-

ren Verknupfungen.

Eine Hilfeakte sollte, sieht man von weiteren verwaltungs-, zahlungs- und bescheidtechni-
schen Dingen ab, aus anspruchsbegriindenden Berichten und Vermerken, aus Hilfeplanen
und den jeweils hierzu zeitlich festgesetzten Verlaufs- und Abschlussberichten bestehen.
Mithin lassen sich aus dem Aktenvorgang sowohl die Ausgangslagen, d. h. die besonderen
sozialen Schwierigkeiten, in differenzierter Form zum Startzeitpunkt der ,Leistungen’, ferner
die Leistungen selbst in Form der jeweiligen Leistungstypen, als auch der Zielstatus am En-
de einer MaRnahme sowie der Verlauf dorthin unter Auswahl bestimmter zu definierender

Personenmerkmale erfassen.
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Ziele einer Aktenauswertung kénnen sein:

1. Kenntnisse uber Erfolgsgeschehnisse innerhalb der einzelnen Felder zu sammeln und zu
diskutieren (z. B. Uber bestimmte Personengruppen, Problemfelder, Leistungstypen

usw.),

2. Verknupfungstypologien herauszuarbeiten (wie im obigen Absatz beschrieben), die sich
durch besondere Merkmale bei der positiven oder negativen Zielerreichung hervorheben

und dann zu analysieren sind sowie
3. Datenauswertungen als themenweise Vertiefung der bisher genannten Erfolgshemmer

und Erfolgstreiber aus den Interview- und Literaturrechercheergebnissen.

10.2 Mogliche Themenschwerpunkte

Hierbei bieten sich folgende Themen an:

Klientelbezogene Ressourcen

In unseren Interviews wird von Kosten- und MalRnahmetragern die positive oder hemmende
Rolle der klientelbezogenen Ressourcen betont. Diese kdnnen vielgestaltig sein. Es stellen
sich Fragen nach der Erfassung und Beachtung dieser Ressourcen und dem praktischen

Umgang hiermit durch die Hilfeorganisationen:

¢ Ob und wie werden (formell oder informell) die Ressourcen erfasst?
o Welche Bewertungssysteme und Instrumente sind hierbei wirksam?
e Wie systematisiert oder willkirlich geht das Hilfesystem damit um?
¢ Werden klientelbezogene Ressourcen gezielt genutzt?

e Wie begegnet man mangelnden Potenzialen?

Motivationsstarke

Als explizit wichtiger Erfolgstreiber oder Erfolgshemmer verdient die motivationale Stérke der
Klientel besondere Bedeutung. Zumindest wird dieser inhaltlich naheliegende und sozial-
rechtlich verankerte Aspekt wiederholt betont. Auch hier stellen sich Fragen danach, wie

Mafnahme- und Sozialhilfetrager mit dieser Seite ihrer Klient/-innen umgehen.

e Wird der gesamte Aspekt gesondert gewurdigt, dokumentiert und erfasst?
e Werden Motivationen vorher bewusst erfasst und bewertet?
e Wie fordert man positiven Mitwirkungswillen?

e Wie gehen die Helfer/-innen mit mangelnder oder fehlender Motivation um?
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Anpassung der Hilfen

Das Gesetz erwartet einen standigen Abgleich zwischen den definierten Zielen einer Mal3-
nahme und der tatséchlichen Annaherung hieran. Bevor eine Mallhahme mangels Er-
folgsaussicht zu beenden ist, besteht die Verpflichtung, den Hilfeprozess ggf. zu veréndern
und anzupassen. Letztendlich handelt es sich hierbei um eine fortlaufende kritische Kontrolle

zur Ziel- bzw. zur Erfolgssicherung.

e Lassen sich diese Kontroll- und Anpassungsprozesse aus den Akten herausfiltern?

e Wie werden sie zwischen Klientel, Malinahmeerbringer und Sozialhilfetrdger kommuni-
ziert?

e Wie erfolgreich sind die Anpassungsbestrebungen?

e Gibt es hierbei ,gute’ und ,schlechte’ Wege?

e Welche Instrumente werden genutzt?

Abweichende Erfolgsdefinitionen

Erfolg wird unterschiedlich definiert und gewertet. Das fuhrt ggf. zu Konflikten und Klarungs-
bedarfen und wirft Fragen nach dem Einfluss unterschiedlicher Vorstellungen auf Hilfepro-
zesse auf. Falls sich solche Diskurse aus den Akten oder zwischen ihren Zeilen herauslesen

lassen, ist eine bestimme Fallgruppe umrissen, die sich genauer betrachten lasst:

e La&sst sich dieser Spannungsbogen aus den Aktendokumentationen herleiten und bewer-
ten?

e Fihren unterschiedliche Auffassungen von Erfolg zwischen Kosten- und Maflinahmetra-
ger (z. B. ergebnisorientierte Sicht versus verlaufsorientierter Sicht) tUber das, was im
Einzelfall Erfolg ist oder sein soll, selbst zu Ablaufhemmern oder vorzeitigen MaRnahme-
beendigungen oder ,beleben sie das Geschaft'?

e Weisen diese ,Konfliktfalle’ typische Besonderheiten mit Blick auf Problembereiche und
Klient/-innengruppen auf oder entwickeln sie sich eher vor dem Hintergrund spezieller
Merkmale der jeweils konfligierenden MaRnahme- und Sozialhilfetrager?

¢ Kommen die Klient/-innen hierbei zu Wort?

e Wer setzt sich durch oder sind die Ergebnisse eher von Konsens getragen?

Personelle Ausstattung beim Sozialhilfetrager

Erfolgsfordernd ist nach unseren Interviewpartner/-innen ausreichendes Personal bei den
Kostententragern, da dieses dann nicht nur im Sinne seiner gesetzlichen Verpflichtungen
naher am Fallgeschehen ist, sondern auch inhaltlich nicht nach anonymer ,Aktenlage’ Uber

zeitliche und inhaltliche Bewilligungsfragen entscheidet. Wie sind die Verhaltnisse hier?
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e Fihrt Personalknappheit zu inhaltlich falschen Schlissen in der Fallbewertung mit ggf.

nachhaltigen Auswirkungen?

e Bringt zu wenig Personal auf Sozialhilfetragerseite auch gleichzeitig zu wenig bedarfsge-
rechte Kontrollen und zu lange Hilfeprozesse mit sich, die dann am Ende doch nicht er-
folgreich sind?

e Lassen sich hier zumindest bestimmte Trends erkennen, denen dann weiter nachzuge-

hen ware?

Bezugsbetreuungssystem beim MalRnahmetrager

Seine Starke wird in unseren Interviews und der ausgewerteten Literatur betont, gentigend

Zeit vorausgesetzt!

o Wie wirken sich Wechsel der Bezugsbetreuer/-innen, wenn sie nicht Teil einer beabsich-
tigten Anderung in der MaRnahme sind, auf zeitliche und inhaltliche Ergebnisse und Ver-

laufe der Hilfe aus?

Schnittstelle Eingliederungshilfe - psychisch Kranke und Suchtkranke

Die Aufnahme psychisch Kranker bzw. Suchtkranker in das System der Hilfen nach § 67 ff.
SGB XlI bei Nichtinanspruchnahme der Eingliederungs- oder Suchtkrankenhilfe oder ihrer
fehlenden Verfugbarkeit belastet sowohl die Sozialhilfetrager als auch die MaRnahmetréger.
Sie ist umstritten oder bedarf zumindest besonderer Voraussetzungen (um ein erfolgreiches
Arbeiten zu fordern). Dies wird sowohl in der Literatur als auch in den Interviews betont. Das
Problemfeld ,Schnittstelle Eingliederungshilfe’ wirft daher mit Blick auf Erfolge eine Menge

Fragen auf, die sich ggf. im Rahmen einer Aktenauswertung naher beantworten lassen.

e Gibt es hier besondere Misserfolgsquoten, die ggf. zu differenzieren sind?

e Auf welche Weise beeinflusst die besondere Problematik den Hilfeverlauf, wie verfahrt
man damit?

e Gibt es ,gute’ und ,schlechte’ Wege?

e Wie entwickeln sich ,(fehlplatzierte’ Personen in den Mal3hahmen?

¢ Welche Rolle und mit welcher Auswirkung nimmt die Prasenz von Fachdiensten der Psy-
chiatrieversorgung wahrend der Malinahmen ein?

e Sind sie Uberhaupt involviert?

e Wo bleiben die Betroffenen im Falle eines Scheiterns der MalRnahme?
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Schnittstelle zur Jugendhilfe

Die Zunahme junger Menschen im Bereich der Hilfen nach § 67 ff. SGB Xll ist nicht zu ver-
kennen. Auch hier bietet es sich an, einerseits der Frage nach Fehlplatzierungen und ihren
maoglichen Auswirkungen auf die Hilfeverlaufe nachzugehen und andererseits den Umgang

damit zu erfassen:

e Ist das Jugendamt bei der Altersgruppe der 18- bis 21-Jahrigen eingebunden, wie es
eigentlich vorgesehen ist?

e Welche Personen mit welchen Problemkonstellationen kommen aus abgebrochenen
bzw. erfolglos beendeten Jugendhilfemalinahmen?

e Wie viele Konfliktféalle zwischen den Kostentrdgern (ggf. mit welchen spezifischen Merk-
malen) lassen sich aus der Fallmasse herausfiltern?

e Kann man die Wirkungen verzdogerter Personlichkeitsentwicklungen, das Thema der Ju-
gendhilfe, in den Betreuungsergebnissen der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII erkennen und
wenn ja, wie wirken sie sich auf Erfolge oder auf die Umsetzungen der HilfemaRhahmen
aus?

e Wo bleiben beim Scheitern der MaRnahmen die Jungerwachsenen?

Wirtschaftlichkeitsaspekte

Wiederholt wurden wirtschaftliche Aspekte auf Seiten der Sozialhilfetrdger in unseren Inter-
views als Motiv flr bestimmte Entscheidungsfindungen genannt. Es stellt sich die Frage
nach der Wirkung solcher eigennitzigen Aspekte. Andererseits filhren aber auch fehlende
Anschlusshilfen zu unnétigen Aufenthalten im Bereich der Hilfen nach § 67 ff. SGB XIl. Zu-

erst gilt es jedoch der Frage nachzugehen, ob solche Prozesse erkennbar sind:

e Lassen sich aus den Hilfedokumentationen negative Wirkungsweisen wirtschaftlicher
Aspekte auf den Verlauf der Hilfen und ihren Ergebnissen herausfiltern, z. B. durch Zeit-
limitierungen oder andere Eingriffe?

¢ Inwelchem Umfang filhren fehlende Anschlusshilfen zu verlangerten Mal3nahmen?

Zusammenwirken von Hilfen nach 8 67 ff. SGB XlI mit den Leistungen der JobCenter

Ein grof3er Teil der Klientel tragt in seinem Problemfundus Arbeitslosigkeit, fehlende Ausbil-
dung oder geringwertige Schulabschliisse mit sich herum. Es mag tuberwiegend Aufgabe der
Hilfen nach § 67 ff. SGB XII sein, die Integration in den Arbeitsmarkt Gber personliche Hilfen
zu stutzen und flankierende MalRBnahmen sicherzustellen. Die Zentralldsungen kommen je-
doch vom SGB II. Unabhangig von einer allgemeinen Beschreibung des Bildungsstandes,
der beruflichen Qualifikation und der Stellung zum Arbeitsmarkt stellen sich hier Fragen nach

der Vernetzungsqualitat der Maflinahmetrager mit den Angeboten des JobCenters:
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e Welchen Stellenwert nimmt dieses Problemfeld in den Berichtsverlaufen ein?

e Welche Wirkungen zeigen die Hilfen in diesem Problembereich?

e Gibt es fur besondere Bedarfsgruppen spezielle Problemlagen bei den Integrationsbe-
mihungen?

e Wie und vor allem wie erfolgreich kooperieren die Leistungstrager mit den JobCentern?

e Gibt es Spezialangebote fiir Personen des § 67 ff. SGB XII?

Nachhaltigkeit

Die Auswertung einer grofien Anzahl (abgeschlossener) Félle ertffnet zwar keine Mdglich-
keiten, Aspekte der Nachhaltigkeit zu erfassen und zu diskutieren. Dennoch lassen sich
vermutlich aus der Vielzahl der Untersuchungsfélle diejenigen Klient/-innen herausfiltern, die
wiederholt eine Hilfe nach § 67 ff. SGB Xll beginnen, diese allerdings nicht im Sinne einer
Hilfekette beanspruchen, sondern einen ,erneuten’ Versuch starten. Es liegt dann zumindest
der Verdacht nahe, dass die vorangegangenen Hilfen das Ziel der Nachhaltigkeit verfehlt
haben. Zumindest eine Anndherung an Fragestellungen zur Nachhaltigkeit ist mit Blick auf

diese Personengruppe damit moglich:

e Um welche Klient/-innen handelt es sich hierbei und wie sehen deren Problemkonstellati-
onen aus?

e Wie entwickeln sich neue Betreuungsverlaufe und wie enden diese im wiederholten Ver-
such?

e Was hat die Nachhaltigkeit der vorgegangenen Mal3nhahmen negativ beeinflusst und wel-

che Einzelfaktoren der jeweiligen Ebenen waren wirksam?

10.3 Umsetzung

Mit der geplanten Aktenanalyse sollen alle abgeschlossenen Falle (MaRnahmen nach § 67
ff. SGB XIll) eines Jahrgangs bei vier Berliner Sozialhilfetrdgern (Ost/West, Innen-
stadt/Peripherie) untersucht werden. Um eine Vergleichbarkeit (und damit Validitat) der Da-
ten zu gewahrleisten, muss aus den zur Verfiigung stehenden Akten zunachst herausgefiltert
werden, welche Dokumente bezirks- und aktenubergreifend immer vorhanden sind. Nach
ersten Uberlegungen wird es sich hierbei vermutlich um die anspruchsbegriindenden Erst-
und Zwischenberichte (ggf. auch Abschlussberichte) der die MalRnahmen durchfihrenden
freien Trager handeln (vgl. Krause u. a. 2009, die eine solche Aktenanalyse im Arbeitsfeld
therapeutische Wohngemeinschaften der Jugendhilfe erfolgreich durchgefihrt haben). Wie
Monzer/Pott (2009) darlegen, muss ein Nachweis von Wirksamkeit fallrekonstruktiv erfolgen,

wozu sich die Auswertung von Hilfepl&nen auch ihrer Ansicht nach eignet (a. a. O.: 23).

Die Erfassung der Daten erfolgt Gber einen Erhebungsbogen, in den die Daten eingetragen
werden. Diese werden anschlielBend in eine Datenmaske (computergestitzt/SPSS) einge-
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tragen, sodass statistische Berechnungen mdglich werden. Die Auswertung erfolgt sowohl
deskriptiv als auch schliel3end, d. h. neben der reinen Beschreibung der Zielgruppe kdnnen
Zusammenhange zwischen den o. g. Aspekten (Ressourcen, Schnittstellenproblematik etc.)
und dem Erfolg/Misserfolg einer MaRhahme hergestellt werden. Hierfur werden aus den Er-
gebnissen der vorliegenden Untersuchung heraus Hypothesen gebildet, die mit der Akten-

analyse Uberpruft werden kénnen.
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Leitfaden Sozialhilfetrager
Vorstellung Interviewer/-innen, Erkenntnisinteresse, sonstige Informationen
Einverstédndnis Aufzeichnung und Namensnennung im Bericht; Name, Bezirksamt, Funktion

Was ist lhre personliche Definition von ,,Erfolg* im Rahmen der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII?
o Konkret, ggf. Beispiel/le
o Beabsichtigte/nicht-beabsichtigte Effekte spezifischer Interventionen und Methoden
e Zielverschiebungen/Anpassungen/Modifikation von ,Erfolg“/Teilerfolge
e SGB Xll und DVO als Rechts- und Auftragsgrundlagen
e Leistungsbeschreibung/en und —vereinbarungen als Auftragsgrundlagen

Wird in lhrer Behorde / in lhrem Team eine Diskussion uiber ,,Erfolg“ bzw. Erfolgskriterien lhrer
Arbeit gefiihrt?

e Fallbezogen/allgemein
e _Hausphilosophien®
e personlicher Identitatsgrad

Welche Faktoren / Fallkonstellationen férdern, hemmen oder verhindern lhrer Einschéatzung
nach den Erfolg / Misserfolg von Hilfen nach § 67 ff.?

e Konkret, ggf. Beispiel/e

e klientelbezogen

e  Strukturell / rechtliche Vorgaben

e Personal/Qualifikation

e Schnittstellen Jug/Ges

o Wirtschaftlichkeitsaspekte (Budgetierung, Haushaltsrecht etc.)

Existieren Instrumente der Erfolgskontrolle in Ihrer Behorde?

Wann sollte lhrer Einschatzung nach eine MaBnahme nach § 67 ff. SGB Xll beendet werden?
¢ Erfolgs-/Misserfolgsfall
e Wer sollte sie beenden?

Was ist lhrer Einschatzung nach die Definition von Erfolg aus Sicht der Leistungserbringer?
Was ist lhrer Einschatzung nach die Definition von Erfolg aus Sicht lhrer Klient/-innen?

Was miisste sich verandern, um die Hilfen nach § 67 SGB Xll optimal durchfiihren zu kénnen?
Welche Empfehlungen haben Sie fiir eine Optimierung des Hilfesystems?

Féllt lhnen noch etwas ein, was im Rahmen unserer Studie interessant und wichtig sein
kénnte, wir Sie aber nicht gefragt haben?
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Leitfaden Leistungserbringer
Vorstellung Interviewer/-innen, Erkenntnisinteresse, sonstige Informationen
Einverstédndnis Aufzeichnung und Namensnennung im Bericht; Name, Tréger, Einrichtung, Funktion

Was ist lhre personliche Definition von ,,Erfolg* im Rahmen der Hilfen nach § 67 ff. SGB XII?
o Konkret, ggf. Beispiel/le
o Beabsichtigte/nicht-beabsichtigte Effekte spezifischer Interventionen und Methoden
e Zielverschiebungen/Anpassungen/Modifikation von ,Erfolg“/Teilerfolge
e SGB Xll und DVO als Rechts- und Auftragsgrundlagen
e Leistungsbeschreibung/en und —vereinbarungen als Auftragsgrundlagen

Wird bei lhrem Trager / in lhrer Einrichtung / in lhrem Team eine Diskussion uiber ,,Erfolg” bzw.
Erfolgskriterien lhrer Arbeit gefuhrt?

e Fallbezogen/allgemein
e ,Hausphilosophien®
e personlicher Identitatsgrad

Welche Faktoren / Fallkonstellationen férdern, hemmen oder verhindern lhrer Einschéatzung
nach den Erfolg / Misserfolg von Hilfen nach § 67 ff.?

e Konkret, ggf. Beispiel/e

e klientelbezogen

e  Strukturell / rechtliche Vorgaben

e Personal/Qualifikation

e Schnittstellen Jug/Ges

o Wirtschaftlichkeitsaspekte (Budgetierung, Haushaltsrecht etc.)

Wo liegen lhrer Einschdtzung nach die besonderen Starken / Schwiéchen lhres Tragers / lhrer
Einrichtung?

e Strukturen/Rahmenbedingungen
¢ Inhaltliche/methodische Schwerpunkte
e Spezifische Zielgruppen
Existieren Instrumente der Erfolgskontrolle bei lhrem Trager / in lhrer Einrichtung?
¢ Vorgaben SenlAS
o Eigene
Wann sollte lhrer Einschatzung nach eine MaBnahme nach § 67 ff. SGB XIll beendet werden?
o Erfolgs-/Misserfolgsfall
e Wer sollte sie beenden?

Was ist lhrer Einschatzung nach die Definition von Erfolg aus Sicht der Sozialhilfetrager?
Was ist lhrer Einschatzung nach die Definition von Erfolg aus Sicht lhrer Klient/-innen?

Was miisste sich verdndern, um die Hilfen nach § 67 SGB Xll optimal durchfiihren zu kénnen?
Welche Empfehlungen haben Sie fiir eine Optimierung des Hilfesystems?

Fallt Ihnen noch etwas ein, was im Rahmen unserer Studie interessant und wichtig sein
konnte, wir Sie aber nicht gefragt haben?
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Leitfaden Nutzer/-innen

Vorstellung Interviewer/-innen, Erkenntnisinteresse, Zusage der Anonymitat/des Datenschutzes

Einverstandnis Aufzeichnung; Alias-Name, Alter, Leistungstyp

Erzahlen Sie doch mal, wie Sie in diese Einrichtung [Name] gekommen sind. Wie kommt es,

dass Sie jetzt hier wohnen?
e Wielvon wem von der Einrichtung erfahren
« Eigene Motivation
e Problemlage/n

Wie haben Sie die Zeit hier bislang erlebt?
Welche Erwartungen hatten Sie, als Sie hier eingezo  gen sind?

Haben sich lhre Erwartungen bisher erflllt?

e Ursprungliche Ziele/Erwartungen/Wiinsche verandert? Wenn ja, warum? Welche

Konsequenzen hatte das?

Was konnte lhnen noch helfen? Was hatte anders lauf  en kdnnen/muissen?

Was wollen Sie fir sich erreicht haben, wenn Sie hi  er ausziehen [die Hilfe endet]?
* Was misste wer dafiir tun?
*« Wer/was konnte verhindern, dass Sie diese Ziele erreichen?

Fallt Ihnen noch etwas ein, was im Rahmen unserer S tudie interessant und wichtig sein

kénnte, wir Sie aber nicht gefragt haben?
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Kodiergerist

Kategorie

Definition

Ankerbeispiel

A Definition Erfolg

Subjektive Definition von
,Erfolg“ im Rahmen der Hilfe
nach § 67 ff. SGB XIlI

.Meine personliche Definition
von Erfolg im Rahmen von 67
ware Ziele zu definieren, der
Erreichung der Ziele einen
Zeitrahmen zuzuordnen, und
dass Ziele von allen Beteiligten
in einem angemessenen
Zeitrahmen tatsachlich erreicht
werden kdnnen und dartber
hinaus mdglichst lange
anhalten.” (B1: 38-43)

B Interne Diskussion

Diskussion im Trager, in der
Behdrde, in der Einrichtung, im
Team Uber Erfolg bzw.
Erfolgskriterien im Rahmen der
Hilfe nach § 67 ff. SGB XII

»20, das ist schon ein Thema
und letzten Endes ist dieses
,Wohin geht es in der Hilfe’
immer Thema bei Supervision.*
(T2: 159-160)

C 1 Fordernde Faktoren

C 1.1 Rechtsgrundlage

Flexibler Spielraum durch § 67
ff. SGB XII, DVO etc.

,Wir stltzen uns da sehr drauf.
Auch einfach, um so eine
Verlasslichkeit zu haben.” (B2:
158 f.)

C 1.2 Personal

Ressourcen des Personals

.[D]aflr [individuelle
Hilfebedarfsermittiung] nehmen
wir uns Zeit und (...) wie gesagt
haben wir das Personal dafiir,
dass wir das noch tun kénnen.
(B2: 88 f.)

C 1.3 Klient/-innen

Ressourcen der Klient/-innen

,[D]a bin ich sehr
selbstbewusst. Also keine
Schwierigkeiten. (K3: 71 f.)

C 1.4 Sonstiges

Sonstige foérdernde Faktoren

».D]a muss man gucken, welche
externen Hilfen sind noch
mdglich. Manchmal gibt es die
auch aus dem Familiensystem
heraus.“ (T1: 466-468)

C 2 Hemmende Faktoren

C 2.1 Schnittstelle Ges

Probleme der rechtlichen
Abgrenzung der Hilfen nach

§ 67 ff. und 53 ff. SGB XII sowie
die Umsetzung in der Praxis

»Also wir haben ganz grolie
Probleme mit den
Kriseneinrichtungen. (...) Weil
da naturlich die Abgrenzung am
gravierendsten ist.”

(B2: 813-815)
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Kategorie

Definition

Ankerbeispiel

C 2.2 Schnittstelle Jug

Probleme der rechtlichen
Abgrenzung der Hilfen nach

§ 67 ff. und 41 SGB VIII sowie
die Umsetzung in der Praxis

,[1I]n den seltensten Fallen
gelingt es (...) Uberhaupt
jemanden noch Uber
achtzehnjahrig in die
Jugendhilfe zu integrieren. Das
wird in der Regel immer
abgelehnt. Und es ist ein
riesiger burokratischer
Aufwand, dagegen was zu
unternehmen.” (B1: 262-266)

C 2.3 psychische Erkrankung

Psychische Erkrankungen bzw.
Stérungen der Klient/-innen als
hemmender Faktor

L#Also das ist ein groRes
Problem. (...) [AJuch mit
psychischen Erkrankungen.
Weil genau an diesen (...)
Krankheitssymptomen immer
eine Zielfestschreibung ganz
schwierig wird.“ (B1: 377-379)

C 2.4 Suchterkrankung

Suchterkrankungen und -
missbrauch der Klient/-innen als
hemmender Faktor

+#Also, du gibst denen das Geld
in die Hand und am nachsten
Tag ist das ausgegeben, fir
Alkohol.” (T1: 42-44)

C 2.5 Sonstiges Klient/-innen

Sonstige hemmende
klientelbezogene Faktoren

»LE]S gibt natirlich die Klienten,
wo..., da lauft einfach nichts.
Die kommen jedes zweite Mal
nie, und dann machen sie
einfach nischt.“ (T1.: 484-486)

C 2.6 Wirtschaftlichkeitsaspekte

Wirtschaftlichkeitsaspekte wie
Budgetierung, Kostendruck etc.,
die die Gewahrung und
Umsetzung der Hilfe
erschweren oder verhindern

,[DJ]ie Krisenhauser zum
Beispiel (...), die sind ja als
stationar eingestuft, und die
sind defizitar, also fur uns. Das
heif3t, wir missen gucken,
moglichst schnell Leute da
rauszukriegen. Was eventuell
dann auch dazu fihrt, dass die
Zeit zu kurz ist, um (...) eine
vernunftige Anschlusshilfe zu
finden. Aber (...) der
Kostendruck, der ist da
maRgebend oft, leider.” (B2:
349-355)

C 2.7 Sonstiges

Sonstige hemmende Faktoren

.Dass jeder Bezirk seine
eigenen Gesetze schreibt, das
geht nicht.“ (T2: 490)

C 2.8 Personal

Personalschliissel,

Betreuerwechsel u. A.

,Sozialarbeit ist
Beziehungsarbeit. Und wenn es
da auf der Ebene nicht
funktioniert, dann ist ein Teil
des Erfolges erschwert.”

(B2: 476 f.)

D Starken/Schwiéchen des
Tragers

D 1 Starken

Strukturelle und inhaltliche
Starken des Tragers

,[D]a macht es die Struktur des
Hauses leichter (...), man hat
'ne eigene abgeschlossene
Wohnung“ (T2: 148-150).
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Kategorie

Definition

Ankerbeispiel

D 2 Schwéchen

Strukturelle und inhaltliche
Schwachen des Tragers

»,eS gibt hier ein paar Dinge, die
gehen hier nicht in der Nahe
des Kottbusser Tors - Heroin,
machen wir nicht, hat kein
Sinn.“ (T2: 211 f.)

E Erfolgskontrolle

Instrumente der Erfolgskontrolle
bei der Behérde/beim Trager

~[W]ir haben erst mal diesen
standarisierten Jahresbericht,
wo man letzten Endes immer
reinschreibt, welche sind mit
Hilfezielerreichung
abgeschlossen worden, und
welche nicht.“ (T1: 403-405)

F MaBnahmebeendigung

Zeitpunkt der Beendigung der
HilfemaRnahme sowie
Entscheidungsfindung in der
Praxis

,Im besten Falle sollte die Hilfe,
ja, gemeinsam beendet werden.
Also ich denke mir, das ware
der Idealfall.“ (B2: 536 f.)

G Fremdeinschitzung
Erfolgsdefinition

G 1 Sozialhilfetrager

Erfolgsdefinition der
Sozialhilfetrager als
Fremdeinschatzung von
Leistungserbringern und
Klient/-innen

,Es ist nattrlich immer so, dass
da auch immer mehr auf die
Ergebnisse geguckt wird.*

(T1: 565 f.)

G 2 Leistungserbringer

Erfolgsdefinition der
Leistungserbringer als
Fremdeinschatzung von
Sozialhilfetrager und Klient/-
innen

.Na ja, erst mal missen die
auch leben. [lacht] Eine
MaRnahme ist erst mal ein
Erfolg, weil die bezahlt wird.*
(B3: 514 1)

G 3 Klient/-in

Erfolgsdefinition der Klient/-
innen als Fremdeinschatzung
von Sozialhilfetrager und
Leistungserbringern

,Das ist eigentlich das, was sich
jeder wiinscht irgendwie: eine
Arbeit, eine Wohnung, einen
Sinn im Leben, eine Beziehung,
Kinder. So das, was die
Menschen eben méchten.
[lacht] Das unterscheidet
unsere Klienten doch nicht von
uns.“ (B3: 559-562)

H Empfehlungen

Empfehlungen und
Verbesserungsvorschlage zur
Optimierung des Hilfesystems

~[Alndrerseits fande ich sehr
interessant, (...) zu den
Leistungstypen (...) einzelne
Module einzuflihren, die [ein]
individuelleres Arbeiten mit den
Hilfebedurftigen maoglich
machen.” (T2: 505-507)

| Einstieg ins Hilfesystem

Individuelle Wege ins
Hilfesystem nach § 67 ff.
SGB Xl

,Und so wurde mir dann von
einem Bekannten bei Synanon
der Tipp gegeben: Da gibt’s das
Xhaus, (...) die haben
Vierundzwanzig-Stunden-
Betreuung. (...) Und da bin ich
dann hingefahren.” (K1: 31-35)

J Erwartungen

Erwartungen der Klient/-innen
an das Hilfesystem vor und
wahrend der Betreuung

»ich hab die Erwartung, dass
mir geholfen wird bei meiner
Schuldenklarung® (K1: 109)

125




	Seite1
	Endbericht_Erfolg 67 Ü 8-09



